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Landespflegeplan

Teil A

Bekanntmachung des Ministeriums für Arbeit,
Soziales, Gesundheit und Frauen 

- 53-4376.3 -
Vom 22. November 1999

„Einrichtungen für alte Menschen”

• Altenpflegeheime
• Kurzzeitpflege
•  Tagespflege
•   Betreutes Wohnen im Heim

Stand: 01.10.1999

Vorbemerkungen

Der Landespflegeplan wird ohne die Ausführungen zu den
Landkreisen Barnim und Havelland veröffentlicht, weil mit die-
sen Landkreisen das Einvernehmen nach § 3 Abs. 1 Landes-
pflegegesetz (PflegeG) noch nicht hergestellt werden konnte.
Das vom Landkreis Prignitz erklärte Einvernehmen zum Lan-
despflegeplan gemäß § 3 Abs. 1 PflegeG steht unter dem Vor-
behalt eines entsprechenden Kreistagsbeschlusses. Für diese
Landkreise gilt der vorläufige Landespflegeplan vom 23. Juli
1999 (ABl. S. 698).
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1. Allgemeiner Teil

Der Landespflegeplan (LPP) Teil A „Einrichtungen für alte
Menschen” im Land Brandenburg besteht aus 3 Teilen: 

Im Allgemeinen Teil werden gemäß § 3 Abs. 2 des Landespfle-
gegesetzes (PflegeG) die Grundsätze für die Aufstellung der
Planung und der Bedarfsanhaltswerte festgelegt und das Ver-
fahren durchgestellt.

Im Speziellen Teil werden - getrennt für jeden Landkreis bzw.
jede kreisfreie Stadt - der Bestand sowie die vorgesehene Ent-
wicklung der erforderlichen Pflegeeinrichtungen (Bedarf) nach
Standort, Träger, Platzzahl und deren Leistungsdifferenzierung
ausgewiesen und die auf den jeweiligen Landkreis bzw. die je-
weilige kreisfreie Stadt bezogenen Planungsgrundlagen darge-
stellt.

Im abschließenden Teil 3 „Abwägungsentscheidungen” werden
die Entscheidungen über die Aufnahme oder Nichtaufnahme in
den Landespflegeplan begründet. Das erfolgt nur in den Fällen,
wo die Regionalkonferenz zu Einrichtungen der Altenhilfe für
einen Landkreis/eine kreisfreie Stadt keine einvernehmlichen
Planungsergebnisse erbracht hatte (siehe hierzu 1.3.2.3 und
1.3.2.6).

1.1 Rechtliche Vorgaben für den Landespflegeplan 

Rechtliche Grundlage für den Landespflegeplan im Land Bran-
denburg ist § 3 des Gesetzes zur Ausführung des Elften Buches
Sozialgesetzbuch (Landespflegegesetz - PflegeG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung der Neufassung des Landespflege-
gesetzes vom 11. Mai 1998 (GVBl. I S. 158).

1.1.1 Verpflichtung zur Erstellung des LPP

Aus § 3 Abs. 1 PflegeG ergibt sich die Verpflichtung für das für
Soziales zuständige Landesministerium, einen Landespflege-
plan aufzustellen. Dieser Landespflegeplan muss vom Ministe-
rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen  (MASGF) im
Amtsblatt veröffentlicht werden. 

Das MASGF stellt diesen Landespflegeplan gemäß § 3 Abs. 1
PflegeG im Einvernehmen mit den Landkreisen  und kreisfrei-
en Städten auf. Dabei ist der Landespflegeausschuss anzuhören
und - soweit es sich um Pflegeeinrichtungen nach § 71 Abs. 2
des Elften Buches Sozialgesetzbuch handelt - das Einverneh-
men mit den Pflegekassen anzustreben. 

1.1.2 LPP Teil A „Einrichtungen für alte Menschen”

Nach § 3 Abs. 1 PflegeG umfasst der vom MASGF aufzustel-
lende und zu veröffentlichende LPP die teilstationäre und die
stationäre Pflege einschließlich der Einrichtungen der Tages-
und Nachtpflege und der Kurzzeitpflege sowie teil- und vollsta-
tionäre Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Hilfe für
psychisch Kranke und chronisch abhängigkeitskranke Men-
schen, insbesondere für Wohnstätten, Förder- und Beschäfti-
gungsbereiche, Tagesstätten und Sonderkindertagesstätten. 

Der Landespflegeplan wird gegliedert in die Teile

- A Einrichtungen für alte Menschen
- B Einrichtungen für behinderte Menschen
- C Einrichtungen für psychisch Kranke und chronisch Ab-

hängigkeitskranke.

Der Landespflegeplan Teil A stellt im Einzelnen dar:

- vollstationäre Altenpflegeheim-Plätze, 
- Plätze der Kurzzeitpflege für alte Menschen und
- Plätze der Tagespflege für alte Menschen.

Das im Investitionsprogramm Pflege (IVP) enthaltene Betreute
Wohnen im Heim, differenziert nach alter oder neuer Form,
wird in den LPP für Einrichtungen der Altenhilfe einbezogen.
Wegen des Sachzusammenhanges wird in der tabellarischen
Darstellung unter „2. Spezieller Teil” auch das Betreute Woh-
nen am Heim nachrichtlich aufgenommen. Näheres zum Be-
treuten Wohnen „im Heim” und „am Heim” siehe Num-
mer 1.2.9.3.

Nach den Festlegungen in § 3 Abs. 2 PflegeG werden im LPP
zunächst die Grundsätze für die Aufstellung der Planung und
die Bedarfsanhaltswerte festgelegt. Ferner weist der LPP den
Bestand sowie die vorgesehene Entwicklung der erforderlichen
teilstationären und vollstationären Pflegeeinrichtungen aus. Da-
bei sind Tages- und Nachtpflege sowie Kurzzeitpflege zu
berücksichtigen. In die Darstellung sind Standort, Träger, Platz-
zahl und deren Leistungsdifferenzierung aufzunehmen.

Für den überwiegenden Teil der im LPP enthaltenen Einrich-
tungen der Altenhilfe im Land Brandenburg sind die vollsta-
tionären Altenpflegeheim-Plätze (APH-Plätze) das Kernstück
ihrer pflegerischen Tätigkeit. Altenpflegeheime (APH) im Ver-
ständnis des § 3 Abs. 2 Pflegegesetz sind vollstationäre Pflege-
einrichtungen im Sinne des Pflegeversicherungsgesetzes 
(PflegeVG - SGB XI). Sie dienen dem Heimplatzbedarf solcher
alter Menschen, die stationär pflegebedürftig nach der Definiti-
on der §§ 14 und 15 SGB XI sind. Hinzu kommt der Bedarf al-
ter Menschen, die im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes 
(BSHG) stationär pflegebedürftig sind, ohne das zugleich nach
der Einstufung des MDK zu sein (so genannter G-Typ). Sie
werden allerdings wegen der geringen Anzahl bei der Bestim-
mung der Bedarfsquoten vernachlässigt. APH-Plätze werden
nicht geplant für den Heimplatz-Bedarf von stationär pflegebe-
dürftigen Menschen, die nicht alt sind.

1.1.3 Planungsgrundsätze

Bei der Erstellung des LPP sind Gesichtspunkte zu beachten,
die zweckmäßigerweise getrennt nach inhaltlichen und nach
verfahrensmäßigen Elementen dargestellt werden.

1.1.3.1 Inhaltliche Vorgaben

Nach § 3 Abs. 2 PflegeG weist der LPP den Bestand an Pflege-
einrichtungen aus. Weiter ist dort bestimmt, dass der LPP die
erforderlichen Pflegeeinrichtungen (Bedarf) darstellt. 

Bei der Darstellung des Bestandes wurde zurückgegriffen auf
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solche Pflegeeinrichtungen, die zum Stichtag 31.12.1998 mit
den Pflegekassen entsprechende Verträge abgeschlossen hatten.
Bei der Entwicklung der Bedarfsseite des LPP sind nach den
Bestimmungen des PflegeG folgende Elemente zu beachten:
Leistungsfähige, zahlenmäßig ausreichende und wirtschaftliche
Versorgungsstruktur, die eine regional gegliederte, ortsnahe
und aufeinander abgestimmte Versorgung gewährleisten soll 
(§ 1 Abs. 1). Die Vielfalt der Träger von Pflegeeinrichtungen ist
zu wahren. Die kommunalen Gebietskörperschaften sollen Ein-
richtungen nur errichten und unterhalten, soweit sie nicht von
freigemeinnützigen oder privaten Trägern errichtet oder unter-
halten werden (§ 1 Abs. 3). Bestands- wie auch Bedarfsaussa-
gen sind im LPP zu differenzieren nach Standort, Träger, Platz-
zahl und deren Leistungsdifferenzierung (§ 3 Abs. 2). Die für
die vorgesehene Entwicklung erforderlichen Pflegeeinrichtun-
gen müssen eine bedarfsgerechte, regional gegliederte, leis-
tungsfähige und wirtschaftliche Versorgung ermöglichen (§ 3
Abs. 2). 

Die vorgenannten inhaltlichen Bestimmungsgründe sowie die
Grundsätze für die Aufstellung der Planung und der Bedarfsan-
haltswerte (§ 3 Abs. 2) werden im Folgenden differenziert dar-
gestellt.

Diese inhaltlichen Planvorgaben haben im Land Brandenburg
bereits Tradition. Gleich nach der Gründung des Landes und
längere Zeit vor der Einführung der Pflegeversicherung hat be-
reits im Jahre 1992 das von der Landesregierung damals initi-
ierte Landes-Altenpflegeheim-Bauprogramm (LAB) für die
Planung von APH in seinerzeit 44 Landkreisen bzw. kreisfreien
Städten festgelegt, dass folgende Kriterien zu berücksichtigen
waren:

- regionale flächendeckende Bedarfsplanung,
- Trägervielfalt und
- wirtschaftliche Größen mit mindestens 60 Plätzen pro

Heim1. 

Wesentliche Elemente der durch § 9 PflegeVG in Verbindung
mit dem Pflegegesetz bestimmten Planung waren also in Bran-
denburg bereits Praxis zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des
Pflegegesetzes. 

1.1.3.2 Verfahrensweise

Die grundlegenden Bestimmungen über das Verfahren zur Er-
stellung des LPP ergeben sich aus § 3 Abs. 1 PflegeG: Das So-
zialministerium erstellt in Zusammenarbeit mit den kommuna-
len Gebietskörperschaften, dem Landespflegeausschuss und
den Pflegekassen einen Landespflegeplan und veröffentlicht
diesen im Amtsblatt. Durch einen Erlass des MASGF vom 
9. Februar 1999 (53 - 4376.3, siehe ABl. S. 102) ist das Verfah-
ren zur Aufstellung eines Landespflegeplanes im Einzelnen ge-
regelt worden. Der „Regionalkonferenz” wird  eine wesentliche
Bedeutung zuerkannt. Zur Vorbereitung eines Landespflegepla-
nes gemäß § 3 Abs. 1 Landespflegegesetz für Einrichtungen für
alte Menschen führt das Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-

1 MASGF (Hg), „Vom Landes-Altenpflegeheim-Bauprogramm zum Investi-
tionsprogramm Pflege des Landes Brandenburg - Entwicklung, Stand, Per-
spektiven”, Potsdam 1995, Seite 8

sundheit und Frauen (MASGF) nach Nummer 2.1 des Erlasses
Regionalkonferenzen für das Gebiet eines Landkreises/einer
kreisfreien Stadt durch. Auf der Grundlage des Ergebnisses der
Regionalkonferenz entscheidet das MASGF unter Abwägung
des ermittelten künftigen Bedarfs und der Zielsetzung des § 1
Landespflegegesetz  über die Aufnahme einer Einrichtung der
Altenpflege in den Landespflegeplan. Detaillierte Ausführun-
gen zu den grundlegenden Verfahrenselementen enthält die fol-
gende Nummer 1.3.

1.1.4 Bedarfsanhaltswerte

§ 3 Abs. 2 PflegeG bestimmt, dass der LPP Bedarfsanhaltswerte
festlegt. Das MASGF hat das Institut für Entwicklungsplanung
und Strukturforschung an der Universität Hannover (IES) beauf-
tragt, Daten zur Bevölkerungsentwicklung in  jeder kreisfreien
Stadt bzw.  jedem Landkreis zu erarbeiten und daraus Bedarfs-
anhaltswerte abzuleiten. Im Fall der Landkreise wurden diese
auf der Ebene der Ämter und der amtsfreien Gemeinde unter-
gliedert. Diese  Bedarfsanhaltswerte für APH-Plätze wurden
vom IES für die Jahre 2000, 2003 und 2005 dargestellt. Näheres
hierzu siehe unter 1.1.5.2 sowie 1.2.1. Außerdem werden unter
„2. Spezieller Teil” für 18 kommunale Gebietskörperschaften im
Land Brandenburg deren einschlägige Werte dargestellt.

Die Ableitung der Bedarfsanhaltswerte für Zwecke des LPP für
Einrichtungen der Altenhilfe bezieht sich nicht auf einen theo-
retischen Bedarf oder subjektive Bedürfnisse, sondern auf die
objektive Inanspruchnahme. Es wurde die tatsächliche Inan-
spruchnahme aller Altenpflegeheime im Land Brandenburg
festgestellt und auf dieser empirischen Basis nach fachlichen
Gesichtspunkten für die Zukunft fortgeschrieben.

Dabei wurde der Umstand berücksichtigt, dass sich die Inan-
spruchnahmequoten seit 1994 von Jahr zu Jahr teilweise geän-
dert haben.

Bedarfsanhaltswerte ergeben sich im Ergebnis aus der rechneri-
schen Kombination von Bevölkerungsprognosen und in Aus-
sicht genommenen Inanspruchnahmequoten. Näheres hierzu
siehe unter 1.2.1.

Die Bedarfsanhaltswerte dienten als Diskussionsgrundlage bei
der in der Regionalkonferenz anstehenden Frage nach den in
der Zukunft voraussichtlich erforderlichen APH-Plätzen. Sie
konnten aufgrund der Überlegungen in der Regionalkonferenz
sowohl nach oben wie auch nach unten abweichen.

1.1.5 Darstellung im LPP  

Nach § 3 Abs. 2 PflegeG weist der LPP den Bestand sowie die
vorgesehene Entwicklung der erforderlichen Pflegeeinrichtun-
gen nach Standort, Träger, Platzzahl und deren Leistungsdiffe-
renzierung aus. Die tabellarische Darstellung im Landespflege-
plan (siehe „2. Spezieller Teil”) enthält also neben der Be-
standsseite auch eine Bedarfsseite.

1.1.5.1 Bestand

Die Darstellung des Bestandes an Pflegeeinrichtungen zum
Zeitpunkt 31.12.1998 basiert auf der Auswertung der entspre-
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chenden Unterlagen bei den Pflegekassen und beim Landesamt
für Soziales und Versorgung. Unter „2. Spezieller Teil” erfolgt
diese Darstellung für jede kommunale Gebietskörperschaft, das
heißt für Landkreise und für kreisfreie Städte im Land Bran-
denburg, gesondert. In der tabellarischen Darstellung geben
nichtschraffierte Zeilen Auskunft über den Bestand (während
schraffierte Zeilen Informationen über die Bedarfsfestlegungen
des Landespflegeplanes enthalten).

Soweit die Bestandsdarstellung vollstationäre Altenpflegehei-
me ausweist, ist der Hinweis wichtig, dass diese Begrifflichkeit
nicht in jedem Fall deckungsgleich ist mit Heimen im Sinne des
Heimgesetzes. So können Einrichtungen im Sinne des Heimge-
setzes für alte Menschen durchaus betrieben werden, ohne da-
mit sogleich vollstationäre Pflege im Sinne des SGB XI anzu-
bieten - etwa Altenwohnheime, deren Bewohnern mit Leistun-
gen der ambulanten Pflege gedient ist. 

Die bei der auf den Landkreis/die kreisfreie Stadt bezogene ta-
bellarische Darstellung zum Bestand und zur vorgesehenen
Entwicklung angefügten Anmerkungen enthalten Informatio-
nen darüber, welches bestehende APH durch ein neues künftig
ersetzt werden soll.

1.1.5.2 Bedarf

Der Bedarfsteil des Landespflegeplans weist die Einrichtungen
aus, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich sind. Hier-
bei kann es sich um Einrichtungen handeln, die bereits im Be-
standsteil enthalten sind, die Einrichtungen aus dem Bestands-
teil ersetzen, die Einrichtungen aus dem Bestandsteil ergänzen
oder es kann sich um vollständig neue Standorte handeln. Um
die genannten Beziehungen tabellarisch deutlich zu machen,
sind Bestand- und Bedarfseinrichtungen in einer Tabelle darge-
stellt worden.

1.2 Inhaltliche Plangrundsätze

Die Parameter für die Planung von APH ergeben sich aus dem
Landespflegegesetz des Landes Brandenburg (PflegeG). In § 3
Abs. 2 festgelegt sind folgende Elemente: Bedarfsgerechtigkeit,
Regionalität, Ortsnähe, Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit,
Leistungsdifferenzierung, Trägervielfalt und Nachrang kom-
munaler Träger. § 1 Abs. 1 bestimmt zusätzlich den Gesichts-
punkt „zahlenmäßig ausreichend”. 

1.2.1 Bedarfsgerechtigkeit

Die Bedarfskomponente der Pflegeplanung wird durch § 3 
Abs. 2 PflegeG konkretisiert auf die Frage, ob die vorgesehene
Entwicklung einer Pflegeeinrichtung für eine bedarfsgerechte
und regional gegliederte, leistungsfähige und wirtschaftliche
Versorgung erforderlich ist. Bei der Behandlung dieser Frage
sind weitere Aspekte (Ortsnähe, Leistungsdifferenzierung, Trä-
gervielfalt und der Nachrang kommunaler Träger) in die Über-
legungen einzubeziehen. 

Bedarfsgerecht ist die Versorgung unter mengenmäßigen Ge-
sichtspunkten, wenn sie zahlenmäßig ausreichend ist. Die Ant-
wort auf die Frage nach der Bedarfsgerechtigkeit setzt eine Be-
stimmung des Bedarfs voraus.

Für die Bedarfsüberlegungen im Landespflegeplan ist der
Aspekt der tatsächlichen  Inanspruchnahme durch pflegebe-
dürftige alte Menschen entscheidendes Kriterium. Diese Aus-
richtung der Planungsüberlegungen auf eine empirisch erfass-
bare  Inanspruchnahme ermöglicht es, die Planung zu objekti-
vieren und damit fachbezogen diskutierbar und entscheidbar zu
machen.

Bei der ersten Serie von Regionalkonferenzen für Einrichtun-
gen der Altenpflege in den Jahren 1991/1992 ist diese Konkre-
tisierung des Bedarfs noch nicht möglich gewesen, weil im neu-
gegründeten Land Brandenburg entsprechende statistische Un-
terlagen  noch nicht zur Verfügung standen. Mit der Hilfsgröße
„3 % der über 64-jährigen Bevölkerung” wurde damals ersatz-
weise eine Bedarfsbestimmung möglich, die aber noch nicht
auf differenzierte Daten zur Inanspruchnahme gestützt werden
konnte.

In der zweiten Serie der Regionalkonferenzen für Einrichtun-
gen der Altenpflege in den Jahren 1995/1996 war die Landes-
planung dann bereits in der Lage, die „Inanspruchnahme” ein-
zubeziehen. Auf der Grundlage einer Belegungsanalyse aller
Altenpflegeheime im Land Brandenburg zum Stichtag 25. Ok-
tober 1994 wurden Inanspruchnahmequoten für bestimmte Al-
tersgruppen errechnet. Diese Werte konnten kombiniert werden
mit der erstmals vorliegenden Bevölkerungsprognose für diese
Altersgruppen. Auf diese Weise wurde in der zweiten Serie von
Regionalkonferenzen eine Inanspruchnahme von APH-Plätzen
für das Jahr 2000 prognostiziert. Allerdings konnten zwei
Schwachstellen dieser Prognose der Inanspruchnahme von
APH-Plätzen im Jahre 2000 zum damaligen Zeitpunkt nicht be-
hoben werden: Einerseits war aufgrund des in Kraft getretenen
SGB XI nicht absehbar, wie sich die Inanspruchnahme ent-
wickeln würde. Auf der anderen Seite war die amtliche Statistik
zum damaligen Zeitpunkt nicht in der Lage, die Bevölkerungs-
prognose für das Jahr 2000 auf kleinere Regionen als die eines
Landkreises zu beziehen. Hinsichtlich der Verteilung der prog-
nostizierten APH-Plätze eines Landkreises in seiner Fläche war
mithin zum damaligen Zeitpunkt keine Datengrundlage vor-
handen. 

Die verbesserte Datengrundlage ermöglichte der Prognose des
Bedarfs an Altenpflegeheimplätzen für den Zeitraum bis zum
Jahre 2005, für jeden Landkreis eine Binnendifferenzierung der
Bevölkerungsprognose auf der Ebene der Ämter und amtsfreien
Gemeinden in den relevanten Altersstufen darzustellen.

Die reale Inanspruchnahme von APH-Plätzen in allen APH des
Landes Brandenburg zum Stichtag 31.12.1998 wurde empirisch
festgestellt. Aus diesen Informationen wurden  landesweit ein-
heitliche Inanspruchnahmequoten für verschiedene Bevölke-
rungsgruppen im Alter über 64 Jahren errechnet. 

Das hinter diesen Inanspruchnahmequoten stehende Inan-
spruchnahmeverhalten alter und pflegebedürftiger Menschen
per 31.12.1998 wird sich voraussichtlich im Zeitraum bis zum
Jahre 2005 verändern. Zum Zwecke der Prognose müssen des-
halb die empirisch gewonnenen Inanspruchnahmequoten verän-
dert werden. Die veränderten Inanspruchnahmequoten werden
als Bedarfsquoten bezeichnet. Wenn diese Bedarfsquoten kom-
biniert werden mit einer Bevölkerungsprognose, ergeben sich
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Bedarfsprognosen für APH-Plätze im Prognosezeitraum bis
zum Jahr 2005 für das Land Brandenburg insgesamt und für je-
de kreisfreie Stadt sowie jeden Landkreis und dort weiter diffe-
renziert bis auf die Ebene der Ämter und amtsfreien Gemein-
den.

1.2.1.1 Bestimmung von Bedarfsquoten

Eine Erhebung in allen 208 Altenpflegeheimen des Landes
Brandenburg ergab, dass dort zum Stichtag 31.12.1998 insge-
samt 16.548 Personen lebten (Tabelle 1). Dieser empirische Be-
fund ist in mehrfacher Hinsicht zu analysieren: 

Diese Gesamtzahl von 16.548 Bewohnern von Altenpflegehei-
men enthält 2.366 Heimbewohner, deren gewöhnlicher Aufent-
halt (Wohnort) vor Aufnahme in diese Einrichtung außerhalb
des Landes Brandenburg lag. Es wird unter Nummer 1.2.2, Re-
gionalität, umfassend ausgeführt, dass diese Personengruppe
für planerische Zwecke, das heißt zur Bestimmung des zukünf-
tigen Bedarfs an Altenpflegeheimen im Land Brandenburg,
nicht berücksichtigt werden kann. Im Hinblick auf Planungs-
überlegungen reduziert sich die reale Belegung aller Altenpfle-
geheime im Land Brandenburg zum Stichtag 31.12.1998 des-
halb von 16.548 auf 14.182 Heimbewohner (Tabelle 2).

Darüber hinaus sind aber noch weitere Überlegungen für Pla-
nungszwecke erforderlich. Ein „Altenpflegeheim” ist nicht

identisch mit einem „Pflegeheim”. Pflegebedürftige Personen
in jüngeren Jahren sind in aller Regel in einem Pflegeheim für
alte Menschen nicht richtig platziert. Auf der anderen Seite
kann sich ihr Aufenthalt auch negativ auswirken auf die be-
darfsgemäße Gestaltung eines Pflegeheims für alte Menschen.
Unter diesem Gesichtspunkt sind im Hinblick auf die planeri-
schen Erfordernisse die Bewohner von Altenpflegeheimen am
31.12.1998, die jünger als 65 Jahre alt sind, aus den weiteren
Planungsüberlegungen auszuschließen. Tabelle 3 zeigt, dass
sich dadurch die für Planungszwecke relevante Bewohnerschaft
der Altenpflegeheime im Land Brandenburg am 31.12.1998
von 16.548 auf 12.294 reduziert.

Schließlich ist zu bedenken, dass ein Altenpflegeheim nicht
identisch ist mit einem Altenwohnheim. Die Bewohner der Al-
tenpflegeheime in Brandenburg, denen der Medizinische Dienst
der Krankenkassen (MDK) keine Pflegestufe gemäß SGB XI
zuerkannt hat, reduzieren die Zahl 16.548 für planerische
Zwecke auf 10.406 (Tabelle 4).

Von den insgesamt 16.548 Bewohnern aller Altenpflegeheime
in Brandenburg am 31.12.1998 blieben „für Planungszwecke
relevant“ lediglich 10.406 Personen. Im Landesdurchschnitt
entspricht das einem Anteil von 62,8 %; diese Werte schwanken
kreisbezogen  zwischen 50,5 % (Landkreis Märkisch-Oderland)
und 71,7 % (Landkreis Oberspreewald-Lausitz).
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Der für Planungszwecke bereinigte Wert von 10.406 ergibt für
die planungsrelevanten Altersgruppen folgende landesdurch-
schnittliche Inanspruchnahmequoten: 

Auch aus weiteren Gründen konnten die vorliegenden Informa-
tionen über das Inanspruchnahmeverhalten der Brandenburger
Bevölkerung am 31. Dezember 1998 in Bezug auf die Nutzung
von APH-Plätzen unverändert  nicht benutzt werden, um die In-
anspruchnahme von APH-Plätzen im Jahre 2005 zu prognosti-
zieren. In den fünf Jahren des Prognosezeitraumes werden sich
Verhältnisse und Bedingungen, die alte Menschen bei der Ent-
scheidung, ob sie einen APH-Platz in Anspruch nehmen oder
nicht, wesentlich verändern. Diese Veränderungen muss man in
ihrer quantitativen Bedeutung abschätzen, um von den Inan-
spruchnahmequoten per 31. Dezember 1998 zu Bedarfsquoten
für das Jahr 2005 zu gelangen. Folgende zehn Faktoren sind von
Bedeutung:

1. Bis zum Jahre 2005 wird das Land Brandenburg im Rah-
men des IVP mindestens 2.372 Plätze des Betreuten Woh-
nens im Heim schaffen (siehe hierzu 1.4). Dieses spezielle
Angebot dient alten Menschen, die zwar pflegebedürftig im
Sinne des SGB XI sind, denen aber mit Angeboten aus dem
Vorfeld der vollstationären Pflege hinreichend geholfen
werden kann. Weil solche Angebote bei der Analyse zum
Stichtag 31.12.1998 noch nicht in diesem Umfang zur Ver-
fügung standen bzw. noch nicht in diesem Sinne konse-
quent zur Entlastung der vollstationären Pflege genutzt
wurden, wird sich dieses zahlenmäßig bedeutsame Angebot
an Plätzen des Betreuten Wohnens im Heim bis zum Jahre
2005 die Nachfrage nach der vollstationären Pflege entlas-
ten. 

2. Auch die Entwicklung des Betreuten Wohnens am Heim
wird sich bis zum Jahre 2005 entlastend auf die Nachfrage
alter Menschen nach vollstationären Pflegeplätzen auswir-
ken. In diesen altersgerechten Wohnungen, als Sozialer
Wohnungsbau in nächster räumlicher Nähe zu einem Alten-
pflegeheim errichtet, werden solche älteren Personen vor-
zugsweise wohnen, die bereits einen gewissen Pflegebedarf
haben und diesen im Vorfeld zur vollstationären Altenpfle-
ge erhalten. Unter Nummer 1.4 ist dargestellt, dass zum
Zeitpunkt der Regionalkonferenzen 1999 bereits 1.179
Plätze des Betreuten Wohnens am Heim realisiert bzw. pla-
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Wenn man das gesamte Land Brandenburg betrachtet, so lebten
am 31. Dezember 1998 lediglich 0,53 % der Gesamtbevölke-
rung im Alter zwischen 65 und 70 Jahren mit einer entspre-
chenden Einstufung durch den MDK in eine Pflegestufe in ei-
nem APH. Bei der für Planungszwecke besonders wichtigen Al-
tersgruppe der über 80-Jährigen ist festzustellen, dass es dort
9,65 % waren. In diese Durchschnittswerte geht ein, dass 15 %
der einen Heimplatz nachfragenden planungsrelevanten Perso-
nen aus anderen Landkreisen bzw. kreisfreien Städten stammen
und umgekehrt in derselben Größenordnung aus dem Landkreis
bzw. der kreisfreien Stadt stammende Personen einen Heim-
platz in anderen Regionen nachfragen.

Diese Inanspruchnahmequoten in Brandenburg zum Zeitpunkt
31. Dezember 1998 korrespondieren mit den Brandenburger
Werten zum 31. Dezember 1997 (obwohl bei den über 80-Jähri-
gen innerhalb eines Jahres bereits eine Steigerung von 8,74 %
auf 9,65 % festzustellen war) und liegen durchweg etwas höher
als die vergleichbaren Werte für Berlin zum Zeitpunkt 30. Juni
1997.

Zwischen den einzelnen Landkreisen und kreisfreien Städten
schwankt die Inanspruchnahmequote beträchtlich. Die Band-
breite bei den über 80-Jährigen umfasst ./. 2,2 Prozentpunkte
(unterer Wert) und 5,82 Prozentpunkte (oberer Wert). Gleich-
wohl lassen sich objektive Faktoren, die auf einen unterschied-
lichen Bedarf an stationären Pflegeplätzen hindeuten, nicht er-
mitteln. Unter- und überdurchschnittliche Inanspruchnahme-
quoten finden sich gleichermaßen bei kreisfreien Städten und
Landkreisen. Überdurchschnittliche Inanspruchnahmequoten
treffen in mehreren Fällen mit einem unterdurchschnittlichen
Alterslastquotienten zusammen. Strukturähnliche Landkreise
zeigen ebenso auseinanderfallende Werte wie strukturähnliche
kreisfreie Städte. Allerdings sind die Inanspruchnahmequoten
überall da besonders hoch, wo die Versorgung mit Feierabend-
und Pflegeheimen in der Vergangenheit besonders hoch war
und die tatsächlich vorhandene Platzzahl bis heute fortwirkt. Es
ist daher davon auszugehen, dass die Unterschiede im Inan-
spruchnahmeverhalten durch Unterschiede im Angebot zu er-
klären sind. 



nerisch fest vorgesehen sind. Dieses Programm soll in den
Folgejahren in Kooperation mit dem MSWV fortgesetzt
werden. Es ist deshalb realistisch für die hier anstehenden
Überlegungen anzunehmen, dass im Jahre 2005 insgesamt
1.700 Plätze des Betreuten Wohnens am Heim für alte Men-
schen zur Verfügung stehen werden. 

3. Die Inanspruchnahme von Altenheimen war in Branden-
burg wie auch in allen anderen neuen Bundesländern bis
zur Wende erheblich dadurch geprägt, das alte Menschen
aufgrund unzureichender Wohnungsstandards, wie z. B.
fehlende Heizungen oder Bäder, einen Heimplatz nachfrag-
ten. Die theoretisch vorgegebene Abgrenzung zwischen
Feierabend- und Pflegeheimen wurde dabei nicht eingehal-
ten. Diese Menschen befinden sich zum Teil als Bestands-
fälle nach wie vor in den Pflegeheimen. Auf Grund der all-
gemeinen Wohnungsbaupolitik wird diese Nachfrage im-
mer mehr zurückgehen und künftig völlig entfallen. 

Das MSWV beabsichtigt, bis zum Jahre 2005 ca. 560 al-
tersgerechte Wohnungen neu zu bauen und verstärkt vor-
handene Wohnungen altengerecht zu sanieren. Darüber hin-
aus werden bis dahin im Rahmen der Eigenheimförderung
rund 700 altengerechte Wohneinheiten geschaffen. Diese
zusätzlichen altengerechten Wohnungen werden sich auf
das per 31.12.1998 festgestellte Inanspruchnahmeverhalten
alter Menschen bei APH-Plätzen auswirken.

4. Hiermit in Zusammenhang steht die Regelung gemäß 6.2
der Pflegebedürftigkeits-Richtlinien am 07.11.1994/
21.12.1995: Bei Einführung der Pflegeversicherung für den
vollstationären Bereich wurde für jeden, der bereits vor
dem 01.04.1996 in einer vollstationären Pflegeeinrichtung
lebte, die ansonsten zu prüfende und keineswegs immer zu
bejahende Notwendigkeit der vollstationären Pflege unter-
stellt. Bei der per 31.12.1998 festgestellten Inanspruchnah-
mequote von APH-Plätzen in Brandenburg waren diese
Übergangsfälle enthalten. Das wird im Jahre 2005 nicht
mehr der Fall sein.

5. Im Rahmen eines bundesweiten Modellprogrammes wird
bis Ende 2001 eine Koordinierungsstelle „Wohnen im Al-
ter” in Wittenberge gefördert. Die Bewohner des Landkrei-
ses Prignitz werden hier über Möglichkeiten der nachträgli-
chen altengerechten Wohnraumanpassung informiert. So
werden konkrete Umbaumaßnahmen vorgeschlagen und
deren Kosten sowie bestehende Finanzierungswege aufge-
zeigt. Die Beratung soll dazu beitragen, eine selbständige
Lebensführung in der eigenen Wohnung bis ins hohe Alter
zu ermöglichen. Mittelfristig ist es geplant, das Konzept
auch in anderen Landkreisen/kreisfreien Städten umzuset-
zen.

Die erwarteten Ergebnisse aus diesem Modellprojekt, das
insbesondere die für das Land Brandenburg besonders typi-
schen ländlichen Bedingungen berücksichtigt, werden so
rechtzeitig zur Verfügung stehen, dass sie auch außerhalb
der Modellregion im Planungszeitraum wirksam werden.

6. Es ist davon auszugehen, dass der Bundesgesetzgeber bis
zum Jahre 2005 das Pflegeversicherungsgesetz ändern und

dabei das Pflegeangebot im Vorfeld zur vollstationären
Pflege weiter verbessern und ausbauen wird. Das Vierte
SGB-XI-Änderungsgesetz hat  Leistungsverbesserungen
bei der Tagespflege gebracht. In der Fachöffentlichkeit wer-
den weitere gesetzliche Verbesserungen erwartet.

7. Bis zum Jahre 2005 wird die gegenwärtig in der Fachöf-
fentlichkeit zunehmend dringender erhobene Forderung
nach einer qualitativen Verbesserung der Arbeit der häusli-
chen Pflegedienste umgesetzt worden sein. Der im zustän-
digen Bundesministerium für Gesundheit erarbeitete 1. Dis-
kussionsentwurf für ein Pflege-Qualitätssicherungsgesetz
sieht z. B. vor, dass der MDK berechtigt sein soll, den Pfle-
gedienst bei seiner Arbeit vor Ort zu überprüfen und zu be-
raten mit dem Ziel, Mängel in der Versorgung zu verhin-
dern oder zu beseitigen. Der ambulante Pflegedienst soll
verpflichtet werden, die Überprüfung durch den MDK zu
dulden. Bei Behinderung der Prüfung durch den Pflege-
dienst oder Verweigerung der Zusammenarbeit mit dem
MDK soll der Versorgungsvertrag fristlos gekündigt wer-
den können. Wenn schwerwiegende Mängel in der häusli-
chen Pflege festgestellt werden, soll die Pflegekasse dem
Pflegedienst die weitere Betreuung des Pflegebedürftigen
vorläufig untersagen können. 

Die zur Zeit anstehenden gesetzgeberischen Maßnahmen
beziehen sich nicht nur auf die soeben dargestellten Mög-
lichkeiten der Pflegekassen selbst, sondern auch auf staatli-
che Kontrollmaßnahmen bei den ambulanten Pflegediens-
ten. Das Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen
und Senioren (BMJFFS) plant ein Ambulante Dienste-Ge-
setz. Dieses wird für erforderlich gehalten vor dem Hinter-
grund einer wachsenden Zahl ambulanter Dienste, einer
mangelnden Transparenz und zum Teil Qualitätsmängeln.
Ziel ist die Verbesserung des Schutzes der Nutzerinnen und
Nutzer ambulanter Dienste und Einrichtungen durch Qua-
litätssicherung, Festlegung von Mindestanforderungen an
ambulante Dienste und teilstationäre Einrichtungen sowie
Einführung einer staatlichen Aufsicht.

8. Weiterhin plant das BMJFFS ein Altenhilfestrukturgesetz.
Ein solches Gesetz wird als erforderlich angesehen vor dem
Hintergrund fehlender Informationen, Koordination, Ver-
netzung, Abstimmung und Zusammenarbeit der verschiede-
nen Dienste und Einrichtungen sowie dem Fehlen von Zu-
sammenarbeit von Kostenträgern, Leistungserbringern und
Berufsgruppen. Die Träger der öffentlichen Altenhilfe sol-
len verpflichtet werden darauf hinzuwirken, dass ein über-
schaubares System von Hilfen zur Verfügung steht und
Leistungserbringer zusammenarbeiten, ihre Hilfestrukturen
vernetzen und koordinieren und dass Kostenträger und
Leistungserbringer bei der Festlegung von Grundsätzen und
Maßstäben der Qualitätssicherung zusammenwirken. 

Gesetzliche Regelungen dieser Art werden bis zum Jahre
2005 dazu beitragen, dass pflegebedürftige alte Menschen
durch Hilfen im Vorfeld zur vollstationären Pflege ange-
messener betreut werden und von daher weniger intensiv,
als das noch am 31.12.1998 der Fall war, APH-Plätze nach-
fragen.

Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999 1233



9. Im Zusammenhang damit steht die Regelung in § 3 Abs. 4
Landespflegegesetz, wonach die Landkreise/kreisfreien
Städte durch „Ambulante-Hilfe-Zentren” (AHZ) zu mehr
Transparenz und Koordination auf dem schwer überschau-
baren Feld ambulanter Dienstleistungen beitragen sollen.
Seit April 1999 wird der AHZ-Ansatz vom MASGF und
dem Landkreis Oder-Spree gemeinsam im Rahmen des
dreijährigen Projektes „Steuerung und Weiterentwicklung
der gesundheitlichen und sozialen Altenhilfe im Landkreis
Oder-Spree” modellhaft entwickelt.

Im Ergebnis soll dem Hilfebedürftigen bzw. dessen An-
gehörigen das gesamte Angebot an möglichen Diensten und
Hilfen unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Ein-
zelfalls von einer Anlaufstelle verdeutlicht werden und
gleichzeitig eine Unterstützung bei der Organisation der
notwendigen Maßnahmen erfolgen. Erwartet wird dadurch
eine Entlastung der häuslichen Pflegesituation, die die Leis-
tungsfähigkeit dieser Betreuungsform stärkt und so einen
Umzug ins Heim verzögert bzw. gänzlich unnötig macht.
Ergebnisse aus diesem Modellversuch werden rechtzeitig
vorliegen, um durch Generalisierung und Vermittlung  auch
in anderen kommunalen Gebietskörperschaften bis zum
Jahre 2005 wirksam zu werden.

10. Wie in anderen Bundesländern auch (vgl. z. B. 3. Thüringer
Landespflegeplan) ist festzustellen, dass die Verweildauer
der Pflegebedürftigen in vollstationären Einrichtungen im-
mer kürzer wird. Das heißt, die vorhandenen Plätzen wer-
den von mehr Menschen in kürzerer Zeit belegt.

Die vorstehend dargestellten zehn Faktoren werden im Zeit-
raum bis zum Jahre 2005 einzeln und in wechselseitiger Ver-
stärkung bewirken, dass die derzeitigen Inanspruchnahmequo-
ten sinken.  Dabei werden sich diese Faktoren in den einzelnen
Altersgruppen und Pflegestufen unterschiedlich stark auswir-
ken. So ist davon auszugehen, dass die Auswirkungen in Rich-
tung auf eine verstärkte Nachfrage ambulanter und teilstationä-
rer Hilfen sowie einer rückläufigen Nachfragehäufigkeit bei
den vollstationären Hilfen sich bei den jüngeren Altersgruppen
stärker niederschlagen werden als in höheren Altersgruppen
und eher in den Pflegestufen I und II als in der Pflegestufe III.
Aus diesem Grunde wurde zunächst für die Pflegebedürftigen
in der Pflegestufe I davon ausgegangen, dass zukünftig ca. zwei
Drittel der jüngsten Altergruppe (65 bis unter 70 Jahre), die
Hälfte der Gruppe der 70- bis unter 75-Jährigen, ein Drittel der-
jenigen im Alter von 75 bis unter 80 Jahre und ein Sechstel der
Hochaltrigen (80 Jahre und älter) nicht vollstationär pflegebe-
dürftig sind. In einem zweiten Schritt wurde bedacht, dass auch
in den Pflegestufen II und  III mehr Menschen ambulant als sta-
tionär gepflegt werden. Insbesondere ist dies  für die Nicht-
Hochaltrigen (jünger als 80 Jahre) anzunehmen. Bei den Hoch-
altrigen in der Pflegestufe III wird der Anteil derer, die ambu-
lant gepflegt werden können, vergleichsweise am niedrigsten
sein. Dieser These folgend, sind für die planerische Bedarfsprog-
nose die realen Inanspruchnahmequoten für alle Pflegestufen
verringert worden, wobei der Minderungsanteil mit zunehme-
dem Alter geringer wird. Da sich die Anteile, die sich mindernd
auf die Inanspruchnahmequoten auswirken, nicht exakt quanti-
fizieren, sondern nur unter Rückgriff auf allgemeine Erfahrun-
gen im Bereich der Altenpflege abschätzen lassen, wurden für

die einzelnen Altersgruppen folgende Minderungsanteile ange-
setzt: 30 % im Alter von 65 bis unter 70 Jahre, 25 % bei den 70-
bis unter 75-Jährigen, 16 % bei den 75- bis unter 80-Jährigen
und bei den Hochaltrigen 8 %. Dabei wurde insbesondere für
die Bedarfsquote bei den Hochaltrigen (80 Jahre und älter)
berücksichtigt, dass die Inanspruchnahme vom Jahr 1995 
(8,22 %) bis heute in Richtung 9 % gestiegen ist, so dass hier
deutlich aufgerundet wurde und der gerundete Wert von 9 %
nun einer Minderung von 4 % entspricht.

Diese Minderungsquoten in Abzug bei der planungsrelevanten
Belegung gebracht, ergaben nach Rundung folgende landesweit
einheitlichen Bedarfsquoten (erwartete Inanspruchnahmequo-
ten im Jahre 2005):

- 65 bis unter 70 Jahre = 0,35 %,
- 70 bis unter 75 Jahre = 0,70 %,
- 75 bis unter 80 Jahre = 2,00 % und
- 80 Jahre und älter = 9,00 %.

Diese Minderungsanteile und Bedarfsquoten sind vom MASGF
im Vorfeld der Regionalkonferenzen mit den kommunalen Ge-
bietskörperschaften erörtert worden. In den Regionalkonferen-
zen wurden diese Minderungsanteile, die dahinter stehenden
Überlegungen sowie die sich daraus ergebenden Bedarfsquoten
ebenfalls dargestellt. Es haben sich dabei keine Erkenntnisse er-
geben, die gegen die Plausibilität der vom MASGF angestellten
Überlegungen sprechen. Das MASGF wird die weitere Ent-
wicklung sorgfältig beobachten und auch prüfen, ob die zu den
Minderungsanteilen führenden flankierenden Maßnahmen grei-
fen. Sollten die erwarteten Minderungsraten nicht erreicht wer-
den, wird das MASGF prüfen, ob Nachbesserungen erforder-
lich werden oder ob durch andere Maßnahmen die bedarfsge-
rechte Versorgung alter Menschen mit APH-Plätzen sicherge-
stellt werden muss.

Das gilt auch für die landesweit einheitlichen Bedarfsquoten.
Einzelne kommunale Gebietskörperschaften halten Abwei-
chungen von den landesweit einheitlichen Bedarfsquoten für er-
forderlich, um ihren örtlichen Verhältnissen gerecht zu werden.
Es handelt sich dabei neben den Landkreisen Havelland, Bar-
nim und Uckermark um die kreisfreien Städte Frankfurt (Oder)
sowie Brandenburg an der Havel. Möglicherweise ist auch ver-
ursachend die Tatsache, dass der ehemalige DDR-Bezirk Frank-
furt (Oder) im Vergleich zu allen anderen Bezirken der DDR,
abgesehen von Berlin (Ost), außerordentlich zahlreich mit sta-
tionären Einrichtungen für Bürger im Rentenalter versorgt war.
Obwohl der Beweis für höhere Bedarfe nicht erbracht wurde, ist
verabredet worden, dass eine zusätzliche Analyse in Auftrag ge-
geben wird. Für den Fall, dass diese Analyse die Berechtigung
von landesweit einheitlichen Inanspruchnahmequoten, Minde-
rungsanteilen und Bedarfsquoten in Frage stellen sollte, stellt
das MASGF Planungsänderungen in Aussicht.

1.2.1.2 Bevölkerungsprognosen

Das IES in Hannover wurde (siehe hierzu 1.3.3.1) zur Vorberei-
tung der Regionalkonferenzen beauftragt, für alle kreisfreien
Städte sowie alle Landkreise im Land Brandenburg eine Vor-
ausschätzung der Bevölkerungsentwicklung für die Jahre 2000,
2003 und 2005 zu erstellen. Diese Bevölkerungsprognose soll-
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te im Falle der Landkreise nicht nur das Kreisgebiet insgesamt,
sondern auch Ämter und amtsfreie Gemeinden erfassen. 

Das MASGF konnte bei der Vorbereitung der 3. Serie von Re-
gionalkonferenzen nicht auf Daten des Landesamtes für Daten-
verarbeitung und Statistik (LDS) zurückgreifen, weil die amtli-
che Statistik zu diesem Zeitpunkt eine Bevölkerungsprognose
für Räume unterhalb der Kreisgröße aus methodischen Grün-
den nicht flächendeckend lieferte. 

Einige Zeit nachdem das MASGF beim IES eine Studie zur Be-
völkerungsprognose und Bedarfsdarstellung in Auftrag gege-
ben hatte, stellte das LDS doch eine neue Bevölkerungsprogno-
se auch für kleinere Räume zur Verfügung. Im Vergleich der
beiden Prognosen zeigt sich, dass die Unterschiede in einer bei
konkurrierenden wissenschaftlich begründeten Bevölkerungs-
prognosen zu erwartenden Größenordnung liegen: Für die Ge-
samtgruppe der Senioren (65 Jahre und älter) bewegen sich die
Unterschiede zwischen weniger als 1 % und 9,3 % bei einem
Durchschnitt von weniger als 4 %. Für die einzelnen Alters-
gruppen ergeben sich teilweise etwa größere Unterschiede. Das
LDS kommt für die planungsrelevanten Bevölkerungsgruppen
generell zu etwas höheren Vorausschätzungen. 
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Insgesamt sind die Unterschiede für die Bedarfsplanung von
Pflegeplätzen von vernachlässigbarer Größenordnung. Beispiel
Landkreis Barnim: Dort ist für die Altersgruppe der 75- bis un-
ter 80-Jährigen der Unterschied zwischen beiden Prognosen für
das Jahr 2005 mit 9,9 % relativ hoch. Die Differenz der Schät-
zungen beträgt 514 Personen. Für diese Altersgruppe beträgt
die Pflegeplatz-Bedarfsquote 2 %. Der Unterschied zwischen
beiden Prognosen „schrumpft” damit auf 10 Pflegeplätze (ent-
sprechend 1,5 % der Gesamtzahl der prognostizierten Pflege-
platzbedarfe).

Insgesamt würde sich bei Zugrundelegung der LDS-Prognose
auf der Grundlage der oben genannten Bedarfskennziffern ein
zusätzlicher Bedarf von 484 Pflegeplätzen ergeben. Bei der Ab-
wägung, ob diese Zahl Veranlassung gibt, die vorgesehene Zahl
von 10.735 Pflegeplätzen im Landespflegeplan zu erhöhen, war
zu berücksichtigen, dass die Inanspruchnahmequoten zum Jah-
resende 1997 niedriger waren als zum Jahresende 1998. Die
Berechnungen, die den Erörterungen in den Regionalkonferen-
zen zu Grunde lagen, sind gleichwohl von den höheren Zahlen
ausgegangen, obwohl diese eine vorübergehende Zunahme der
Inanspruchnahme darstellen können. Weiterhin war zu berück-
sichtigen, dass in Zukunft damit gerechnet werden muss, dass
ein Teil der Pflegebedürftigen - mit höherem Einkommen - in
Zukunft überregionale Angebote wahrnehmen wird, die über
die Standarde der Planheime hinausgehen. Ein Beispiel für ein
solches Angebot ist das Wohnstift Collegium Augustinum in

Kleinmachnow. Dieser Faktor wurde bei der Bestimmung der
Bedarfswerte für die Landkreise und kreisfreien Städte  nicht
abgezogen. Nimmt man ihn mit 3 % oder etwa 300 Pflegeplät-
zen an, so wird der rechnerisch höhere Bedarf der LDS-Prog-
nose so zu 2/3 wieder ausgeglichen. In den Landkreisen und
kreisfreien Städten, in denen nach Abzug dieser 3 % die LDS-
Prognose immer noch deutlich nach oben von der IES-Progno-
se abweicht, sind entweder zusätzliche Pflegeplätze planerisch
berücksichtigt worden (Oberhavel) oder aber Verabredungen
getroffen worden, die Frage eines höheren Bedarfes im nächs-
ten Jahr vertiefend zu untersuchen (Städte Potsdam, Frankfurt
(Oder), Brandenburg an der Havel sowie Landkreise Havelland,
Barnim und Uckermark). Nach alledem war es gerechtfertigt,
für die Aufstellung des Landespflegeplanes von den Werten der
IES-Studie auszugehen.

1.2.1.3 Bedarfsprognosen für Altenpflegeheimplätze

Die Ergebnisse der Bevölkerungsvorausschätzung wurden vom
IES mit den landesweit einheitlichen Bedarfsquoten verknüpft
und ergaben den Bedarf an Altenpflegeheim-Plätzen in den Jah-
ren 2000, 2003 und 2005. Dieser Bedarf wird im Jahre 2005
10.731 Plätze für das ganze Land Brandenburg betragen. Die
tabellarische Darstellung für das gesamte Land Brandenburg
lässt insbesondere deutlich erkennen, dass die für den Bedarf
von APH-Plätzen relevanten Altersgruppen erst bei 80 Jahren
beginnen.
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Der für den Landespflegeplan wichtige Gesichtspunkt der Be-
darfsgerechtigkeit ist mit diesen prognostizierten Werten der In-
anspruchnahme im Zeitraum bis zum Jahre 2005 für das ganze
Land sowie für die einzelnen kommunalen Gebietskörperschaf-
ten konkret bestimmt. Damit ist auch der Forderung aus § 1
Abs. 1 PflegeG Genüge getan, wonach eine zahlenmäßig aus-
reichende Versorgungsstruktur zu gewährleisten ist. Im Falle
der Landkreise erfolgt diese Bestimmung auch unterhalb des
gesamten Kreisgebietes auf der Ebene der Ämter und amtsfrei-
en Gemeinden; Einzelheiten hierzu siehe unter „2. Spezieller
Teil”.

1.2.2 Regionalität

Der Planungsgesichtspunkt „Regionalität” ergibt sich aus zwei
Bestimmungen des PflegeG.  In § 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 ist die
Rede von einer Versorgungsstruktur, die eine regional geglie-
derte Versorgung gewährleisten soll.

Die Planung eines Bundeslandes für Pflegeeinrichtungen muss
und kann sich nur beziehen auf das Gebiet dieses Landes und
seiner Bevölkerung. In der Praxis würde es zu unüberwindba-
ren praktischen Problemen führen, wenn eine Landesbehörde
bei ihren Planungen auch Bedarfe  eines anderen Bundeslandes
berücksichtigen wollte. Wegen der Lage Berlins inmitten von
Brandenburg hat das MASGF mit der zuständigen Senatsver-
waltung in Berlin abgeklärt, dass der Bedarf an APH-Plätzen
für Bewohner Berlins nicht an Standorten im Land Branden-
burg zu realisieren ist, weil die Pflegeheime in Berlin zur
Deckung des Bedarfs Berliner Bürger ausreichen.

Im Übrigen ergibt sich aus Artikel 52 SGB XI ebenfalls die
Notwendigkeit, die Pflegeplanung des Landes auf das Gebiet
dieses Landes und seiner Bevölkerung zu beschränken. Die Fi-
nanzhilfen des Bundes an die neuen Bundesländer Berlin,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen in Höhe von insgesamt 6,4 Milliar-
den DM zur Förderung von Investitionen in Pflegeeinrichtun-
gen werden diesen Ländern nach ihrer Einwohnerzahl zugewie-
sen. Wie eng das daraus resultierende Prinzip der Regionalität
auch vom Bundesgesetzgeber gesehen wird, wird deutlich aus
der Bestimmung, dass im Fall des Landes Berlin nur die Ein-
wohnerzahl im östlichen Teil zugrunde gelegt werden darf und
dass diese Finanzhilfen des Bundes nur für Maßnahmen im öst-
lichen Teil der Stadt eingesetzt werden dürfen.

Bei der Erarbeitung der Inanspruchnahmequoten per
31.12.1998 sind folglich alle Personen, die am 31.12.1998 ein
APH in Brandenburg bewohnten und zum Zeitpunkt des Ein-
zugs in dieses APH ihren Wohnsitz nicht im Land Brandenburg
hatten, nicht berücksichtigt worden (siehe oben, 1.2.1.1). 

Dieses Erfordernis der Regionalität bezieht das PflegeG auf die
Ebene der Landkreise bzw. der kreisfreien Städte. Der Zusam-
menhang ergibt sich aus § 3 Abs. 3 PflegeG, wonach die Land-
kreise und kreisfreien Städte für ihren Bereich einen örtlichen
Pflegeplan aufstellen.  Gleichzeitig macht § 1 Abs. 2 PflegeG
die Landkreise und kreisfreien Städte verantwortlich für die
Vorhaltung ganzheitlicher und vernetzter ambulanter Versor-
gungsstrukturen.  Diese ambulanten Versorgungsstrukturen die-
nen nach § 1 Abs. 2 PflegeG dem Ziel, die Aufnahme in eine

teil- oder vollstationäre Einrichtung zu vermeiden, hinauszu-
schieben oder zu verkürzen. Schließlich spricht § 3 Abs. 4 
PflegeG von der flächendeckenden ambulanten Versorgungs-
struktur und benennt als Zielvorstellung bedarfsgerechte, ganz-
heitlich ausgerichtete Hilfeleistungen für alte, kranke, behin-
derte oder aus sonstigen Gründen hilfebedürftige Menschen.

Weil nach diesen landesgesetzlichen Regelungen das für die
vollstationäre Altenpflege wesentliche Vorfeld der ambulanten
Hilfe auf der Ebene der kommunalen Gebietskörperschaften
der Landkreise bzw. kreisfreien Städte geplant wird und weil
die in der Fachöffentlichkeit unbestrittene Notwendigkeit nach
Vernetzung beider Bereiche beachtet werden muss, ist die Lan-
desplanung für den voll- und teilstationären Bereich ebenfalls
nach Landkreisen und kreisfreien Städten zu untergliedern.

1.2.3 Ortsnähe

Ziel des Pflegegesetzes ist es nach § 1 Abs. 1, eine ortsnahe Ver-
sorgung zu gewährleisten.  

Damit  konkretisiert das Prinzip der Ortsnähe das der Regiona-
lität. Mit der Forderung nach einer wohnortnahen Versorgung
wäre es z. B. nicht zu vereinbaren, wenn der gesamte Bedarf an
APH-Plätzen in einem Landkreis an nur einem Standort reali-
siert würde. Es ergeben sich folglich nicht nur aus den Prinzipi-
en Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit Untergrenzen für
die Größe eines APH, sondern auch Obergrenzen aus dem Prin-
zip der Ortsnähe. Die Forderungen nach Wohnortnähe auf der
einen und nach Wirtschaftlichkeit sowie Leistungsfähigkeit auf
der anderen Seite können unter den Bedingungen eines dünn
besiedelten Flächenlandes auch zu Verbundlösungen führen. 

Aus dem Prinzip der Ortsnähe ergibt sich unter Berücksichti-
gung der geringen Besiedlungsdichte im überwiegend ländli-
chen Raum des Landes Brandenburg der für planerische Abwä-
gungen bedeutsame Gesichtspunkt, dass ein Pflegeheim in der
Regel nicht mehr als 100 Plätze haben sollte. Für diesen Ge-
sichtspunkt spricht auch das Prinzip der Trägervielfalt. Ausnah-
men sind deshalb eher in städtischen Verdichtungsräumen und
im engeren Verflechtungsraum denkbar als in den ländlichen
Räumen des Landes. 

Um den aus den Prinzipien der regionalen Gliederung und Orts-
nähe folgenden Anforderungen gerecht zu werden, die Standor-
te und Plätze angemessen auf dem Gebiet eines Landkreises zu
verteilen, wurden die Landkreise in Einzugsbereiche unterteilt.
Die Gestaltung der Einzugsbereiche orientiert sich am zentral-
örtlichen Gliederungssystem2, an Verkehrsachsen, an Auskünf-
ten der Landkreise über die tatsächliche Orientierung der Be-
völkerung und an der Bevölkerungsdichte. Flächenmäßige
Größe der Einzugsbereiche und ihre Platzzahl sind daher unter-
schiedlich. Tendenziell ergeben sich kleine Einzugsbereiche mit
hoher Platzzahl in den Verdichtungsgebieten und große Ein-
zugsbereiche mit geringer Platzzahl im dünn besiedelten ländli-
chen Raum. Die Einzugsbereiche wurden von der Prognos AG
im Einvernehmen mit dem jeweiligen Landkreis vorgeschlagen
und in den Regionalkonferenzen zur Diskussion gestellt, wo sie 

2 siehe hierzu: Landesentwicklungsplan Brandenburg LEP I - Zentralörtliche
Gliederung - GVBl. II S. 474
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als optimal gestaltet und nicht verbesserungsbedürftig akzep-
tiert wurden. Die Einzugsbereiche wurden nicht als Unterpla-
nungsregion, sondern als flexibles Hilfsmittel für die Abwä-
gungsentscheidungen eingesetzt. Zur konkreten Gestaltung die-
ser Einigungsbereiche enthalten die kreisbezogenen Ausführun-
gen in „2. Spezieller Teil” nähere Ausführungen.

1.2.4 Leistungsfähigkeit

Die Vorhaltung einer leistungsfähigen Versorgungsstruktur wird
in § 1 Abs. 1 PflegeG als Ziel dieses Gesetzes bezeichnet. Die
Versorgung muss nach § 3 Abs. 2 PflegeG leistungsfähig sein. 

Die Frage nach der Leistungsfähigkeit ist die Frage nach der
fachlichen Leistung einer Einrichtung. Zur Beurteilung kann
man zunehmend zurückgreifen auf Qualitätsmerkmale von
Pflege. Diese ist unter anderem abhängig von Rahmenbedin-
gungen wie etwa Struktur des Gebäudes, Struktur des Klientels,
Konzeption der Einrichtung, Größe und Struktur des Personals.
Ein Kriterium für die Leistungsfähigkeit ist deshalb der Bran-
denburger Baustandard, der insbesondere hinreichende Zim-
mergrößen, Nasszellen für jedes Doppelzimmer und Einzelzim-
mer für mindestens die Hälfte der Bewohner vorsieht. 

Bereits das LAB hat im Jahre 1992 als Planungsaspekt des Lan-
des Brandenburg formuliert, dass Altenpflegeheime

- Wohneinheiten enthalten müssen, welche die Betreuung
und die Pflege in verschiedenen Graden der Hilfsbedürftig-
keit erlauben, so dass ein älterer Bewohner seinen Wohn-
raum nicht wechseln muss, wenn seine Pflegebedürftigkeit
zunimmt und 

- einen möglichst hohen Anteil an Einzelzimmern mit inte-
grierter Nasszelle haben müssen3.

Der erste Gesichtspunkt geriet durch die Abgrenzungen und Fi-
nanzierungsgegebenheiten des PflegeVG in Gefahr. Es entstand
die Tendenz zu  Altenpflegeheimen, die  ausschließlich Plätze
zur vollstationären Altenpflege zur Verfügung stellen. Das Land
Brandenburg begegnet dem konzeptionell mit der Forderung,
dass Altenpflegeheime integraler Bestandteil einer Versor-
gungskette sein sollen4. Die Zugehörigkeit eines APH zu einer
solchen Versorgungskette ist ein wichtiges Indiz für seine Leis-
tungsfähigkeit.

1.2.5 Wirtschaftlichkeit

Die  Versorgung durch eine Pflegeeinrichtung muss nach § 3
Abs. 2 PflegeG wirtschaftlich sein. Diesen Aspekt benennt auch
§ 1 Abs. 1 PflegeG als Ziel des Gesetzes. 

Hieraus ergeben sich Untergrenzen für die Größe eines Alten-
pflegeheimes, wenn es als solitäre Einrichtung betrieben wird. 

3 MASGF (Hg.), Bauprogramm für Altenpflegeheime des Landes Branden-
burg, Potsdam 1993, Seite 7

4 Näheres hierzu: MASGF (Hg.), „Vom Landes-Altenpflegeheim-Baupro-
gramm zum Investitionsprogramm Pflege des Landes Brandenburg - Ent-
wicklung, Stand, Perspektiven”, Potsdam 1995, Seite 8 und MASGF, „Sozi-
alberichterstattung - Altenpolitik im Land Brandenburg - Landesaltenbe-
richt”, Potsdam 1998, Seite 53

Bei weniger als 60 Plätzen bestehen im Allgemeinen Bedenken,
dass entweder der  Gesichtspunkt  der Wirtschaftlichkeit oder 
der Leistungsfähigkeit einer Einrichtung nicht eingehalten wer-
den kann.

Da dieses Ergebnis insbesondere in den zahlreichen ländlich
strukturierten Räumen des Landes Brandenburg einem anderen
Planungsgrundsatz, dem der Ortsnähe, entgegensteht, akzep-
tiert die Landesplanung zur Lösung des Dilemmas  Vorhaben
im Verbundsystem. Ein solcher Verbund zur Sicherung der
Wirtschaftlichkeit kann mit anderen APH, aber auch mit sonsti-
gen Einrichtungen entstehen.

1.2.6 Leistungsdifferenzierung

Der LPP weist Pflegeeinrichtungen und deren Leistungsdiffe-
renzierung aus (§ 3 Abs. 2 PflegeG).

Das Pflegeversicherungsgesetz ist rein nach dem Gesichtspunkt
der Pflege aufgebaut und unterscheidet bei der Ausgestaltung
der Pflege nicht nach den Ursachen der Pflegebedürftigkeit.
Stand der fachlichen Überzeugung war jedoch auch zum Zeit-
punkt der Verabschiedung des Pflegeversicherungsgesetzes,
dass alte, behinderte und psychisch kranke Menschen bei den
Betreuungskomponenten neben den eigentlich pflegerischen
Verrichtungen unterschiedlich behandelt werden müssen, dass
dafür unterschiedliche Fachkompetenzen erforderlich sind und
die Standards für Bau und Betrieb voneinander abweichen. Das
Landespflegegesetz unterscheidet daher ausdrücklich zwischen
den genannten Personenkreisen. Hieraus ergibt sich die erste
grundsätzliche Leistungsdifferenzierung. Die Aufteilung des
Landespflegeplanes in die Teile A, B und C wurde auf dieser
Basis mit dem Landespflegeausschuss (LPA) abgestimmt.

Andererseits war Stand der Fachdiskussion im Landespflege-
ausschuss in seiner Sitzung am 23.02.1999, dass ein geronto-
psychiatrisch begründeter Pflegebedarf keine besonderen Al-
tenpflegeheime rechtfertigt, sondern dass dies als eine Aufgabe
jedes Altenpflegeheims angesehen werden muss. Dies ergibt
sich allein schon daraus, dass allgemein mit einem hohen stei-
genden Anteil dementer Personen an den stationär pflegebe-
dürftigen Alten gerechnet wird. Dabei blieb zur fachlichen Ge-
staltung durch den Träger der Einrichtung offen, ob Altenpfle-
geheime sich der Aufgabe der Betreuung dementer alter Men-
schen auf integrativem Wege oder durch die Einrichtung beson-
derer Bereiche innerhalb eines APH stellen.

Der LPA hat hinsichtlich der gebotenen Leistungsdifferenzie-
rung außerdem Ende 1998 das Erfordernis bejaht, für gehörlo-
se Menschen und für blinde Menschen spezialisierte Altenpfle-
geheime, gegebenenfalls auch nur in der Form besonderer Be-
reiche mit spezifischen baulichen und/oder personellen Aus-
stattungen in einem „normalen” APH, zu schaffen. Diese Ent-
scheidung basiert auf der Überzeugung, dass der besonderen
Bedarfslage dieser pflegebedürftigen Personengruppen eine
„normale” Station in einem APH nicht gerecht werden kann.

Unter „2. Spezieller Teil” weisen die für jeden Landkreis/jede
kreisfreie Stadt erstellten Tabellen zum Bestand und zum Be-
darf in einer besonderen mit „LD” (= Leistungsdifferenzierung)
bezeichneten Spalte die Leistungsdifferenzierung eines APH
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für den speziellen Bedarf blinder oder gehörloser alter und zu-
gleich stationär pflegebedürftiger Menschen aus.

1.2.7 Trägervielfalt

Die Vielfalt der Träger von Pflegeeinrichtungen ist bei der
Durchführung des Gesetzes nach § 1 Abs. 3 PflegeG zu wahren.

Dieses Postulat ist in der Landesplanung für APH im Land
Brandenburg von Anfang an beachtet worden. Bereits die LAB-
Planung in der ersten Serie der Regionalkonferenzen im Jahr
1992 hatte zum Ergebnis, dass von den in der Planung des Lan-
des Brandenburg in Aussicht genommenen APH

- 10,2 % in kommunaler Trägerschaft,
- 14,4 % in privat gewerblicher Trägerschaft,
- 6,6 % in der Trägerschaft einer gemeinnützigen GmbH und
- 68,8 % in Zugehörigkeit zur Liga der freien Wohlfahrts-

pflege

entstehen sollten5. Besonders hervorzuheben ist bei diesem
Rückblick der hohe Anteil privatgewerblicher Träger von APH
in der Landesplanung.  Diese wurden in Brandenburg von An-
fang an wie alle anderen Trägergruppen behandelt und hatten
bei Planungsstand per 01.05.1993 mit 14,4 % einen bemerkens-
wert hohen Anteil erreicht, wenn man bedenkt, dass es drei Jah-
re zuvor noch nicht ein APH in privat-gewerblicher Träger-
schaft auf dem Gebiet des späteren Landes Brandenburg gege-
ben hatte. Diese Einbeziehung privat-gewerblicher Träger von
APH in den LPP für Einrichtungen der Altenhilfe, nicht nur auf
der Bestandsseite, sondern auch auf der Bedarfsseite, ist in den
folgenden Jahren beibehalten worden. Nach der 3. Serie von
Regionalkonferenzen ergibt sich hinsichtlich der für die
zukünftige Entwicklung erforderlichen Einrichtungen folgende
Verteilung:

- 6 % der Einrichtungen sind in kommunaler Trägerschaft,
- 15 % der Einrichtungen befinden sich in privat-gewerbli-

cher Trägerschaft und
- 79 % der Träger von Einrichtungen sind als gemeinnützig

anerkannt. 

1.2.8 Nachrang kommunaler Träger

Die Landkreise und kreisfreien Städte sollen gemäß § 1 Abs. 3
PflegeG Einrichtungen nur errichten und unterhalten, soweit sie
nicht von frei gemeinnützigen oder privaten Trägern errichtet
und unterhalten werden.

Für die Antwort auf die Frage, ob sich ein APH in kommunaler
Trägerschaft befindet, ist nicht nur die gewählte Rechtsform
der Trägerschaft erheblich. Entscheidend ist die wirtschaftliche
Betrachtungsweise, nach der auch ein privatrechtlich organi-
siertes APH, das aber - zumindest überwiegend - im wirtschaft-
lichen  Eigentum einer kommunalen Gebietskörperschaft ist,
als in kommunaler Trägerschaft stehend zu bezeichnen ist.

5 MASGF (Hg.), „Bauprogramm für Altenpflegeheime des Landes Branden-
burg”, Potsdam 1993, Seite 9

1.2.9 Besonderheiten bei der Kurzzeitpflege, Tagespflege
und beim Betreuten Wohnen im Heim

Die Ausführungen bei den Nummern 1.2.1 bis 1.2.8 treffen
nicht voll inhaltlich auf die Kurzzeitpflege für alte Menschen,
die Tagespflege für alte Menschen sowie für die Angebote des
Betreuten Wohnens im Heim zu. Soweit Besonderheiten beste-
hen, werden diese im Folgenden dargestellt.

1.2.9.1 Kurzzeitpflege

Die Bedarfsbestimmung für Angebote der Kurzzeitpflege für
alte Menschen hat noch nicht das fachliche Niveau der Be-
darfsbestimmung für APH-Plätze erreicht. Ein wesentlicher
Verursachungsfaktor dafür ist, dass Kurzzeitpflege begrifflich
unklar und häufig synonym verwendet wird mit dem Angebot
von Verhinderungspflege. Andere Ausprägungsformen der Kurz-
zeitpflege sind, wie die Erörterungen in den Regionalkonferen-
zen gezeigt haben, bisher kaum in die Konzepte der Träger von
Einrichtungen aufgenommen worden. Die Konkretisierung des
Bedarfs an Kurzzeitpflege für alte Menschen durch das Land
Brandenburg nimmt deshalb Bezug auf Empfehlungen des Ku-
ratoriums Deutsche Altershilfe (KDA). Danach soll eine
Größenordnung von 0,3 % der über 75 Jahre alten Bevölkerung
die Bedarfsgröße an Kurzzeitpflegeplätzen ergeben. Im Prog-
nosezeitraum bis zum Jahr 2005 sind das für das Land Bran-
denburg insgesamt 510 Plätze. Die Verteilung auf die Landkrei-
se und kreisfreien Städte ist unter 1.4 dargestellt.

Angebote der Kurzzeitpflege unterliegen seit einiger Zeit den
Bestimmungen des Heimgesetzes. Soweit Träger die Kurzzeit-
pflege nicht in der Form so genannter eingestreuter Betten or-
ganisieren, handelt es sich dabei um Kurzzeitpflege-Heime, für
welche jedoch die Heimpersonalverordnung und die Heimmin-
destbauverordnung nicht von vornherein gilt. Wenn der Träger
die Organisationsform der so genannten eingestreuten Betten
wählt, betrachtet die Heimaufsichtsbehörde diese Plätze der
Kurzzeitpflege so wie APH-Plätze.

Aus den Gesichtspunkten der regionalen Gliederung der Orts-
nähe folgt, dass die Zahl der Kurzzeitpflegeplätze an einem
Standort nur gering sein kann. Sie erreichen nicht die nach den
Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit
erforderliche Größe, um als solitäre Einrichtung betrieben zu
werden. Hieraus ergibt sich, dass Kurzzeitpflegeplätze nur dann
in den Bedarfsteil des Landespflegeplanes aufgenommen wer-
den können, wenn sie im Verbund mit einer anderen Planein-
richtung betrieben werden. Dies ist in aller Regel ein APH, das
selbst im LPP als für die zukünftige Entwicklung erforderlich
eingestuft ist. In Ausnahmefällen konnten Kurzzeitpflegeplätze
berücksichtigt werden, die mit anderen Pflegeeinrichtungen
verbunden waren, wenn durch das Konzept die Wirtschaftlich-
keit und Leistungsfähigkeit nachgewiesen war. 

Die Verteilung der Kurzzeitpflegeplätze auf die Landkreise/
kreisfreien Städte ist unter 1.4 dargestellt.

1.2.9.2 Tagespflege

Auch bei der Tagespflege für alte Menschen gibt es noch keine
gesicherten Erkenntnisse über den Bedarf. Der Bedarf ist der-
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zeit zurückhaltend einzuschätzen, weil die leistungsrechtliche
Ausgestaltung der Tagespflege im Pflegeversicherungsgesetz
bisher unzureichend ist. Zwar hat das 4. SGB-XI-Änderungsge-
setz insofern eine Verbesserung gebracht, als die Leistungs-
höchstbeträge für die Pflegestufen II und III auf 1800 bzw. 
2800 DM erhöht worden sind. Dies ändert aber nichts daran,
dass die Pflegestufe I mit höchstens 750 DM nicht finanzierbar
ist. Dies gilt insbesondere für demente Personen, deren Bedarf
durch die Definition des § 14 SGB XI nur unzureichend abge-
bildet wird. Die beschriebenen Umstände begrenzen insbeson-
dere die Nachfrage nach gerontopsychiatrischer Tagespflege.
Es erfolgte deshalb auch hier der Rückgriff auf Anhaltswerte
des KDA, wonach 0,3 % der über 64 Jahre alten Bevölkerung
den Bedarfswert ergibt. Im Prognosezeitraum bis zum Jahr
2005 bedeutet das für Brandenburg 1.420 Tagespflegeplätze für
alte Menschen.

Der Betrieb einer Tagespflegeeinrichtung für alte Menschen er-
fordert unter dem Gesichtspunkt von Leistungsfähigkeit und
Wirtschaftlichkeit eine Größe von mindestens zwölf Plätzen.
Auch dann sind die Sicherung der Pflege (Leistungsfähigkeit)
und gleichzeitig die Wirtschaftlichkeit nur gewährleistet, wenn
die Tagespflegeeinrichtung in Verbindung mit einer anderen
Pflegeeinrichtung betrieben wird. Hieraus rechtfertigt sich, Ta-
gespflegeeinrichtungen nur dann in den Bedarfsteil des LPP
aufzunehmen, wenn sie in Verbindung mit einem APH, das
selbst im Bedarfsteil des LPP berücksichtigt wird, oder doch
wenigstens mit einem ambulanten Pflegedienst/einer Sozialsta-
tion betrieben werden.  

Die Verteilung der Tagespflegeplätze auf die kreisfreien Städ-
te/Landkreise ist unter 1.4 dargestellt.

1.2.9.3 Betreutes Wohnen im Heim

Beim Betreuten Wohnen im Heim handelt es sich um altenge-
rechte Mietwohnungen in einem APH. Der Nutzer einer sol-
chen Wohnung schließt - gekoppelt mit dem Mietvertrag - einen
so genannten Grundbetreuungsvertrag ab, in dem der Anbieter
des Betreuten Wohnens im Heim, also das APH, standardisierte
Grundleistungen zu einem festen Preis anbietet. Diese Grund-
leistung beinhaltet nach Absprache zwischen dem MASGF und
der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege im Wesentlichen die Zu-
sage, im Notfall jederzeit innerhalb eines ganz kurzen Zeit-
raums beim Bewohner einer solchen Wohnung zu erscheinen
und  Hilfe für ihn zu leisten oder zu organisieren.  

Weiter beinhaltet die Standardleistung des Betreuten Wohnens
im Heim, dass der Anbieter dieses Betreuten Wohnens sich ver-
traglich verpflichtet, den Bewohner des Betreuten Wohnens we-
nigstens einmal am Tag zu sehen. Die für diese Grundleistungen
des Betreuten Wohnens im Heim insgesamt erforderlichen per-
sonellen Aufwendungen kann das APH gesondert in Rechnung
stellen. Der im Grundbetreuungsvertrag fixierte Kostensatz für
das Betreute Wohnen ist im Wesentlichen dadurch bestimmt. 

Im Betreuten Wohnen im Heim wird keine vollstationäre Pflege
realisiert. Das Betreute Wohnen im Heim soll kombiniert wer-
den mit ambulanter Pflege im Sinne des SGB XI. Das Betreute
Wohnen im Heim wird nur in Verbindung mit APH, die nach
dem IVP gefördert werden, gefördert. Die Investitionskosten

tragen zu 40 % das Land, zu 20 % die zuständige kommunale
Gebietskörperschaft, während die restlichen 40 % vom Träger
über die Mieteinnahmen aufgebracht werden.

Vor diesem Hintergrund ergeben sich die Planungsgesichts-
punkte Regionalität, Ortsnähe, Leistungsfähigkeit, Wirtschaft-
lichkeit, Leistungsdifferenzierung, Trägervielfalt und Nachrang
kommunaler Träger beim Betreuten Wohnen im Heim in Ab-
hängigkeit von der Entscheidung für das entsprechende Alten-
pflegeheim.

Beim Betreuten Wohnen im Heim gibt es zwei Ausführungen.
Die „alte Form” findet sich noch bei Einrichtungen, die im
Rahmen des LAB errichtet wurden. Nach damaligen Vorstel-
lungen ist das Betreute Wohnen im Heim baugleich zu vollsta-
tionären APH-Plätzen errichtet worden. Nach Einführung der
Pflegeversicherung ist das LAB durch das IVP ersetzt worden.
In diesem Zusammenhang wurden die baugleichen Plätze auf-
gegeben.

Die Verteilung des Betreuten Wohnens im Heim ist unter 1.4
dargestellt.

Angebote des Betreuten Wohnens im Heim sind zu unterschei-
den von solchen des Betreuten Wohnens am Heim. Betreutes
Wohnen am Heim bezeichnet altersgerechten Sozialen Woh-
nungsbau, der aufgrund einer Kooperation zwischen dem 
MSWV und dem MASGF räumlich in nächster Nähe zu einem
APH errichtet wird. Dessen ungeachtet bleiben die Angebote
des Betreuten Wohnens am Heim solche des Sozialen Woh-
nungsbaus, für die die vom MSWV entwickelten Vorschriften
bestimmend sind.

1.3 Das LPP-Verfahren

Verfahrensbestimmende Elemente für die Erstellung des LPP
ergeben sich primär aus dem PflegeG und sodann aus dem Er-
lass des MASGF über das Verfahren zur Aufstellung eines Lan-
despflegeplanes zu Einrichtungen der Altenhilfe, 53 - 4376.3,
vom 9. Februar 1999 (ABl. S. 102). Die unterschiedlich gestal-
teten Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte verschiedener
Beteiligter werden im Folgenden detailliert dargestellt.

1.3.1 Der Landespflegeplan zwischen Konsens und Ent-
scheidung

Nach der Regelung im § 3 Abs. 1 PflegeG stellt das MASGF ei-
nen LPP auf und veröffentlicht diesen im Amtsblatt. Dabei
muss das MASGF

- das Einvernehmen mit den Landkreisen und kreisfreien
Städten herstellen,

- das Einvernehmen mit den Pflegekassen anstreben und
- den LPA anhören.

Neben diesen gesetzlichen Bestimmungen hat das MASGF in
seinem Erlass vom 9. Februar 1999 zusätzlich geregelt, dass zur
Vorbereitung eines LPP Regionalkonferenzen durchgeführt
werden (Nummer 2.1). In diesen Regionalkonferenzen werden
die Konferenzunterlagen erörtert „... mit dem Ziel, eine einver-
nehmliche Planung herzustellen” (Nummer 3.1).
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Entscheidungen zum LPP können folglich auf einem Konsens
aller Beteiligter, in den das MASGF die gesetzlich  zu berück-
sichtigenden Aspekte einbringt, beruhen oder auch  Entschei-
dungen des MASGF nach einem nicht einvernehmlichen Dis-
kussionsergebnis in der Regionalkonferenz sein.

1.3.1.1 Einvernehmen mit dem Landkreis/der kreisfreien
Stadt 

Nach der gesetzlichen Regelung im § 3 Abs. 1 PflegeG stellt
das MASGF den LPP im Einvernehmen mit den Landkreisen
und kreisfreien Städten auf. 

Der LPP kann also nicht aufgestellt werden, wenn nicht zuvor
ein Einvernehmen zwischen der kommunalen und der ministe-
riellen Seite zustande gekommen ist. Durch diesen im Gesetz
vorgegebenen Zwang zur Einigung soll ein wesentliches Ziel
des Gesetzes, nämlich die Vorhaltung einer Versorgungsstruk-
tur, die eine ortsnahe und auch eine abgestimmte ambulante,
teilstationäre und vollstationäre Versorgung gewährleisten soll,
erreicht werden. Nur wenn beide Seiten die wesentlichen Ele-
mente ihrer Entscheidungsparameter berücksichtigt sehen,
kann eine Einigung zustande kommen. Das ist die beste Vor-
aussetzung für das vom Gesetzgeber gewollte abgestimmte Ver-
sorgungssystem (§ 1 Abs. 1 PflegeG).

Diese entscheidende Rolle der kommunalen Seite, der Land-
kreise und der kreisfreien Städte, wird im Erlass des MASGF
vom 9. Februar 1999 weiter unterstrichen. Vertreter des Land-
kreises/der kreisfreien Stadt sind Teilnehmer an der Regional-
konferenz. Die Stellungnahme des Landkreises bzw. der kreis-
freien Stadt zu der Plangrundlage des MASGF sowie zu den
von Interessenten eingereichten Anmeldungen oder Einwen-
dungen ist ein konstitutives Element der Konferenzunterlagen.
In den Regionalkonferenzen erörtern die Teilnehmer diese Kon-
ferenzunterlagen mit dem Ziel, eine einvernehmliche Planung
zu erstellen. 

Im Hinblick auf diese besonders stark gestaltete Position der
kommunalen Seite bei der Erstellung eines Landespflegeplanes
hat das MASGF bei der Vorbereitung des LPP für Einrichtun-
gen der Altenhilfe am 05.02.1999 eine vorbereitende Informati-
onsveranstaltung für die Landkreise und kreisfreien Städte un-
ter Leitung des zuständigen Staatssekretärs durchgeführt. Wei-
terhin ist die Thematik in der vom Minister des Innern am 
22. Februar 1999 durchgeführten Konferenz der Landräte und
Oberbürgermeister behandelt worden. Schließlich sind vor je-
der Regionalkonferenz zwei Besprechungen zwischen den Ver-
tretern der Kreis- bzw. Stadtverwaltung und dem MASGF
durchgeführt worden.

1.3.1.2 Einvernehmen mit den Pflegekassen

In § 3 Abs. 1 PflegeG wird ausdrücklich festgestellt, dass das
MASGF bei der Erstellung des Landespflegeplans das Einver-
nehmen mit den Pflegekassen anzustreben hat - soweit es sich
um Pflegeeinrichtungen nach § 71 Abs. 2 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch handelt. 

Die im LPP für APH berücksichtigten Angebote des Betreuten
Wohnens im Heim sind keine Pflegeeinrichtungen nach § 71

Abs. 2 SGB XI. Das gilt erst recht für die im LPP für APH nur
nachrichtlich erwähnten Angebote des Betreuten Wohnens am
Heim. Alle anderen Elemente des LPP für APH unterliegen der
durch Gesetz sehr stark ausgeprägten Mitwirkungsmöglichkeit
der Pflegekassen. 

Dementsprechend ist auch die Rolle der Pflegekassen im Erlass
des MASGF vom 9. Februar 1999 besonders hervorgehoben.
Vertreter der Verbände der Pflegekassen im Land Brandenburg
sind Teilnehmer der Regionalkonferenz. Durch diese Konstruk-
tion ist die Position der Pflegekassen noch über das Regelungs-
schema des PflegeG hinaus gestärkt, weil die Pflegekassen be-
reits im Vorfeld und vor einer  abschließenden Meinungsbil-
dung des MASGF an den Planungsüberlegungen beteiligt sind
und  diese in der Regionalkonferenz mitgestalten können. 

1.3.1.3 Anhörung des LPA

Auch hier regelt § 3 Abs. 1 PflegeG das Entscheidende: Bei der
Aufstellung des Landespflegeplanes durch das MASGF ist der
LPA anzuhören. 

Darüber hinausgehend regelt der Erlass des MASGF vom 9. Fe-
bruar 1999, dass der Vorsitzende des LPA oder sein Vertreter
vom MASGF als Teilnehmer an der Regionalkonferenz einge-
laden wird. Es ist also der LPA beteiligt an der Erörterung der
Konferenzunterlagen und bei dem Bemühen der Regionalkon-
ferenz, eine einvernehmliche Planung herzustellen. Auch der
LPA ist insoweit bereits lange vor seiner offiziellen Anhörung
gemäß § 3 Abs. 1 PflegeG vom MASGF in herausragender Rol-
le am Meinungsbildungsprozess, der zur Entscheidung des
MASGF führt, beteiligt. 

1.3.1.4 Letzt-Verantwortung beim MASGF

Die im Land Brandenburg gesetzlich gewählte Umsetzung des
Pflegeversicherungsgesetzes und dabei insbesondere die Mitbe-
stimmungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten der Landkreise
und kreisfreien Städte, des Landespflegeausschusses und der
Pflegekassen bei der Pflegeplanung ändern nichts daran, dass
die Verantwortung für die Erstellung des LPP letztlich beim
MASGF liegt. 

Der Erlass des MASGF vom 9. Februar 1999 bestimmt hierzu:
„Auf der Grundlage des Ergebnisses der Regionalkonferenz
entscheidet das MASGF über die Aufnahme einer Einrichtung
der Altenpflege, die in der Regionalkonferenz behandelt wurde,
in den Landespflegeplan”.

1.3.2 Regionalkonferenzen als zentrales Instrument der
Pflegeplanung des Landes für Einrichtungen der Al-
tenhilfe

Der MASGF-Erlass vom 9. Februar 1999 sagt hierzu in Num-
mer 2.1 „Zur Vorbereitung eines Landespflegeplanes ... führt
das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen
(MASGF) Regionalkonferenzen für das Gebiet eines Landkrei-
ses/einer kreisfreien Stadt durch”.

Regionalkonferenzen als Instrument der Entscheidungsvorbe-
reitung, der breiten Beteiligung für Fachöffentlichkeit und der
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Konsensentwicklung sind vom MASGF von Anfang an durch-
geführt worden. Über die Jahre hinweg betrachtet, lässt sich da-
bei ein Prozess der zunehmenden Formalisierung und der in-
haltlichen Qualifizierung erkennen. 

1.3.2.1 Regionalkonferenzen in 1992

Als das neu gegründete Land Brandenburg im Jahre 1991 die
dringende Notwendigkeit erkannte, sich intensiv und sehr
schnell um eine gründliche Besserung der Lage von alten Men-
schen in Heimen zu kümmern, wurde noch Ende 1991 eine Be-
standsanalyse aller Heime für Erwachsene veranlasst und schon
1992 eine 1. Serie von Regionalkonferenzen durchgeführt. Die-
se Regionalkonferenzen veranstaltete das MASGF damals in je-
dem Landkreis/in jeder kreisfreien Stadt mit den Vertretern der
dort gelegenen Heime und der betroffenen kommunalen Ge-
bietskörperschaft. Zum damaligen Zeitpunkt, also vor der später
durchgeführten Kommunalreform, gab es im Land Brandenburg
insgesamt 44 Landkreise/kreisfreie Städte, für die im Rahmen
einer Regionalkonferenz - zum Teil mit wiederholten Veranstal-
tungen - ein Planungsergebnis zum APH entwickelt wurde. 

Die amtliche Statistik des Landes verfügte damals lediglich
über eine Darstellung des Bevölkerungsstandes als Altersko-
horte der über 65-Jährigen auf den Landkreis bzw. die kreisfreie
Stadt bezogen. Eine Bevölkerungsprognose stand nicht zur Ver-
fügung. Trotzdem war die Frage nach dem Bedarf an Altenpfle-
geheimen für diese Planungszwecke zu beantworten. In Anleh-
nung an westdeutsche Kennziffern ist damals  der Bedarf an
APH-Plätzen mit „3 % der über 64 Jahre alten Bevölkerung”
vom MASGF nach Beratung und in Abstimmung mit dem KDA
angenommen worden. Es ergab sich so ein „Bedarf ” an 9.400
APH-Plätzen. 

Zahlreiche Träger von Heimen und auch kommunalen Gebiets-
körperschaften haben dies damals als wesentlich zu niedrig ein-
geschätzt. Die Diskussionen darüber haben immer wieder of-
fenbart, dass - vor dem Hintergrund der Feierabendheim-Tradi-
tion der ehemaligen DDR - ein anderes Heim-Verständnis die
Grundlage für solche Meinungsverschiedenheiten war. Zu die-
sen 9.400 Plätzen, die das Land Brandenburg in APH für erfor-
derlich hielt, haben deshalb Träger und Kommunen weitere ca.
5.000 Plätze in der Finanzierungszuständigkeit des örtlichen
Trägers für Sozialhilfe, also der Landkreise und der kreisfreien
Städte, für erforderlich gehalten. 

Diese Entscheidung von Trägern und Kommunen hat das Land
Brandenburg damals zur Kenntnis genommen und dokumen-
tiert ohne seine eigene Bedarfsbestimmung für seine Finanzie-
rungszuständigkeit von 9.400 APH-Plätzen auf der Basis der 
3 %-Annahme dadurch zu ändern6.

1.3.2.2 Regionalkonferenzen 1995/96

Als in den Jahren 1995/1996 die 2. Serie von Regionalkonfe-
renzen für APH durchgeführt wurde, hatten sich die Verhältnis-
se gegenüber 1992 in mehrfacher Hinsicht und grundlegend
geändert:

6 Siehe hierzu: MASGF (Hg.), „Bauprogramm für Altenpflegeheime des Lan-
des Brandenburg”, Potsdam 1993, Seite 9

1. Das SGB XI war eingeführt worden und hatte in Artikel 52
ein neues Finanzierungssystem für APH begründet. 

2. Das LDS hatte die Planungsdaten der amtlichen Statistik in
der Zwischenzeit wesentlich verbessert. 

3. Das MASGF selbst hatte in der Zwischenzeit durch eine
erste Bestandsanalyse der APH im Land Brandenburg ver-
besserte Planungsdaten zur Verfügung.

4. Die kommunale Gebietsreform im Land Brandenburg hatte
die Zahl von 44 Landkreisen/kreisfreien Städten auf 18 re-
duziert. 

Die vom LDS erstmals im Jahre 1994 zur Verfügung gestellte
Bevölkerungsprognose für die Zeit bis 2010 ermöglichte eine
Kombination mit den Ergebnissen aus der vom MASGF zum
Stichtag 25.10.1994 vorgenommenen Belegungsanalyse und
den daraus entwickelten Inanspruchnahmequoten.

Die Planungsregion war nicht mehr an relativ kleine Gebiete,
sondern die größere Einheit eines/r von insgesamt nur noch 
18  Landkreisen/kreisfreien Städten. 

Bei der Vorbereitung der 2. Serie von Regionalkonferenzen in
den Jahren 1995/1996 wurde noch nicht möglich, den empi-
risch gewonnenen Wert bei den Inanspruchnahmequoten durch
Minderungs- und/oder Erweiterungsfaktoren auf seine voraus-
sichtliche Änderung in der Zukunft, bis zum Jahr 2000, abzu-
schätzen. Die damals neu eingeführte Pflegeversicherung ver-
änderte die gesamte Landschaft und erlaubte vorübergehend
keine vernünftigen und plausiblen Annahmen über das künftige
Verhalten alter und pflegebedürftiger Personen. 

Diese Schwächen der Bedarfsprognose in der 2. Serie von Re-
gionalkonferenzen in den Jahren 1995/1996 konnten bei der
Vorbereitung der 3. Serie der Regionalkonferenzen im Jahre
1999 überwunden werden; siehe oben 1.2.1.

1.3.2.3 Regionalkonferenzen in 1999

In der Zeit vom  9. April 1999 bis zum 16. September 1999 hat
das MASGF Regionalkonferenzen zur Vorbereitung eines Lan-
despflegeplans für Einrichtungen der Altenhilfe für 14 Land-
kreise und vier kreisfreie Städte durchgeführt. Näheres hierzu
ergibt sich aus dem MASGF-Erlass vom 9. Februar 1999. Zwei
Regionalkonferenzen mussten unterbrochen und einige Zeit
später fortgesetzt werden (Bekanntmachung des MASGF, 
53 - 4376.3 - vom 9. Juli 1999, ABl./AAnz. S. 842).

Verursachend für diese 3. Serie von Regionalkonferenzen wa-
ren neue Bedarfsüberlegungen und die erforderliche Fortschrei-
bung des Planungshorizonts bis zum Jahr 2005.

1.3.2.4 Einvernehmliche Planung als Ziel der Regionalkon-
ferenz

Für das zentrale Instrument der Pflegeplanung des Landes für
Einrichtungen der Altenhilfe, die Regionalkonferenzen, ist als
Ziel im MASGF-Erlass vom 9. Februar 1999 (Nummer 3.1) be-
stimmt, eine einvernehmliche Planung herzustellen. 

Dadurch sollen unter anderem die Wahrnehmung von Beteili-
gungsrechten der Landkreise/kreisfreien Städte, des Landes-
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pflegeausschusses und der Pflegekassen erleichtert und unter-
stützt werden. Diese Regionalkonferenzen sind nicht öffentlich.
Der Vorsitz liegt beim Vertreter des MASGF (Nummer 3.2).

1.3.2.5 Teilnehmer an der Regionalkonferenz 

Für die nichtöffentliche Regionalkonferenz regelt der MASGF-
Erlass vom 9. Februar 1999 in Nummer 4, wer Teilnehmer ist. 

Neben (beliebig vielen) Vertretern des Landkreises/der kreis-
freien Stadt, des Landesamtes für Soziales und Versorgung und
der Verbände der Pflegekassen im Land Brandenburg sind mit
je einem Vertreter Teilnehmer an der Regionalkonferenz

- der Landespflegeausschuss,
- jeder festgestellte Interessent gemäß Nummer 6.1 sowie

sonstige Träger gemäß Nummer 6.2 und
- je ein Vertreter der Spitzenverbände der im Land Branden-

burg tätigen Heimträger.

Das MASGF kann weitere Personen als Teilnehmer an der Re-
gionalkonferenz einladen oder zulassen.

1.3.2.6 Konferenzunterlagen

In den Regionalkonferenzen erörtern die Teilnehmer die Konfe-
renzunterlagen mit dem Ziel, eine einvernehmliche Planung
herzustellen. Nach Nummer 5 des MASGF-Erlasses vom 9. Fe-
bruar 1999 bestehen diese Konferenzunterlagen aus

1. den Plangrundlagen des MASGF,
2. den eingereichten Anmeldungen oder Einwendungen der

festgestellten Interessenten und
3. der Stellungnahme des Landkreises/der kreisfreien Stadt.

Gemäß Nummer 7 des MASGF-Erlasses vom 9. Februar 1999
liegt die Plangrundlage des MASGF ab einem Zeitpunkt, den
das MASGF im Amtsblatt des Landes Brandenburg bekannt
macht, bis zum Termin der Regionalkonferenz im Sozialdezer-
nat der Kreisverwaltung/der Stadtverwaltung zur Einsichtnah-
me aus. Sie kann auch per Internet abgerufen werden. Diese
Plangrundlage des MASGF besteht aus 

- einer Darstellung des Bestandes an Planungseinrichtungen
im Gebiet des behandelten Landkreises/der kreisfreien
Stadt,

- der Bedarfsprognose für APH-Plätze sowie
- der Darstellung des Planungsstandes für alle stationären Ein-

richtungen der Altenhilfe nach dem Stand der Regionalkon-
ferenzen in den Jahren 1995/96 und der Berücksichtigung
von zwischenzeitlich erfolgten Detailfortschreibungen.

Anmeldungen von Interessenten zu der Plangrundlage des
MASGF müssen gemäß Nummer 5.2.1 des MASGF-Erlasses
vom 9. Februar 1999 aussagefähige Unterlagen zur Projektidee,
zum Standort, zur geplanten Platzzahl, zur Zielgruppe und über
die Qualifikation als Träger enthalten. Außerdem muss erkenn-
bar sein, dass die Einrichtung bedarfsgerecht, leistungsfähig
und wirtschaftlich ist bzw. sein wird. Darstellungen zur be-
triebswirtschaftlichen Situation sind auf einem gesonderten
Blatt und entsprechend gekennzeichnet beizufügen.

Nach Nummer 9 des MASGF-Erlasses vom 9. Februar 1999
sollen die Landkreise/kreisfreien Städte Stellung nehmen zu
den Anträgen und Einwendungen der Interessenten. Bei an das
Land Berlin grenzenden Landkreisen bzw. kreisfreien Städten
soll die Stellungnahme auf die Bedeutung der Entwicklung der
Berliner Angebotsstrukturen eingehen. Diese Stellungnahme
soll vor allem die Bewertung des Landkreises/der kreisfreien
Stadt im Gesamtzusammenhang aller vorhandenen, bereits in
die Planung aufgenommenen und jetzt begründeten neuen An-
meldungen und Einwendungen erkennen lassen. 

Für die Stellungnahmen der kommunalen Gebietskörperschaft
regelt Nummer 9 des MASGF-Erlasses vom 9. Februar 1999,
dass diese vom Vertreter des Landkreises/der kreisfreien Stadt
in der Regionalkonferenz vorgetragen und als schriftliche Dar-
stellung im Termin der Regionalkonferenz allen Teilnehmern
übergeben wird. 

Während die Plangrundlage des MASGF allen Teilnehmern
schon vor dem Termin der Regionalkonferenz durch Einsicht-
nahme im Sozialdezernat und/oder über das Internet bekannt
war, regelt Nummer 5.3 des MASGF-Erlasses vom 9. Februar
1999, dass die Anmeldungen und Einwendungen der festge-
stellten Interessenten ohne die Darstellung der betriebswirt-
schaftlichen Situation den Konferenzteilnehmern vom MASGF
so früh wie möglich vor Beginn der Regionalkonferenzen zur
Verfügung gestellt werden.

1.3.2.7 Entscheidung durch das MASGF

Ziel der Erörterung der Konferenzunterlagen in der Regional-
konferenz ist es, eine einvernehmliche Planung herzustellen.
Nach Nummer 11 des Erlasses vom 9. Februar 1999 entscheidet
das MASGF über die Aufnahme einer Einrichtung der Alten-
pflege, die in der Regionalkonferenz behandelt wurde, in den
Landespflegeplan auf der Grundlage des Ergebnisses der Re-
gionalkonferenz. 

Soweit in Regionalkonferenzen der 3. Serie ein Einvernehmen
hergestellt und vom Vorsitzenden der Regionalkonferenz aus-
drücklich festgestellt wurde, war das MASGF an diesem Ein-
vernehmen beteiligt. Von daher ist in solchen Fällen gesichert,
dass die vom MASGF zu beachtenden Entscheidungsparameter
berücksichtigt waren und in diese einvernehmliche Planung
eingegangen sind. Insofern liegt auch hier eine Entscheidung
des MASGF vor. In allen anderen Fällen hat das MASGF in
Kenntnis und unter Berücksichtigung der Verhandlungen in der
Regionalkonferenz eine Entscheidung über die Gestaltung des
Landespflegeplans zu treffen; siehe hierzu 1.3.2.8.

Die oben unter den Nummern 1.3.1.1 und 1.3.1.2 sowie 1.3.1.3
dargestellten Beteiligungsrechte der kommunalen Gebietskör-
perschaften, des Landespflegeausschusses und der Pflegekas-
sen sind vom MASGF zusätzlich zu beachten; sie werden nicht
durch die Beteiligung der Institutionen an der Regionalkonfe-
renz ersetzt. Das gilt auch im Falle von einvernehmlichen Pla-
nungsergebnissen am Ende einer Regionalkonferenz. Selbst
dann sind die oben benannten Beteiligungen gesondert und ne-
ben der Teilnahme in der Regionalkonferenz erforderlich.
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1.3.2.8 Abwägung/Optimierung

Die nach den gesetzlichen Vorgaben des Landes Brandenburg
vom MASGF bei der Erstellung des LPP zu beachtenden acht
Parameter (siehe oben, 1.2.1 bis 1.2.8) stehen gleichberechtigt
nebeneinander und sind nicht in einer Rangfolge untereinander
geordnet. Diese Planungsvorgaben tendieren auch nicht alle in
eine Richtung; vielmehr sind gegenläufige Inhalte festzustellen
und im Planungsprozess entsprechend zu berücksichtigen.

Die im PflegeG aufgeführten Planungsziele stellen deshalb das
MASGF bei der Erstellung des LPP vor ein Optimierungsge-
bot. Die Landespflegeplanung nach dem PflegeG unterscheidet
sich damit von anderen Planungsbereichen des Landes. Im LPP
geht es für das MASGF darum, verschiedene und gegenläufige
Grundsätze in einer planerischen Abwägung zu berücksichti-
gen. Dabei wird es in der Regel mehrere „richtige” Lösungen
geben, von denen das MASGF eine auswählen und zum Inhalt
des LPP machen muss.

Wo Regionalkonferenzen das im MASGF-Erlass vom 9. Febru-
ar 1999 benannte Ziel, eine einvernehmliche Planung zu ent-
wickeln, erreicht haben, war das MASGF an der Herstellung
dieses Einvernehmens unter Beachtung der von ihm zu berück-
sichtigenden acht Planungsvorgaben (siehe oben bei 1.2.1 bis
1.2.8) beteiligt. Eine explizite Entscheidung des MASGF, die 
- wie in Nummer 2.1 des MASGF-Erlasses vom 9. Februar
1999 gefordert - die wesentlichen Gründe der Entscheidung er-
kennen lassen, sind in den Fällen erforderlich, wo die Regional-
konferenz nicht mit einem Konsens geendet hat. Diesbezügli-
che Ausführungen enthält der Teil „3. Abwägungsentscheidun-
gen”.

1.3.3 Die Rolle der Dienstleister 

Die umfangreichen Arbeiten zur Vorbereitung und Durch-
führung der Regionalkonferenzen sowie zur Vorbereitung des
Landespflegeplanes für Einrichtungen der Altenhilfe sind, auch
wegen des großen Zeitdrucks, nicht vom MASGF mit eigenen
Kräften allein, sondern mit Unterstützung von vertraglich ge-
bundenen Dienstleistern bewältigt worden.

1.3.3.1 Institut für Entwicklungsplanung und Strukturfor-
schung an der Universität  Hannover (IES)

Das MASGF hat am 15.01.1999 nach einer Ausschreibung, die
am 30.11.1998 im Ausschreibungsblatt des Landes Branden-
burg veröffentlicht worden war, dem IES einen Auftrag für eine
Studie zu Bedarfsprognosen für APH erteilt. Seine Ergebnisse
hat das IES in den Gesprächen des MASGF mit den Vertretern
der Landkreise/kreisfreien Städte zur Vorbereitung der Regio-
nalkonferenzen dargestellt und diskutiert.

1.3.3.2 PROGNOS GmbH

Nach dem Werkvertrag vom 1. März 1999 auf der Basis einer
am 18.01.1999 veröffentlichten Ausschreibung im Ausschrei-
bungsblatt des Landes Brandenburg beauftragte das MASGF
die PROGNOS GmbH mit der Erbringung von Dienstleistun-
gen zur inhaltlichen und organisatorischen Vorbereitung,
Durchführung und Nachbereitung von Regionalkonferenzen.
Vor diesem Hintergrund hat PROGNOS GmbH inhaltliche Auf-
gaben (wie Plangrundlagen, Vorschläge für eine einvernehmli-
che Planung in den Regionalkonferenzen, Ergebnisprotokolle
über die Regionalkonferenz) sowie organisatorische Aufgaben
(Vorbereitung der Regionalkonferenzen, technische Durch-
führung der Regionalkonferenzen) übernommen. Nachdem die
Regionalkonferenzen der 3. Serie durchgeführt worden waren,
hat PROGNOS einen Entwurf des Landespflegeplanes für Ein-
richtungen der Altenhilfe erarbeitet.

1.4 Ergebnisse nach 18 Regionalkonferenzen im
Überblick

Die für die vier kreisfreien Städte und 14 Landkreise durchge-
führten Regionalkonferenzen bzw. die darauf fußenden Ent-
scheidungen des MASGF brachten folgende Planungsergebnis-
se:
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1.5 Zum Verhältnis von LPP und Landesinvestitions-
plan

Mit der Aufnahme in den Landespflegeplan ist eine der in § 5
Abs. 2 PflegeG genannten Fördervoraussetzungen für eine In-
vestitionsförderung durch das Land gegeben. Projekte, die ent-
sprechend dem Bedarf durch das Land gefördert werden sollen,
sind als weitere Fördervoraussetzung in den jährlich fortzu-
schreibenden Landesinvestitionsplan aufzunehmen.

Der im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen
Ministerium aufzustellende Landesinvestitionsplan legt die In-
vestitionsvorhaben, den erforderlichen Finanzbedarf und den
zeitlichen Rahmen für die Umsetzung der geplanten Maßnah-
men fest. 

Voraussetzung für die Aufnahme in den Landesinvestitionsplan
ist, dass entsprechende  Haushaltsmittel des Landes zur Verfü-
gung stehen (vgl. § 1 Abs. 1 PflegeG). Für die Festlegung des
zeitlichen Rahmens sind der landesweit gleichmäßige Ausbau
der Versorgungsstruktur sowie Dringlichkeitshinweise von Sei-
ten der Heimaufsichtsbehörde maßgebend.

1.6 LPP und Sozialhilfe

Nach § 2 b des Gesetzes zur Ausführung des Bundessozialhil-
fegesetzes (AG-BSHG, GVBl. 1996 I S. 175) ist das Land
Brandenburg als überörtlicher Träger der Sozialhilfe zuständig
für die Standort- und Bedarfsplanung für die nach § 100 Abs. 1
Nr. 1 des Bundessozialhilfegesetzes genannten Einrichtungen
im Einvernehmen mit den örtlichen Trägern der Sozialhilfe.
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Nach § 1 der Zweiten Verordnung über die Kostenerstattung für
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung im Bereich der So-
zialhilfe (2. SHKEV, GVBl. 1998 II S. 630) werden die Kosten
für die Gewährung der Sozialhilfe in Einrichtungen erstattet,
die zwischen den örtlichen Trägern der Sozialhilfe und dem
überörtlichen Träger (Land)  zu den  vereinbarten Standorten
anfallen. Die Bedarfsseite des Landespflegeplanes ist Grundla-
ge der Standortvereinbarung.

2. Spezieller Teil

2.1 Stadt Brandenburg an der Havel

2.1.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:

Während die Gesamtbevölkerung in der kreisfreien Stadt Bran-
denburg an der Havel bis zum Jahr 2005 um etwas mehr als 5 %
von 82.460 auf 78.017 Einwohner abnehmen wird, wächst die
Population der über 64-Jährigen insgesamt um etwa 31 % von
12.467 auf 16.368 Personen. Betrachtet man die vier ausge-
wählten Altersgruppen im Einzelnen, so fällt auf, dass die 65-
bis unter 70-Jährigen, die 70- bis unter 75-Jährigen und die 75-
bis unter 80-Jährigen mit 47 %, 41 % und 32 % deutlich zuneh-
men, die Gruppe der 80-Jährigen und älter, die für Bedarfsent-
wicklung der Altenpflegeheimplätze am wichtigsten sind, bis
zum Jahr 2005 dagegen um knapp 5,5 % zurückgehen werden.

2.1.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) in der
kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel ergeben:
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Da die Gruppe der 80-Jährigen und älter, die Altenpflegeheim-
plätze am häufigsten in Anspruch nimmt, bis zum Jahr 2005
nicht zu-, sondern geringfügig abnehmen wird, wächst in den
Jahren zwischen 2000 und 2005 der Bedarf an Altenpflege-
heimplätzen in der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel
lediglich um rd. 7 % von 333 auf maximal 357 Plätze.

2.1.3 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 26.05.1999 wieder. Diese sind identisch
mit den Planungen aus dem Jahr 1996. Sie werden bis auf wei-
teres aus drei Gründen für die Zukunft übernommen:

1. Die IES-Prognose mit 357 APH-Plätzen im Jahr 2005 liegt
unter dem im Jahr 1996 für das Jahr 2000 prognostizierten
und damals bereits verplanten Bedarf an APH-Plätzen.

2. Die Stadt Brandenburg an der Havel behauptet einen höhe-
ren Bedarf an APH-Plätzen für das Jahr 2005. Stadt und
MASGF stimmen darin nicht überein und haben verabre-
det, die Situation im Jahr 2000 gesondert analysieren zu
lassen, um - bei entsprechenden Ergebnissen - die Bedarfs-
planung zu aktualisieren.

3. Abgesehen vom APH „Martha Piter” waren alle jetzt für die
zukünftige Entwicklung als erforderlich eingestuften Ein-
richtungen bereits in die Vorfassung des LPP aufgenommen
worden. Diese Entscheidungen sind heute zu bestätigen.
Für das APH „Martha Piter” ist festzustellen, dass seine
Aufnahme in den LPP bereits nach der Regionalkonferenz
1995/96 vorgesehen war und dass die damalige Entschei-
dung weiterhin sachgerecht ist.

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrg mit den Pflegekassen hatten, und alle Ein-
richtungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich
sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruk-
tur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf der nächs-
ten Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zusammen-
hänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze in der Stadt Branden-
burg an der Havel sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 1a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 2a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 3a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

2.2 Stadt Cottbus

2.2.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:
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Die Einwohnerzahl der kreisfreien Stadt Cottbus wird bis zum
Jahr 2005 um ungefähr 3,5 % von 118.463 auf 114.204 Perso-
nen zurückgehen. Die Zahl der über 64-jährigen Bevölkerung
wird im gleichen Zeitraum dagegen um rd. ein Drittel von
14.761 auf 19.650 Personen anwachsen. Bei den vier relevanten
Altersgruppen werden die 65- bis unter 70-Jährigen und die 70-
bis unter 80-Jährigen mit ca. 45 % bzw. 43 % nahezu um die
Hälfte zunehmen. Eine ebenfalls deutliche Zunahme wird bei
der Gruppe der 75- bis unter 80-Jährigen zu verzeichnen sein,
die um 26 % ansteigt. Die Gruppe 80 Jahre und älter wird da-
gegen lediglich um knapp 10 % zunehmen.

2.2.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) in der
kreisfreien Stadt Cottbus ergeben:



Der Bedarf an Altenpflegeheimplätzen wird in der kreisfreien
Stadt Cottbus vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2005 um ca. 14 %
von 407 auf maximal 464 Plätze steigen. Der relativ geringe
Anstieg ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass die für
die Inanspruchnahme von Altenpflegeheimplätzen relevanteste
Gruppe 80 Jahre und älter den kleinsten Zuwachs aufweist.

2.2.3 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 28.05.1999, die einvernehmliche Pla-
nungsergebnisse erbracht hat, wieder. 

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die zum 31.12.1998 ei-
nen Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen abgeschlossen
hatten, und die Einrichtungen, die für die zukünftige Entwick-
lung erforderlich sind. Es werden jeweils Name, Standort, Trä-
ger und Platzstruktur aufgeführt. Die für die zukünftige Ent-
wicklung erforderlichen Pflegeeinrichtungen sind grau schat-
tiert; die nicht erforderlichen  sind weiß hinterlegt. Die der Ta-
belle angefügten Anmerkungen erläutern die Zusammenhänge
zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze in der Stadt Cottbus
sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 1b, die jedoch
nur mit der unter 1b aufgeführten Platzstruktur für die zukünf-
tige Entwicklung erforderlich ist.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2b
um einen Ersatzneubau in der Pflegeeinrichtung mit der Num-
mer  2a.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil dieser Träger zur
Regionalkonferenz keine Anmeldung eingereicht hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 6a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer  7a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Kurzzeitpflegeeinrichtung mit der Nummer 8 wird nicht in
die Planung mit aufgenommen,  weil dieser Träger zur Regio-
nalkonferenz keine Anmeldung eingereicht hat. 

2.3 Stadt Frankfurt (Oder)

2.3.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:
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Die Gesamtzahl der Einwohner wird in der kreisfreien Stadt
Frankfurt (Oder) bis zum Jahr 2005 um etwa 4,5 % von 77.891
auf 75.214 Personen abnehmen. Gleichzeitig wird die über 64-
jährige Bevölkerung etwas mehr als ein Drittel von 9.211 auf
12.307 Personen anwachsen. Während von den vier ausgewähl-
ten Altersgruppen der über 64-Jährigen die unteren drei mit
knapp 39 %, 48 % und 43 % erhebliche Zunahmen aufweisen,
bleibt die Gruppe 80 Jahre und älter zahlenmäßig nahezu kon-
stant und nimmt lediglich um 1,5 % zu.

2.3.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) in der
kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) ergeben:

Der Bedarf an Altenpflegeheimplätzen wird in der kreisfreien
Stadt Frankfurt (Oder) zwischen den Jahren 2000 und 2005 um
etwa 13,5 % von 235 auf maximal 267 Plätze steigen. Der rela-
tiv geringe Anstieg ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen,
dass die für die Inanspruchnahme von Altenpflegeheimplätzen
wichtigste Gruppe 80 Jahre und älter bis zum Jahr 2005 nahezu
kein Wachstum zu verzeichnen hat.

2.3.3 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 08.06.1999 wieder.  Diese sind identisch
mit den Planungen aus dem Jahr 1996.  Sie werden bis auf wei-
teres aus drei Gründen für die Zukunft übernommen:

1. Die IES-Prognose mit 267 APH-Plätzen im Jahr 2005 liegt
unter dem im Jahr 1996 für das Jahr 2000 prognostizierten
und damals bereits verplanten Bedarf an APH-Plätzen.

2. Die Stadt Frankfurt (Oder) behauptet einen höheren Bedarf
an APH-Plätzen für das Jahr 2005. Stadt und MASGF stim-
men darin nicht überein und haben verabredet, die Situation
im Jahr 2000 gesondert analysieren zu lassen, um - bei ent-
sprechenden Ergebnissen - die Bedarfsplanung zu aktuali-
sieren.

3. Alle für die zukünftige Entwicklung als erforderlich einge-
stuften Pflegeeinrichtungen waren schon in die Vorfassung
des LPP aufgenommen.  Diese Entscheidung ist heute zu
bestätigen. 

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen hatten, und alle Ein-
richtungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich
sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruk-
tur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf der nächs-
ten Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zusammen-
hänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze in der Stadt Frankfurt
(Oder) sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 1a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 2a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf durch
die Einrichtungen mit der Nummer 1b, Nummer 2b, Nummer
4b, Nummer 5b, Nummer 6b und Nummer 7 abgedeckt wird. 

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 5b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 5a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil dieser Träger zur
Regionalkonferenz keine Anmeldung eingereicht hat.

2.4 Stadt Potsdam

2.4.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:
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Die Einwohnerzahl der kreisfreien Landeshauptstadt Potsdam
wird bis zum Jahr 2005 um rd. 6 % von 131.851 auf 123.953
Personen zurückgehen. Die über 64-jährige Bevölkerung wird
in der gleichen Zeit um ein gutes Viertel von 18.347 auf 23.102
Personen anwachsen. Festzuhalten ist hierbei, dass von den vier
ausgewählten Altersgruppen der über 65-Jährigen die unteren
drei mit ca. 31 %, 43 % und 37 % erhebliche Zunahmen auf-
weisen, die Größe der Gruppe der über 80-Jährigen bis zum
Jahr 2005 dagegen um rd. 7 % abnehmen wird.

2.4.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) in der
kreisfreien Landeshauptstadt Potsdam ergeben:

Da die Gruppe der 80-Jährigen und älter, die Altenpflegeheim-
plätze am häufigsten in Anspruch nehmen, bis zum Jahr 2005
nicht zu-, sondern erkennbar abnehmen wird, wächst in den
Jahren zwischen 2000 und 2005 der Bedarf an Altenpflege-
heimplätzen in der kreisfreien Landeshauptstadt Potsdam ledig-
lich um knapp 7 % von 484 auf maximal 517 Plätze.

2.4.3 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 08.06.1999, die zu einem einvernehmli-
chen Planungsergebnis geführt hatte, wieder. Stadt und
MASGF haben vereinbart, dass die Bedarfsprognose im Jahr
2000 überprüft wird vor dem Hintergrund der Siedlungsent-
wicklung im Norden der Stadt Potsdam. 

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen abgeschlossen hatten,
und die Einrichtungen, die für die zukünftige Entwicklung er-
forderlich sind.  Es werden jeweils Name, Standort, Träger und
Platzstruktur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung
erforderlichen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die
nicht erforderlichen sind weiß hinterlegt.  Die der Tabelle ange-
fügten Anmerkungen erläutern die Zusammenhänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze in der Stadt Potsdam
sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 1a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die Ein-
richtung mit der Nummer 3b ersetzt wird.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 3a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung. 

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 4a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6b
um einen Ersatzneubau für die Pflegeeinrichtung mit der Num-
mer  6a.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7b
um einen Ersatzneubau für die Pflegeeinrichtung mit der Num-
mer  7a.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 8a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 9a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an
Altenpflegeheimplätzen im östlichen Teil der Stadt Potsdam
durch das Altenpflegeheim mit der Nummer 5 abgedeckt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 11 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 13 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 14 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Kurzzeitpflegeeinrichtung mit der Nummer 15 wird nicht
in die Planung mit aufgenommen, weil die Verbindung mit ei-
nem Altenpflegeheim fehlt (siehe hierzu 1.2.9.1).

2.5 Landkreis Dahme-Spreewald

2.5.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:
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Die Gesamtbevölkerung im Landkreis Dahme-Spreewald wird
bis zum Jahr 2005 um etwas mehr als 6 % von 150.995 auf
160.616 Personen anwachsen. Die Population der über 64-
Jährigen wird insgesamt um rd. 37 % von 21.684 auf 29.714
Personen zunehmen. Hierfür verantwortlich sind vor allem die
drei jüngeren der vier ausgewählten Altersgruppen, da jede von
ihnen einen über 40 % liegenden Zuwachs erfahren wird. Die
80-Jährigen und älter weisen mit einem Anstieg von knapp 
13 % den geringsten Zuwachs bis zum Jahr 2005 auf.

2.5.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Dahme-Spreewald ergeben:
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Aufgrund des für alle ausgewählten Altersgruppen prognosti-
zierten Bevölkerungszuwachses ist bis zum Jahr 2005 auch ein
höherer Bedarf an Altenpflegeheimplätzen zu erwarten. Die Zu-
nahme wird in der Zeit zwischen 2000 und 2005 rd. 17 % be-
tragen, was einem Anstieg von 564 Plätzen auf maximal 
661 Plätze gleich kommt.

Bezogen auf die amtsfreien Gemeinden, Städte und Ämter stellt
sich im Landkreis Dahme-Spreewald die Bedarfsentwicklung
bis zum Jahr 2005 wie folgt dar:

Hinsichtlich der Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist festzu-
halten, dass der im Landkreis Dahme-Spreewald zwischen
2000 und 2005 zu erwartende Bedarfszuwachs von maximal 97
Altenpflegeheimplätzen mit rd. 56 % schwerpunktmäßig in den
im nördlichen Teil des Landkreises liegenden amtsfreien Ge-
meinden, Städten und Ämtern zu verzeichnen ist.

2.5.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe für Einzugsbereiche führte in der Regional-
konferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis, den Landkreis
Dahme-Spreewald in drei Einzugsbereiche einzuteilen. Diese
drei, für die Entwicklung des Landespflegeplans zugrunde ge-
legten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zusammen:

Einzugsbereich I

Amt Lieberose (21 Plätze)
Stadt Lübben/Spreewald (63 Plätze)
Amt Märkische Heide (21 Plätze)
Amt Oberspreewald (22 Plätze)
Amt Unterspreewald (27 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 154 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Amt Golßener Land (17 Plätze)
Amt Heideblick (20 Plätze) 
Amt Luckau (51 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 88 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.
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Einzugsbereich III:

Bestensee (17 Plätze)
Eichwalde (24 Plätze)

Amt Friedersdorf (30 Plätze)
Stadt Königs Wusterhausen (90 Plätze)
Amt Mittenwalde (26 Plätze)
Amt Schenkenländchen (27 Plätze)
Amt Schönefeld (34 Plätze)

Schulzendorf (23 Plätze)
Amt Unteres Dahmeland (49 Plätze)

Wildau (51 Plätze)
Zeuthen (48 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 419 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Die Darstellung der Einzugsbereiche berücksichtigt die beiden
im Norden nebeneinander liegenden Mittelzentren Königs Wus-
terhausen und Wildau, das Mittelzentrum Lübbenau und das
Grundzentrum Luckau, welches Teilfunktionen eines Mittel-
zentrums übernimmt. Vom Einzugsbereich II wurde planerisch
dem benachbarten Landkreis Teltow-Fläming aufgrund der his-
torischen Strukturen und der Siedlungsentwicklung für den
APH-Standort Dahme eine Bedarfsgröße von 10 APH-Plätzen
zugeschlagen.

2.5.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 22.04. und 16.09.1999 wieder. Berücksich-
tigt sind dabei auch die Abwägungsentscheidungen, die das
MASGF unter Würdigung aller relevanten Faktoren treffen
musste, weil zu den Standorten Bestensee und Schönefeld in
der Regionalkonferenz kein Einvernehmen erzielt wurde (siehe
hierzu auch „3. Abwägungsentscheidungen”).

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen abgeschlossen hatten,
und alle Einrichtungen, die für die zukünftige Entwicklung er-
forderlich sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und
Platzstruktur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung
erforderlichen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die
nicht erforderlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf
der nächsten Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zu-
sammenhänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Dahme-
Spreewald sind folgende Anmerkungen zu machen:

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 1b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2 ist für die zukünftige
Entwicklung nicht erforderlich, weil der Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung vorgelegt hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3 wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen, weil
der Träger zur Regionalkonferenz keine Anmeldung vorgelegt
hatte.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 4a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil der Träger zur Regionalkonferenz
keine Anmeldung vorgelegt hatte.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 7a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung nicht erforderlich, weil sie durch die Einrich-
tung mit der Nummer 11 ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil der Träger zur Regionalkonfe-
renz keine Anmeldung vorgelegt hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 15 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil der Träger zur Regionalkonfe-
renz keine Anmeldung vorgelegt hatte. 

2.6 Landkreis Elbe-Elster

2.6.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:
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Die Gesamtzahl der Einwohner des Landkreises Elbe-Elster
wird sich bis zum Jahr 2005 nicht verändern. Prognostiziert
wird ein Rückgang um 0,1 % von 135.624 auf 135.500 Perso-
nen. Die Population der über 64-Jährigen wird hingegen um rd.
20 % von 21.675 auf 26.108 Einwohner zunehmen. Dies ist ins-
besondere auf den mit rd. 33 % am stärksten ausfallenden An-
stieg der 65- bis unter 70-Jährigen zurückzuführen. Die Zu-
wächse der übrigen drei für die Bedarfsplanung von Altenpfle-
geheimplätzen wichtigen Altersgruppen liegen alle deutlich un-
ter 20 %; mit ca. 12 % ist die Zunahme bei der Gruppe 80 Jah-
re und älter am geringsten.

2.6.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Elbe-Elster ergeben:
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Der Bevölkerungszuwachs der über 64-Jährigen wird im Land-
kreis Elbe-Elster bis zum Jahr 2005 insgesamt mit rd. 20 % ver-
gleichsweise gering ausfallen. Demzufolge wird in der Zeit
zwischen 2000 und 2005 auch der Bedarf um ca. 12 % von 577
auf maximal 647 Plätze steigen.

Bezogen auf die Städte und Ämter stellt sich im Landkreis El-
be-Elster die Bedarfsentwicklung bis zum Jahr 2005 wie folgt
dar:

Im Hinblick auf die Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist fest-
zuhalten, dass in keiner Region des Landkreises Elbe-Elster ei-
ne überdurchschnittliche Zunahme von Altenpflegeheimplätzen
bis zum Jahr 2005 erwartet wird. Die prognostizierte maximale
Zunahme von 70 Plätzen verteilt sich gleichmäßig auf alle zum
Landkreis zählenden Gebietskörperschaften.

2.6.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Elbe-Elster in drei Einzugsbereiche einzuteilen.
Diese drei, für die Entwicklung des Landespflegeplans zugrun-
de gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zusammen:

Einzugsbereich I:

Amt Doberlug-Kirchhain  und Umland (57 Plätze)
Amt Elsterland (27 Plätze)
Stadt Finsterwalde (104 Plätze)
Amt Kleine Elster (Niederlausitz) (31 Plätze)
Amt Sonnewalde (16 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 235 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Stadt Bad Liebenwerda (56 Plätze)
Stadt Elsterwerda (58 Plätze)
Amt Mühlberg/Elbe (26 Plätze)
Amt Plessa (41 Plätze)
Amt Röderland (22 Plätze)
Amt Schradenland (26 Plätze)
Stadt Wahrenbrück (17 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 246 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Amt Falkenberg/Uebigau (53 Plätze)
Amt Herzberg (Elster) (63 Plätze)
Amt Schlieben (31 Plätze)
Amt Schönewalde (19 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 166 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.
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Die Darstellung der Einzugsbereiche berücksichtigt die vier im
Landkreis ausgewiesenen Mittelzentren Elsterwerda, Bad Lie-
benwerda, Finsterwalde und Herzberg. Aufgrund ihrer räumli-
chen Nähe wurden die beiden Zentren Elsterwerda und Bad
Liebenwerda zu einem Einzugsgebiet zusammengefasst.

Innerhalb der drei Einzugsbereiche wurde im Rahmen der Pla-
nung neben den Mittelzentren auf ausdrücklichen Hinweis des
Landkreises Elbe-Elster den vier Grundzentren Doberlug-
Kirchhain, Falkenberg/Elster, Mühlberg/Elbe und Schlieben be-
sonderes Augenmerk geschenkt.

2.6.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 10.06.1999 wieder. Berücksichtigt sind da-
bei auch die Abwägungsentscheidungen, die das MASGF unter
Würdigung aller relevanten Faktoren treffen musste, weil in der
Regionalkonferenz keine voll einvernehmliche Planung erstellt
werden konnte (siehe hierzu auch „3. Abwägungsentscheidun-
gen”).

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen abgeschlossen hatten,
und alle Einrichtungen, die für die zukünftige Entwicklung er-
forderlich sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und
Platzstruktur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung
erforderlichen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die
nicht erforderlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf
der nächsten Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zu-
sammenhänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Elbe-
Elster sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 1a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil der Träger zur Regionalkonferenz
keine Anmeldung vorgelegt hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 5 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil der Bedarf im Einzugsbereich II
an APH-Plätzen gedeckt ist durch die bereits vorhandenen Ein-
richtungen mit den Nummern 4, 6b und 7b. Analoges gilt für
die Kurzzeitpflege im Hinblick auf die Einrichtungen mit den
Nummern 4 und 7b.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 6a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7b um
dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 7a nach deren struktu-
reller Umwandlung entsprechend der Landespflegeplanung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 10a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

2.7 Landkreis Märkisch-Oderland

2.7.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen 65 Jahre und älter:
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Die Bevölkerung des Landkreises Märkisch-Oderland wird bis
zum Jahr 2005 insgesamt um rd. 6 % von 178.958 auf 190.192
Personen anwachsen. Die Population der über 64-Jährigen wird
gleichzeitig um etwas mehr als 38 % von 24.343 auf 33.694
Personen zunehmen. Dies ist in erster Linie auf die deutlichen
Zuwächse der drei jüngeren Altersgruppen von fast 38 %, 58 %
und 48 % zurückzuführen. Die Zahl der 80-Jährigen und älter
wird bis zum Jahr 2005 dagegen lediglich um rd. 9 % steigen.

2.7.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Märkisch-Oderland ergeben:

Der Bedarf an vollstationären Altenpflegeheimplätzen wird
zwischen 2000 und 2005 um knapp 15 % von 642 auf maximal
737 Plätze ansteigen.

Bezogen auf die amtsfreien Gemeinden, Städte und Ämter stellt
sich im Landkreis Märkisch-Oderland die Bedarfsentwicklung
bis zum Jahr 2005 wie folgt dar:
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2.7.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Märkisch-Oderland in vier Einzugsbereiche ein-
zuteilen. Diese vier, für die Entwicklung des Landespflegeplans
zugrunde gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zu-
sammen:

Einzugsbereich I:
Amt Barnim-Oderbruch (11 von 35 Plätzen)
Amt Golzow (26 Plätze)
Amt Lebus (22 Plätze)
Amt Letschin (31 Plätze)
Amt Neuhardenberg (21 Plätze)
Stadt Seelow (28 Plätze) 
Amt Seelow-Land (22 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 161 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:
Amt Barnim-Oderbruch (12 von 35 Plätzen) 
Amt Bad Freienwalde-Insel  (67 Plätze)
Amt Falkenberg-Höhe (23 Plätze)
Stadt Wriezen (30 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 132 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:
Amt Barnim-Oderbruch (12 von 35 Plätzen) 
Amt Märkische Schweiz (18 von 26 Plätzen)
Amt Müncheberg (40 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 70 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Einzugsbereich IV:
Amt Altlandsberg (20 Plätze) 

Fredersdorf/Vogelsdorf (33 Plätze)
Amt Hoppegarten (29 Plätze)

Neuenhagen bei Berlin (62 Plätze) 
Amt Märkische Schweiz (8 von 26 Plätzen)

Petershagen/Eggersdorf (39 Plätze)
Amt Rüdersdorf (66 Plätze)
Stadt Strausberg (117 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 374 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Die Darstellung der Einzugsbereiche folgt - soweit möglich -
der zentralörtlichen Gliederung. Ein Einzugsbereich umfasst
den Raum um das Mittelzentrum Strausberg. Die übrigen drei
Einzugsbereiche orientieren sich an den vier Grundzentren Bad
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Freienwalde und Wriezen, Müncheberg sowie Seelow, die alle
Teilfunktionen von Mittelzentren erfüllen. Die beiden erstge-
nannten wurden aufgrund ihrer räumlichen Nähe zu einem Ein-
zugsbereich zusammengefasst.

Das Amt Barnim-Oderbruch konnte aufgrund seiner Lage nicht
eindeutig einem der vier Einzugsbereiche zugeordnet werden.
Sein bis zum Jahr 2005 prognostizierter Bedarf an vollsta-
tionären Altenpflegeheimplätzen wurde deshalb entsprechend
seiner Siedlungsstruktur auf die Einzugsbereiche I, II und III
aufgeteilt. Das Gleiche erfolgte für das Amt Märkische
Schweiz, dessen zukünftiger Platzbedarf auf die Einzugsberei-
che III und IV aufgeteilt wurde.

2.7.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 18.05.1999 wieder. Berücksichtigt sind da-
bei auch Abwägungsentscheidungen, die das MASGF unter
Würdigung aller relevanten Faktoren treffen musste, weil in der
Regionalkonferenz keine voll einvernehmliche Planung erar-
beitet wurde (siehe hierzu auch „3. Abwägungsentscheidun-
gen”).

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen abgeschlossen hatten,
und alle Einrichtungen, die für die zukünftige Entwickliung er-
forderlich sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und
Platzstruktur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung
erforderlichen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die
nicht erforderlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf
der folgenden Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die
Zusammenhänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Mär-
kisch-Oderland sind folgende Anmerkungen zu machen:

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 3b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil der Träger zu dieser Regional-
konferenz keine Anmeldung eingereicht hat.

Es handelt sich bei den Pflegeeinrichtungen mit der Nummer
5b um dieselben Einrichtungen wie mit der Nummer 5a nach
deren struktureller Umwandlung entsprechend der Landespfle-
geplanung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 6b, die jedoch
nur mit der unter Nummer 6b aufgeführten Platzzahl für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 8b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Träger für die-
se Einrichtung keine Anmeldung zur Regionalkonferenz vorge-
legt hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 10b, die jedoch
nur mit der unter Nummer 10b aufgeführten Platzzahl für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 11a wird, wegen ihrer
zu geringen Größe und weil der Bedarf im Einzugsbereich IV
durch die Pflegeeinrichtungen Nummer 8b, Nummer 10b,
Nummer 12b, Nummer  13d, Nummer 14b, Nummer 15 und
Nummer 18 gedeckt ist, nicht in die Planung mit aufgenom-
men.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 12a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtungen mit der Nummer 13a, Nummer 13b
und Nummer 13c werden durch die Pflegeeinrichtungen mit der
Nummer 13d ersetzt.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 14a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 14b, die jedoch
nur mit der unter Nummer 14b aufgeführten Platzzahl für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 16 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil der Träger nicht an der Regio-
nalkonferenz teilgenommen hat.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer  19 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung vorgelegt hat.

2.8 Landkreis Oberhavel

2.8.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen 65 Jahre und älter:
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1 Quelle: LDS, November 1998
2 Quelle: Prognose IES, 1999

Im Landkreis Oberhavel wird bis zum Jahr 2005 die Einwoh-
nerzahl insgesamt um etwa 7 % von 178.353 auf 190.242 Per-
sonen zunehmen. Im gleichen Zeitraum wird auch die Populati-
on der über 64-Jährigen ansteigen. Ihr Zuwachs wird mit insge-
samt fast 43 % von 24.345 auf 34.749 Personen sehr viel deut-
licher ausfallen. Dies ist insbesondere auf die enormen Zunah-
men der jüngeren drei Altersgruppen zurückzuführen, die um
rd. 52 %, 60 % bzw. 47 % anwachsen werden. Die für die Inan-
spruchnahme von Altenpflegeheimplätzen wichtigste Alters-
gruppe ab 80 Jahren wird dagegen zum Jahr 2005 lediglich um
ca. 5 % zunehmen. 

2.8.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Oberhavel ergeben:
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Obwohl die für die Inanspruchnahme von Altenpflegeheimplät-
zen relevante Population der über 64-Jährigen insgesamt bis
zum Jahr 2005 um fast 43 % anwachsen wird, steigt der Bedarf
an Altenpflegeheimplätzen in der Zeit zwischen 2000 und 2005
lediglich um knapp 14 %, da die Altersgruppe der über 80-
Jährigen nur sehr geringfügig zunehmen wird.

Bezogen auf die amtsfreien Gemeinden, Städte und Ämter stellt
sich im Landkreis Oberhavel die Bedarfsentwicklung bis zum
Jahr 2005 wie folgt dar:

Im Hinblick auf die vom IES dargestellte Bedarfsentwicklung
im Einzelnen ist festzuhalten, dass in keiner Region des Land-
kreises Oberhavel eine überdurchschnittliche Zunahme von Al-
tenpflegeheimplätzen bis zum Jahr 2005 zu erwarten ist. Die
prognostizierte maximale Zunahme von 90 Plätzen verteilt sich
nahezu gleichmäßig auf alle zum Landkreis zählenden Gebiets-
körperschaften. Ein geringfügig überdurchschnittlicher Anstieg
ist lediglich bei den drei Städten Hennigsdorf, Oranienburg und
Velten zu verzeichnen. Das korrespondiert mit dem Hinweis
des Landkreises Oberhavel auf eine besonders dynamische Ent-
wicklung im Bereich der Städte Velten und Hennigsdorf. Diese
benennt auch die Prognose des LDS. Das MASGF trägt diesen
Hinweisen des Landkreises Oberhavel und des LDS Rechnung
und setzt den vom IES im Einzugsbereich IV prognostizierten
Bedarf bis zum Jahr 2005 um 25 höher auf  204 Altenpflege-
heimplätze an.

2.8.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,

den Landkreis Oberhavel in fünf Einzugsbereiche einzuteilen.
Diese fünf, für die Entwicklung des Landespflegeplans zugrun-
de gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zusammen:

Einzugsbereich I:

Amt Fürstenberg (37 Plätze)
Amt Gransee und Gemeinden (43 Plätze)
Amt Liebenwalde (19 Plätze)

Löwenberger Land (27 Plätze)
Amt Zehdenick und Gemeinden  (76 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 202 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Leegebruch (24 Plätze)
Stadt Oranienburg (124 Plätze)
Amt Oranienburg-Land (44 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 192 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.
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Einzugsbereich III:

Amt Kremmen (27 Plätze)
Amt Oberkrämer (17 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 44 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Einzugsbereich IV:

Stadt Hennigsdorf (125 Plätze)
Stadt Velten (54 Plätze)

(zuzüglich 25; siehe oben 2.10.2)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 204 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich V:

Birkenwerder (18 Plätze)
Glienicke/Nordbahn (21 Plätze)

Stadt Hohen Neuendorf (58 Plätze)
Amt Schildow (34 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 131 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Die Darstellung der fünf Einzugsbereiche folgte weitestgehend
dem für den Landkreis Oberhavel erarbeiteten zentralörtlichen

Gliederungssystem. Der vergleichsweise sehr dünn besiedelte
nördliche Teil des Landkreises, der die beiden Grundzentren
mit Teilfunktionen von Mittelzentren Gransee und Zehdenick
umfasst, wird zu einem Einzugsbereich zusammengefasst.

Der sehr viel dichter besiedelte, berlinnahe südliche Teil wird in
insgesamt vier Einzugsbereiche unterteilt. Vereinfacht könnte
man hierbei von einem nördlichen, einem westlichen, einem
südlichen und einem östlichen Einzugsbereich sprechen. 

2.8.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz 1999 wieder und berücksichtigt die Abwä-
gungsentscheidungen, die das MASGF unter Würdigung aller
relevanten Faktoren treffen musste, weil mit den Antragstellern
bezüglich der zukünftigen Bedarfsentwicklung kein Einverneh-
men erzielt werden konnte (siehe hierzu auch „3. Abwägungs-
entscheidungen”).

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen hatten und alle Ein-
richtungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich
sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruk-
tur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen sind weiß hinterlegt. Die der Tabelle auf der folgen-
den Seite beigefügten Anmerkungen erläutern diese Darstel-
lung zusätzlich. 
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Ober-
havel sind folgende Anmerkungen zu machen:

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1c ist ein Ersatz-Neu-
bau für die Pflegeeinrichtungen mit der Nummer  1a und der
Nummer 1b.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 2b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3 wird wegen der feh-
lenden Verbindung mit einem APH nicht in die Planung mit
aufgenommen (siehe hierzu 1.2.9.1).

Die  außerhalb der Landespflegeplanung geschaffene Pflege-
einrichtung mit der Nummer 4a wird  nicht in die Planung mit
aufgenommen, weil die innerhalb der Landespflegeplanung ge-
schaffenen Kurzzeitpflege-Plätze bei Nummer 1c und Num-
mer 5 den Bedarf an Kurzzeitpflege-Plätzen im Einzugsbe-
reich I abdecken.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 6a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7 wird wegen der feh-
lenden Verbindung mit einem APH nicht in die Planung mit
aufgenommen (siehe hierzu 1.2.9.1).

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 8a, die jedoch
nur mit der bei Nummer  8b aufgeführten Platzstruktur für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9 wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen (siehe
hierzu 1.2.5).

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10 wird bei der Ta-
gespflege wegen ihrer zu geringen Größe nicht in die Planung
mit aufgenommen (siehe hierzu 1.2.9.2); bei der Kurzzeitpflege
fehlt die Verbindung mit einem leistungsfähigen APH (siehe
hierzu 1.2.9.1). 

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 11b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 11a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung; vorgesehen ist ein Verbund der Pflegeeinrichtungen mit
den Nummern  6b und 11b.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12 wird bei der Ta-
gespflege wegen ihrer zu geringen Größe nicht in die Planung
mit aufgenommen (siehe hierzu 1.2.9.2); bei der Kurzzeitpflege
fehlt die Verbindung mit einem APH (siehe hierzu 1.2.9.1).

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 13a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 13b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 14 wird wegen der feh-
lenden Verbindung mit einem APH nicht in die Planung mit
aufgenommen (siehe hierzu 1.2.9.1).

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 15a wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen (siehe
hierzu 1.2.9.1 und 1.2.9.2).

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 16
um eine gesonderte, die nicht identisch ist mit der Pflegeein-
richtung bei Nummer 17 a und Nummer 17 b.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 17a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 17b, die jedoch
nur mit der unter Nummer 17b aufgeführten Platzzahl für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 19 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an
Altenpflegeheimplätze am Standort Velten durch die Einrich-
tung mit der Nummer 18 ausreichend abgedeckt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 20a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 20b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 21a wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen (siehe
hierzu 1.2.9.1).

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 22 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger hierzu keine An-
meldung zur Regionalkonferenz eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 24 wird bei der Ta-
gespflege wegen ihrer zu geringen Größe und bei der Kurzzeit-
pflege wegen der fehlenden Anbindung an ein APH nicht in die
Planung mit aufgenommen (siehe hierzu 1.2.9.1 und 1.2.9.2).

2.9 Landkreis Oberspreewald-Lausitz

2.9.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen 65 Jahre und älter:
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Die Gesamtbevölkerung im Landkreis Oberspreewald-Lausitz
wird bis zum Jahr 2005 um etwas mehr als 5 % von 152.924 auf
144.821 Personen zurückgehen. Die Population der über 64-
Jährigen wird insgesamt dagegen um knapp 24 % von 23.277
auf 28.844 Personen zunehmen. Dies ist insbesondere auf den
mit rd. 34 % am stärksten ausfallenden Anstieg der 65- bis un-
ter 70-Jährigen zurückzuführen. Die Altenpflegeheimplätze am
häufigsten in Anspruch nehmende Gruppe der 80-Jährigen und
älter verzeichnet bei den vier ausgewählten Altersgruppen der
über 65-Jährigen mit ca. 12 % den geringsten Zuwachs bis zum
Jahr 2005.

2.9.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Oberspreewald-Lausitz ergeben:
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Der Bedarf an vollstationären Altenpflegeheimplätzen wird
zwischen 2000 und 2005 um knapp 14 % von 588 auf maximal
669 Plätze ansteigen.

Bezogen auf die Städte und Ämter stellt sich im Landkreis
Oberspreewald-Lausitz die Bedarfsentwicklung bis zum Jahr
2005 wie folgt dar:

Bezüglich der Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist anzumer-
ken, dass die bis zum Jahr 2005 prognostizierte Zunahme an Al-
tenpflegeheimplätzen sich nahezu gleichmäßig auf die ver-
schiedenen Regionen des Landkreises Oberspreewald-Lausitz
verteilt. Ein geringfügig überdurchschnittlicher Anstieg ist le-
diglich für die Ämter Calau, Lübbenau/Spreewald und Vetschau
zu erwarten.

2.9.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Oberspreewald-Lausitz in drei Einzugsbereiche
einzuteilen. Diese drei, für die Entwicklung des Landespflege-
plans zugrunde gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt
zusammen:

Einzugsbereich I:

Amt Altdöbern (16 von 33 Plätzen)
Amt Calau (48 Plätze)
Amt Lübbenau/Spreewald (92 Plätze)
Amt Vetschau (47 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 203 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Amt Altdöbern (17 von 33 Plätzen)
Amt Großräschen (62 Plätze)
Amt Ruhland (20 von 40 Plätzen)
Amt Schipkau (28 Plätze)
Stadt Senftenberg (102 Plätze)
Amt Am Senftenberger See (42 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 271 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Stadt Lauchhammer (116 Plätze)
Amt Ortrand (33 Plätze)
Amt Ruhland (20 von 40 Plätzen)
Stadt Schwarzheide (26 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 195 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Die Darstellung der Einzugsbereiche berücksichtigt die drei
Mittelzentren Lauchhammer, Lübbenau und Senftenberg. Da
die beiden Ämter Altdöbern und Ruhland aufgrund ihrer Lage,
Altdöbern zwischen Lübbenau und Senftenberg und Ruhland
zwischen Lauchhammer und Senftenberg, und ihrer Siedlungs-
struktur nicht eindeutig einem der drei Einzugsbereiche zuge-
ordnet werden konnten, wurde der für sie bis zum Jahr 2005
prognostizierte Bedarf an vollstationären Altenpflegeheimplät-
zen jeweils auf zwei Einzugsbereiche aufgeteilt.
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2.9.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die einvernehmlichen Beratungser-
gebnisse der Regionalkonferenz am 01.06.1999 wieder. Die Ta-
belle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen Ver-
sorgungsvertrag mit den Pflegekassen hatten, und alle Einrich-
tungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich sind. Es
werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruktur aufge-
führt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderlichen Pfle-
geeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erforderlichen
sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf der folgenden Seite
beigefügten Anmerkungen erläutern die Zusammenhänge zu-
sätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Ober-
spreewald-Lausitz sind folgende Anmerkungen zu machen:
Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmeldung
zur Regionalkonferenz eingereicht hat.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an voll-
stationären Altenpflegeheimplätzen und Kurzzeitpflegeplätzen
im Einzugsbereich II durch die Einrichtungen mit den Num-
mern 6 und 9 ausreichend abgedeckt wird. Außerdem hat dieser
Träger keine Anmeldungen zur Regionalkonferenz eingereicht.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmel-
dung zur Regionalkonferenz eingereicht hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nr. 12a nach deren struk-
tureller Umwandlung entsprechend der Landespflegeplanung.

2.10 Landkreis Oder-Spree

2.10.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen 65 Jahre und älter:

Die Einwohnerzahl des Landkreises Oder-Spree wird bis zum
Jahr 2005 um ca. 6 % von 195.032 auf 206.753 Personen an-
wachsen. Die über 64-Jährigen nehmen in dieser Zeit um fast
39 % von 26.762 auf 37.056 Personen zu. Verantwortlich sind
hierfür in erster Linie die drei jüngeren Altersgruppen, für jede
von denen wird ein deutlich über 40 % liegender Anstieg prog-
nostiziert. Für die Gruppe der 80-Jährigen und älter wird im
gleichen Zeitraum eine Zunahme von etwa 12 % erwartet.

2.10.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
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völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Oder-Spree ergeben:

Aufgrund des für alle ausgewählten Altersgruppen prognosti-
zierten Bevölkerungszuwachses ist bis zum Jahr 2005 auch ein
höherer Bedarf an Altenpflegeheimplätzen zu erwarten. Die Zu-
nahme wird in der Zeit zwischen 2000 und 2005 maximal
knapp 18 % betragen.

Bezogen auf die amtsfreien Gemeinden, Städte und Ämter stellt
sich im Landkreis Oder-Spree die Bedarfsentwicklung bis zum
Jahr 2005 wie folgt dar:
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Im Hinblick auf die Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist zu er-
kennen, dass die bis zum Jahr 2005 prognostizierte Zunahme an
Altenpflegeheimplätzen sich nahezu gleichmäßig auf die ver-
schiedenen Regionen des Landkreises Oder-Spree verteilt. Ein
geringfügig überdurchschnittlicher Anstieg ist lediglich für die
drei Städte Eisenhüttenstadt, Erkner und Fürstenwalde/Spree zu
erwarten.

2.10.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Oder-Spree in vier Einzugsbereiche einzuteilen.
Diese vier, für die Entwicklung des Landespflegeplans zugrun-
de gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zusammen:

Einzugsbereich I:

Amt Brieskow-Finkenheerd (36 Plätze)
Stadt Eisenhüttenstadt (156 Plätze)
Amt Neuzelle (30 Plätze)
Amt Schlaubetal (32 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 254 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Stadt Beeskow (42 Plätze)
Amt Friedland (Niederlausitz) (14 Plätze)
Amt Glienicke/Rietz-Neuendorf (19 Plätze)
Amt Scharmützelsee (41 Plätze)
Amt Storkow (Mark) (41 Plätze)
Amt Tauche (17 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 174 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Stadt Fürstenwalde/Spree (159 Plätze)
Amt Odervorland (30 Plätze)
Amt Steinhöfel/Heinersdorf (17 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 206 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich IV:

Stadt Erkner (60 Plätze)
Amt Grünheide (Mark) (32 Plätze)

Schöneiche bei Berlin (48 Plätze)
Amt Spreenhagen (28 Plätze)

Woltersdorf (24 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 192 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Die Darstellung der Einzugsbereiche berücksichtigt die drei
Mittelzentren Beeskow, Eisenhüttenstadt und Fürstenwalde/
Spree, die einschließlich der jeweils angrenzenden Ämter je ei-
nen Einzugsbereich bilden. Für die im Nordwesten des Land-
kreises liegende Stadt Erkner und die umliegenden Ämter wur-
de aufgrund der dort zu verzeichnenden Siedlungsdichte ein
weiterer eigener Einzugsbereich gebildet.

2.10.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz 1999 wieder. Berücksichtigt sind dabei auch
die Abwägungsentscheidungen, die das MASGF unter Würdi-
gung aller relevanten Faktoren treffen musste, weil die Regio-
nalkonferenz am 20.04.1999 nicht völlig einvernehmlich ver-
laufen war (siehe hierzu auch „3. Abwägungsentscheidungen”).

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen hatten, und alle Ein-
richtungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich
sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruk-
tur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen, also unter Bedarfsgesichtspunkten
die planerisch relevanten, sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen, unter Bedarfsgesichtspunkten planerisch irrelevan-
ten, sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf der nächsten
Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zusammenhänge
zusätzlich.

Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999 1295



1296 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999 1297



1298 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999



Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Oder-
Spree sind folgende Anmerkungen zu machen:

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3 wird bei der Kurz-
zeitpflege wegen fehlender Anbindung an ein APH und bei der
Tagespflege wegen ihrer zu geringen Größe nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen (siehe hierzu 1.2.9.1 und 1.2.9.2).

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an Ta-
gespflege im Einzugsbereich I durch die Einrichtung mit der
Nummer 5 ausreichend abgedeckt wird und weil dieser Träger
keine Anmeldung zur Regionalkonferenz eingereicht hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 6a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an Al-
tenpflegeheimplätzen am Standort Beeskow durch die Einrich-
tung mit der Nummer 6b ausreichend abgedeckt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8a wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen (siehe
hierzu 1.2.5).

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 9a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10 wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen (siehe
hierzu 1.2.9.2); außerdem hat dieser Träger keine Anmeldung
zur Regionalkonferenz eingereicht.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer  12a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 14 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil nach gegen-
wärtiger Einschätzung der Bedarf an Altenpflegeheimplätzen
am Standort Fürstenwalde durch die Einrichtung mit der Num-
mer 13 und mit der Nummer 12b ausreichend abgedeckt wird.
Für Nummer  14 wird eine so genannte Sternchenlösung vorge-
sehen.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 18 wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen (siehe
hierzu 1.2.9.1); außerdem hat dieser Träger keine Anmeldung
zur Regionalkonferenz eingereicht.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 20 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an
Altenpflegeheimplätzen am Standort Grünheide durch die Ein-
richtung mit der Nummer 19 ausreichend abgedeckt wird.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 21a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 21b, die jedoch
nur mit der unter Nummer  21b aufgeführten Platzstruktur für
die zukünftige Entwicklung erforderlich ist. Zur Platzzahl bei
Nummer 21a wird eine so genannte Sternchenlösung vorgese-
hen.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 22a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 22b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 23 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 22b ersetzt wird.

2.11 Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2.11.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen 65 Jahre und älter:
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Insgesamt wird sich die Einwohnerzahl des Landkreises Ost-
prignitz-Ruppin bis zum Jahr 2005 nahezu nicht verändern; sie
nimmt lediglich um ca. 1,4 % von 115.670 auf 117.260 Perso-
nen zu. Die Population der über 64-Jährigen wird dagegen ins-
gesamt um knapp 23 % von 16.059 auf 19.675 Personen zuneh-
men. Dies ist insbesondere auf die Anstiege bei den jüngeren
drei Altersgruppen zurückzuführen. Die Gruppe der 80-Jähri-
gen und älter wird dagegen zum Jahr 2005 ebenfalls nahezu
gleich groß bleiben, sie wird nur um rd. 1,4 % ansteigen.

2.11.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Ostprignitz-Ruppin ergeben:
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Da die für die Inanspruchnahme wichtigste Altersgruppe der
über 80-Jährigen zwischen 2000 und 2005 nur einen ver-
schwindend geringen Anstieg zu erwarten hat, wird auch der
Bedarf an Altenpflegeheimplätzen im gleichen Zeitraum ledig-
lich um maximal rd. 9 % zunehmen.

Bezogen auf die Städte und Ämter stellt sich im Landkreis Ost-
prignitz-Ruppin die Bedarfsentwicklung bis zum Jahr 2005 wie
folgt dar:

Hinsichtlich der Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist festzu-
halten, dass die bis zum Jahr 2005 prognostizierte Zunahme an
Altenpflegeheimplätzen sich nahezu gleichmäßig auf die ver-
schiedenen Regionen des Landkreises Ostprignitz-Ruppin ver-
teilt. Ein deutlich überdurchschnittlicher Anstieg ist lediglich
für die drei  Ämter Kyritz, Rheinsberg und die Stadt Neuruppin
zu erwarten.

2.11.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Ostprignitz-Ruppin in vier Einzugsbereiche ein-
zuteilen. Diese vier, für die Entwicklung des Landespflegeplans
zugrunde gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zu-
sammen:

Einzugsbereich I:

Amt Fehrbellin (37 Plätze)
Amt Lindow (Mark) (22 Plätze)
Stadt Neuruppin (123 Plätze)
Amt Temnitz (21 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 203 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Amt Rheinsberg (42 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 42 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Amt Heiligengrabe/Blumenthal (16 Plätze)
Stadt Wittstock/Dosse (48 Plätze)
Amt Wittstock-Land (27 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 91 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Einzugsbereich IV:

Amt Kyritz (54 Plätze)
Amt Neustadt (Dosse) (33 Plätze)
Amt Wusterhausen (28 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 115 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Die Darstellung der Einzugsbereiche berücksichtigt die beiden
Mittelzentren Neuruppin und Wittstock/Dosse sowie das
Grundzentrum Kyritz, das Teilfunktionen eines Mittelzentrums
hat. Da das Amt Rheinsberg aufgrund seiner geographisch et-
was randständigen Lage im Nordosten des Landkreises weder
dem Einzugsbereich um Neuruppin noch dem um Wittstock/
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Dosse eindeutig zugeordnet werden konnte, bildet es einen ei-
genständigen Einzugsbereich.

2.11.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 13.04.1999 wieder. Berücksichtigt sind da-
bei auch Abwägungsentscheidungen, die das MASGF unter
Würdigung aller relevanten Faktoren treffen musste, weil das in
der Regionalkonferenz erzielte Einvernehmen anschließend
vom Träger Senioren-Wohnpark/Marseille AG zurückgenom-
men wurde (siehe hierzu auch „3. Abwägungsentscheidun-
gen”).

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen hatten, und alle Ein-
richtungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich
sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruk-
tur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf der nächs-
ten Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zusammen-
hänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Ost-
prignitz-Ruppin sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 1a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmeldung
zur Regionalkonferenz vorgelegt hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 3a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 4a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 5b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 5a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmeldung
zur Regionalkonferenz vorgelegt hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer  7a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 8a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9 wird nicht in die Pla-
nung aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmeldung zur
Regionalkonferenz vorgelegt hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 11a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 11b, die jedoch
nur mit der unter 11b aufgeführten Platzzahl für die zukünftige
Entwicklung erforderlich ist.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 11b, die jedoch
nur mit der unter 12b aufgeführten Platzzahl für die zukünftige
Entwicklung erforderlich ist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 13 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an
vollstationären Altenpflegeheimplätzen im Einzugsbereich IV
durch die Einrichtungen mit den Nummern 11b und 12b ausrei-
chend abgedeckt wird.

2.12 Landkreis Potsdam-Mittelmark

2.12.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen 65 Jahre und älter:
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Die Gesamtbevölkerung im Landkreis Potsdam-Mittelmark
wird bis zum Jahr 2005 um etwa 8,4 % von 192.300 auf
208.422 Personen ansteigen. Die Population der über 64-Jähri-
gen wird im gleichen Zeitraum insgesamt um knapp ein Drittel
von 26.581 auf 35.173 Personen zunehmen. Dies ist insbeson-
dere auf den jeweils über 40 % liegenden Anstieg der beiden
jüngeren Altersgruppen zurückzuführen. Die für die Inan-
spruchnahme von Altenpflegeheimplätzen wichtigste Gruppe
der 80-Jährigen und älter verzeichnet innerhalb der vier ausge-
wählten Altersgruppen mit ca. 10 % bis zum Jahr 2005 den ge-
ringsten Zuwachs.

2.12.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Potsdam-Mittelmark ergeben:
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Der Bedarf an vollstationären Altenpflegeheimplätzen wird
zwischen 2000 und 2005 um rd. 12,4 % von 739 auf maximal
831 Plätze ansteigen.

Bezogen auf die amtsfreien Gemeinden, Städte und Ämter stellt
sich im Landkreis Potsdam-Mittelmark die Bedarfsentwicklung
bis zum Jahr 2005 wie folgt dar:

In Bezug auf die Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist festzu-
halten, dass die bis zum Jahr 2005 prognostizierte Zunahme an
Altenpflegeheimplätzen sich nahezu gleichmäßig auf die ver-
schiedenen Regionen des Landkreises Potsdam-Mittelmark ver-
teilt. Ein deutlich überdurchschnittlicher Anstieg wird lediglich
für die Gemeinde Kleinmachnow vorhergesagt.

2.12.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Potsdam-Mittelmark in sieben Einzugsbereiche
einzuteilen. Diese sieben, für die Entwicklung des Landespfle-
geplans zugrunde gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie
folgt zusammen:

Einzugsbereich I:

Amt Belzig (63 Plätze)
Amt Brück (35 Plätze)
Amt Niemegk (26 Plätze)
Amt Treuenbrietzen (46 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 170 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Amt Beetzsee (20 von 29 Plätzen)
Amt Wiesenburg/Mark (26 Plätze)
Amt Wusterwitz (23 Plätze)
Amt Ziesar (45 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 114 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.
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Einzugsbereich III:

Amt Beetzsee (9 von 29 Plätzen)
Amt Emster-Havel (24 Plätze)
Amt Groß Kreutz (19 Plätze)
Amt Lehnin (54 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 106 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich IV:

Amt Werder (34 Plätze)
Stadt Werder (Havel) (62 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 96 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Einzugsbereich V:

Amt Beelitz (40 Plätze)
Amt Michendorf (27 Plätze)
Amt Rehbrücke (26 Plätze)
Amt Schwielowsee (33 Plätze)
Gemeinde Seddiner See (16 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 142 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich VI:

Gemeinde Kleinmachnow (77 Plätze)
Amt Stahnsdorf (40 Plätze)
Stadt Teltow (61 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 178 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich VII:

Amt Fahrland (25 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 25 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Die Darstellung der Einzugsbereiche muss im Landkreis Pots-
dam-Mittelmark die teilweise sehr kleinräumige Gliederung
und die Tatsache, dass die beiden kreisfreien Städte Branden-
burg an der Havel und Potsdam im Landkreis liegen, berück-
sichtigen. Um diesen Besonderheiten angemessen Rechnung zu
tragen, wurden insgesamt sieben Einzugsbereiche gebildet, die
sich am zentralörtlichen Gliederungssystem orientieren. Fest-
zuhalten ist in diesem Zusammenhang, dass das Amt Fahrland
aufgrund seiner geographisch randständigen Lage einen eige-
nen Einzugsbereich bildet.

2.12.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 15.04.1999 wieder. Berücksichtigt sind da-
bei auch die Abwägungsentscheidungen, die das MASGF unter
Würdigung aller relevanten Faktoren treffen musste, weil der
Träger Senioren-Wohnpark/Marseille AG nach Abschluss der
Regionalkonferenz für die Standorte Belzig und Treuenbrietzen
dieses Einvernehmen zurückgenommen hat (siehe hierzu auch
„3. Abwägungsentscheidungen”). Die danach erforderliche
Entscheidung des MASGF ist identisch mit dem Ergebnis der
Regionalkonferenz.

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen hatten, und alle Ein-
richtungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich
sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruk-
tur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf der fol-
genden Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zusam-
menhänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Pots-
dam-Mittelmark sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 1b, die jedoch
nur mit der unter Nummer 1b aufgeführten Platzzahl für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 2a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 3a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 5b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 5a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 7a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8 um
eine Nachfolgeeinrichtung für die Nummer 7a nach deren
struktureller Umwandlung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 11 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung nicht als erforderlich berücksichtigt worden,
weil dieser Träger zur Regionalkonferenz keine Anmeldung
vorgelegt hat.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf an
vollstationären Altenpflegeheimplätzen  im Einzugsbereich V
durch die Einrichtung mit den Nummern 10, 13 und 14 ausrei-
chend abgedeckt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 16 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung nicht als erforderlich berücksichtigt worden,
weil dieser Träger zur Regionalkonferenz keine Anmeldung
vorgelegt hat.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 17b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 17a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 18 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie ersetzt wird
durch die APH mit der Nummer  10 und Nummer 13.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 20 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Bedarf im
Einzugsbereich VI durch die APH mit den Nummern  15, 17b,
19 und 21 abgedeckt wird.

2.13 Landkreis Prignitz

2.13.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:
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Insgesamt wird die Einwohnerzahl im Landkreis Prignitz bis
zum Jahr 2005 um fast 6 % von 99.024 auf 93.137 Personen
zurückgehen. Die Population der über 64-Jährigen wird dage-
gen um fast 25 % von 15.843 auf 19.784 Personen zunehmen.
Dies ist insbesondere auf den mit rd. 34 % am stärksten ausfal-
lenden Anstieg der 65- bis unter 70-Jährigen zurückzuführen.
Die 80-Jährigen und älter verzeichnen bei den vier ausgewähl-
ten Altersgruppen mit ca. 15 % bis zum Jahr 2005 den gerings-
ten Zuwachs.

2.13.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Prignitz ergeben:
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Der Bedarf an vollstationären Altenpflegeheimplätzen wird
zwischen 2000 und 2005 um fast 15 % von 412 auf maximal
473 Plätze ansteigen.

Bezogen auf die Städte und Ämter stellt sich im Landkreis Prig-
nitz die Bedarfsentwicklung bis zum Jahr 2005 wie folgt dar:

Bezüglich der Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist festzuhal-
ten, dass die bis zum Jahr 2005 prognostizierte Zunahme an Al-
tenpflegeheimplätzen sich nahezu gleichmäßig auf die ver-
schiedenen Regionen des Landkreises Prignitz verteilt. Ein
deutlich überdurchschnittlicher Anstieg wird lediglich für die
Stadt Pritzwalk vorhergesagt. Ebenfalls über dem Durchschnitt,
jedoch nur geringfügig, liegt die zu erwartende Zunahme bei
der Stadt Perleberg.

2.13.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Prignitz in drei Einzugsbereiche einzuteilen.
Diese drei, für die Entwicklung des Landespflegeplans zugrun-
de gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zusammen:

Einzugsbereich I:

Amt Bad Wilsnack/Weisen (8 von 38 Plätzen)
Amt Groß Pankow/Prignitz (4 von 19 Plätzen)
Amt Karstädt (37 Plätze)
Amt Lenzen-Elbtalaue (30 Plätze)
Stadt Perleberg (66 Plätze)
Amt Putlitz-Berge (4 von 19 Plätzen)
Stadt Wittenberge (124 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 273 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Amt Groß Pankow/Prignitz (15 von 19 Plätzen)
Amt Meyenburg (20 Plätze)
Amt Pritzwalk-Land (21 Plätze)
Stadt Pritzwalk (61 Plätze)
Amt Putlitz-Berge (15 von 19 Plätzen)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 132 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Amt Bad Wilsnack/Weisen (30 von 38 Plätzen)
Amt Gumtow (21 Plätze)
Amt Plattenburg (17 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 68 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Bei der Darstellung der Einzugsbereiche wurden die beiden
Mittelzentren Pritzwalk und Wittenberge jeweils herangezogen.
Einen dritten Einzugsbereich bilden die im Südosten des Land-
kreises liegenden Ämter. Da die drei Ämter Bad Wilsnack/Wei-
sen, Groß Pankow/Prignitz und Putlitz-Berge, die an den
Schnittstellen der drei Einzugsbereiche liegen, aufgrund ihrer
Siedlungsstruktur keinem Einzugsbereich eindeutig zugeordnet
werden konnten, wurde der für sie prognostizierte Bedarf je-
weils auf zwei Einzugsbereiche aufgeteilt.
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2.13.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 03.06.1999 wieder.  Zu den am Ende der
Regionalkonferenz noch offenen Fragen konnte im Nachhinein
Einvernehmen hergestellt werden.

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen abgeschlossen hatten,
und alle Einrichtungen, die für die zukünftige Entwicklung er-
forderlich sind. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen sind weiß hinterlegt. Die der Tabelle angefügten An-
merkungen erläutern die Zusammenhänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Prignitz
sind folgende Anmerkungen zu machen:

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6 wird nicht in der Pla-
nung berücksichtigt, weil der Träger zur Regionalkonferenz
keine Anmeldung eingereicht hatte.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 8b, die jedoch
nur mit der unter Nummer 8b aufgeführten Platzzahl für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer  9a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

2.14 Landkreis Spree-Neiße

2.14.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:

Die Gesamtbevölkerung im Landkreis Spree-Neiße wird bis
zum Jahr 2005 um etwas mehr als 5 % von 155.946 auf 164.125
Personen anwachsen. Die Population der über 64-Jährigen wird
in dieser Zeit ebenfalls ansteigen, von 22.794 auf 27.589 Perso-
nen; dies entspricht einer Zunahme von ca. 21 %. Am stärksten
nimmt hierbei die Gruppe der 65- bis unter 70-Jährigen mit rd.
32 % zu. Die 80-Jährigen und älter werden dagegen bis zum
Jahr 2005 zahlenmäßig nicht wachsen.

2.14.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Spree-Neiße ergeben:
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Da die für die Inanspruchnahme von vollstationären Altenpfle-
geheimplätzen wichtigste Altersgruppe der über 80-Jährigen
zwischen 2000 und 2005 nicht größer wird, fällt die entspre-
chende Bedarfszunahme mit ca. 9,6 %, was einem Anstieg von
596 auf maximal 653 Plätzen gleichkommt, verhältnismäßig
gering aus.

Bezogen auf die amtsfreien Gemeinden und Ämter stellt sich
im Landkreis Spree-Neiße die Bedarfsentwicklung bis zum
Jahr 2005 wie folgt dar:
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Im Hinblick auf die Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist anzu-
merken, dass die bis zum Jahr 2005 prognostizierte Zunahme
an Altenpflegeheimplätzen sich nahezu gleichmäßig auf die
verschiedenen Regionen des Landkreises Spree-Neiße verteilt.
Ein über dem Durchschnitt liegender Anstieg wird lediglich für
die Stadt Spremberg sowie die Ämter Burg (Spreewald), Neu-
hausen/Spree und Peitz vorhergesagt.

2.14.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfsde-

ckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte in
der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis, den
Landkreis Spree-Neiße in fünf Einzugsbereiche einzuteilen.
Diese fünf, für die Entwicklung des Landespflegeplans zugrun-
de gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zusammen:

Einzugsbereich I:

Stadt Guben (113 Plätze)
Amt Jänschwalde (9 Plätze)
Amt Schenkendöbern (19 Plätze)



Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 141 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Amt Döbern-Land (48 Plätze)
Stadt Forst (Lausitz) (117 Plätze)
Amt Hornow/Simmersdorf (18 Plätze)
Amt Neuhausen/Spree (17 von 34 Plätzen)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 200 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Amt Neuhausen/Spree (17 von 34 Plätzen)
Stadt Spremberg (116 Plätze)
Amt Welzow (3 von 28 Plätzen)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 136 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich IV:

Amt Drebkau (Niederlausitz) (27 Plätze)
Amt Welzow (25 von 28 Plätzen)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 52 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Einzugsbereich V:

Amt Burg (Spreewald) (43 Plätze)
Kolkwitz (35 Plätze)

Amt Peitz (46 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 124 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Bei der Darstellung der Einzugsbereiche wurde jedes der drei
Mittelzentren Forst (Lausitz), Guben und Spremberg berück-
sichtigt. Da der gesamte westliche Teil des Landkreises Spree-
Neiße keinem dieser drei Einzugsbereiche eindeutig zugeordnet
werden konnte, wurde er aufgrund seiner Verkehrswege sowie
seiner Siedlungs- und Infrastruktur in zwei weitere Einzugsbe-
reiche unterteilt. 

2.14.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 06.05.1999 wieder, die zu einem einver-
nehmlichen Ergebnis geführt hatte.

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen abgeschlossen hatten,
und alle Einrichtungen, die für die zukünftige Entwicklung er-
forderlich sind.  Es werden jeweils Name, Standort, Träger und
Platzstruktur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung
erforderlichen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die
nicht erforderlichen sind weiß hinterlegt.  Die der Tabelle ange-
fügten Anmerkungen erläutern die Zusammenhänge zusätzlich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Spree-
Neiße sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 1a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 2c ersetzt wird.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2c
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 2b nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3b
um einen Ersatzneubau für die Pflegeeinrichtung mit der Num-
mer 3a.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 4b, die jedoch
nur mit der unter Nummer 4b aufgeführten Platzzahl für die
zukünftige Entwicklung erforderlich ist. Für die bestehende
Einrichtung wurde eine Sternchenlösung (siehe Legende 
S. 1323) vorgesehen.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 5b
um einen Ersatzneubau für die Pflegeeinrichtung mit der Num-
mer 5a.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regionalkonfe-
renz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 9b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 12b ersetzt wird.

Bei der Pflegeeinrichtung Nummer 13b handelt es sich um die-
selbe Einrichtung wie mit Nummer 13a, welche jedoch nur die
unter Nummer 13b aufgeführte Platzzahl (überregionaler Spe-
zialbedarf für alte, pflegebedürftige Blinde) für die zukünftige
Entwicklung als erforderlich ausweist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 14a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 14b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 16a  ist für die zukünf-
tige Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 16b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 17 ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil dieser Träger
zur Regionalkonferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 19 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger zur Regional-
konferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

2.15 Landkreis Teltow-Fläming

2.15.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen über 64 Jahre:
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Im Landkreis Teltow-Fläming wird bis zum Jahr 2005 die Be-
völkerung insgesamt um etwa 6,6 % von 153.244 auf 163.306
Personen anwachsen. Die Altersgruppe der über 64-Jährigen
wird gleichzeitig insgesamt um ca. 31,5 % von 21.153 auf
27.816 Personen zunehmen. Dies ist insbesondere auf den mit
fast 52 % sehr hoch ausfallenden Anstieg der 65- bis unter 70-
Jährigen zurückzuführen. Die Größe der Gruppe 80 Jahre und
älter wird dagegen nahezu unverändert bleiben; für sie wird le-
diglich ein Zuwachs von nicht ganz 1 % bis zum Jahr 2005
prognostiziert.

2.15.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Teltow-Fläming ergeben:
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Die für die Inanspruchnahme von vollstationären Altenpflege-
heimplätzen relevante Population der über 65-Jährigen nimmt
insgesamt bis zum Jahr 2005 zwar deutlich zu, da die hierbei
wichtigste Altersgruppe  80 Jahre und älter jedoch unverändert
groß bleibt, wird in der Zeit zwischen 2000 und 2005 der Be-
darf an Altenpflegeheimplätzen nur um etwa 9,6 % von 571 auf
maximal 626 Plätze ansteigen.

Bezogen auf die amtsfreien Gemeinden, Städte und Ämter stellt
sich im Landkreis Teltow-Fläming die Bedarfsentwicklung bis
zum Jahr 2005 wie folgt dar:
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Hinsichtlich der Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist anzumer-
ken, dass die bis zum Jahr 2005 prognostizierte Zunahme an Al-
tenpflegeheimplätzen sich nahezu gleichmäßig auf die ver-
schiedenen Regionen des Landkreises Teltow-Fläming verteilt.
Ein weit über dem Durchschnitt liegender Anstieg wird ledig-
lich für die Stadt Ludwigsfelde vorhergesagt. Auf sie entfällt
nahezu ein Drittel des gesamten Zuwachses.

2.15.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Teltow-Fläming in fünf Einzugsbereiche einzu-
teilen. Diese fünf, für die Entwicklung des Landespflegeplans
zugrunde gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zu-
sammen:

Einzugsbereich I:

Amt Baruth/Mark (10 von 19 Plätzen)
Amt Dahme (Mark) ( 42 Plätze)

EB II in LDS (10 Plätze aus LDS)
Amt Niederer Fläming (18 von 22 Plätzen)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 80 vollstationäre Alten-
pflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Stadt Jüterbog (69 Plätze)
Niedergörsdorf (34 Plätze)

Amt Niederer Fläming (4 von 22 Plätzen)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 107 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Stadt Luckenwalde (107 Plätze)
Nuthe-Urstromtal (34 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 141 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.



Einzugsbereich IV:

Amt Am Mellensee (34 Plätze)
Amt Baruth/Mark (9 von 19 Plätzen)
Amt Rangsdorf (30 Plätze)
Amt Zossen (52 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 125 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich V:

Amt Blankenfelde-Mahlow (51 Plätze)
Amt Ludwigsfelde-Land (13 Plätze)
Stadt Ludwigsfelde (85 Plätze)
Amt Trebbin (34 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 183 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Bei der Darstellung der Einzugsbereiche wurden die drei im
Westen des Landkreises liegenden Mittelzentren Jüterbog,
Luckenwalde und Ludwigsfelde jeweils berücksichtigt. Der öst-
liche Teil des Landkreises wurde in zwei weitere Einzugsberei-
che unterteilt. Ausgangspunkte bildeten hierbei die beiden
Grundzentren Dahme und Zossen.

Der Bedarf der beiden Schnittstellen bildenden Ämter Niederer
Fläming und Baruth/Mark wurde jeweils auf zwei Einzugsbe-

reiche aufgeteilt, da sie aufgrund ihrer Lage und ihrer Sied-
lungsstruktur keinem der angrenzenden Einzugsbereiche ein-
deutig zugeordnet werden konnten.

Festzuhalten ist in diesem Zusammenhang, dass, historisch be-
dingt, ein Teil des EB II im Landkreis Dahme-Spreewald  (10
APH-Plätze) planerisch dem Einzugsbereich I im Landkreis
Teltow-Fläming für den Standort Dahme zugeschlagen wurde.

2.15.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 20.05.1999 wieder. Berücksichtigt sind da-
bei auch die Abwägungsentscheidungen, die das MASGF unter
Würdigung aller relevanten Faktoren treffen musste, weil in der
Regionalkonferenz kein einvernehmliches Ergebnis erzielt wer-
den konnte (siehe hierzu auch „3. Abwägungsentscheidun-
gen”).

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die zum 31.12.1998 ei-
nen Versorgungsvertrag mit Pflegekassen abgeschlossen hatten,
und die Einrichtungen, die für die zukünftige Entwicklung er-
forderlich sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und
Platzstruktur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung
erforderlichen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die
nicht erforderlichen sind weiß hinterlegt. Die in der Tabelle an-
gefügten Anmerkungen erläutern die Zusammenhänge zusätz-
lich.
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Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Teltow-
Fläming sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1a
um dieselbe Einrichtung wie bei der Nummer 1b, die jedoch
nur mit der unter 1b aufgeführten Platzzahl für die zukünftige
Entwicklung erforderlich ist.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 2c ersetzt wird.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2c
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 2b nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung (Ergänzungsneubau).

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Träger zur Re-
gionalkonferenz keine Anmeldung eingereicht hatte. 

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 5b
um einen Ersatzneubau für die Einrichtung mit der Nummer 5a.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 6 ist  nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil der Träger zur Regionalkonferenz
keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Träger zur Re-
gionalkonferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 8 ist für die zukünftige
Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil der Träger zur Re-
gionalkonferenz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9b
um einen Ersatzneubau für die Einrichtung mit der Nummer 9a.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer  10a und um de-
ren strukturelle Umwandlung entsprechend der Landespflege-
planung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 11 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil der Träger zur Regionalkonfe-
renz keine Anmeldung eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 13a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 13b ersetzt wird.

2.16 Landkreis Uckermark

2.16.1 Bevölkerungsentwicklung

Auf der Grundlage des am 31.12.1997 im Land Brandenburg
ermittelten Bevölkerungsstandes wurde vom IES eine Bevölke-
rungsprognose bis zum Jahr 2005 erstellt. Diese ergibt für die
Entwicklung der Altersgruppen 65 Jahre und älter:
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Die Gesamtbevölkerung im Landkreis Uckermark wird bis zum
Jahr 2005 um knapp 3 % von 157.663 auf 153.012 Personen
zurückgehen. Die Population der über 65-Jährigen wird dage-
gen insgesamt um fast 30 % von 20.916 auf 27.172 Personen
steigen. Dies ist insbesondere auf die mit rd. 32 %, 33 % und 
42 % sehr deutlich ausfallenden Anstiege der drei jüngeren Al-
tersgruppen zurückzuführen. Die Gruppe der über 80-Jährigen
verzeichnet bei den vier ausgewählten Altersgruppen der über
64-Jährigen mit ca. 12 % bis zum Jahr 2005 den geringsten Zu-
wachs.

2.16.2 Bedarfsentwicklung der Altenpflegeheimplätze

Auf der Grundlage der zum 31.12.1998 in allen Altenpflegehei-
men des Landes Brandenburg festgestellten Inanspruchnahme-
quoten der über 64-jährigen Bevölkerung des Landes Branden-
burg wurden unter Berücksichtigung von altersgruppenspezifi-
schen Minderungsanteilen landeseinheitliche Bedarfsquoten
(siehe hierzu 1.2.1.1) errechnet, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsprognose für die vier relevanten Altersgruppen (sie-
he hierzu 1.2.1.2) folgende Bedarfsentwicklung für vollsta-
tionäre Altenpflegeheimplätze (siehe hierzu 1.2.1.3) im Land-
kreis Uckermark ergeben:
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Aufgrund der für alle ausgewählten Altersgruppen prognosti-
zierten Bevölkerungszunahme ist bis zum Jahr 2005 auch ein
höherer Bedarf an Altenpflegeheimplätzen zu erwarten. Der
Bedarfszuwachs wird zwischen 2000 und 2005 um knapp 16 %
von 519 auf maximal 606 Plätze ansteigen.

Bezogen auf die Städte und Ämter stellt sich im Landkreis
Uckermark die Bedarfsentwicklung bis zum Jahr 2005 wie
folgt dar:

In Bezug auf die Bedarfsentwicklung im Einzelnen ist anzu-
merken, dass für die Stadt Templin eine weit über dem Kreis-
durchschnitt liegende Zunahme an Altenpflegeheimplätzen bis
zum Jahr 2005 prognostiziert wird. Ebenfalls überdurchschnitt-
liche Zuwächse sind für die Städte Prenzlau und Schwedt/Oder
zu erwarten. Ansonsten verteilt sich die Bedarfszunahme nahe-
zu gleichmäßig auf die verschiedenen Regionen des Landkrei-
ses Uckermark.

2.16.3 Einzugsbereiche für Altenpflegeheime

Die zum Zweck einer einvernehmlichen Planung eingesetzte
Orientierungshilfe, Einzugsbereiche für die zur Bedarfs-
deckung erforderlichen Altenpflegeheime zu definieren, führte
in der Regionalkonferenz zu dem einvernehmlichen Ergebnis,
den Landkreis Uckermark in drei Einzugsbereiche einzuteilen.
Diese drei, für die Entwicklung des Landespflegeplans zugrun-
de gelegten Einzugsbereiche setzen sich wie folgt zusammen:

Einzugsbereich I:

Amt Angermünde-Land (28 Plätze)
Stadt Angermünde (51 Plätze)

Amt Garz (Oder) (37 Plätze)
Amt Oder-Welse (22 Plätze)
Stadt Schwedt/Oder (144 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 282 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich II:

Amt Brüssow (Uckermark) (21 Plätze)
Amt Lübbenow (Uckermark) (12 Plätze)
Amt Gramzow (28 Plätze)
Amt Nordwestuckermark (21 Plätze)
Amt Prenzlau-Land (18 Plätze)
Stadt Prenzlau (88 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 188 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Einzugsbereich III:

Amt Boitzenburg (Uckermark) (16 Plätze)
Amt Gerswalde (18 Plätze)

1332 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999



Amt Lychen (15 Plätze)
Amt Templin-Land (17 Plätze)
Stadt Templin (70 Plätze)

Der Bedarf bis zum Jahr 2005 umfasst 136 vollstationäre Al-
tenpflegeheimplätze.

Die Ausgangspunkte für die Darstellung der Einzugsbereiche
bildeten die drei Mittelzentren Prenzlau,  Schwedt/Oder und
Templin. Die Einzugsbereiche wurden für diese drei Städte und
die jeweils umliegenden Ämter definiert.

2.16.4 Bestand und Bedarfsplanung

Die folgende Übersicht gibt die Beratungsergebnisse der Re-
gionalkonferenz am 04.05.1999 wieder.  Diese sind identisch
mit den Planungen aus dem Jahr 1996.  Sie werden bis auf wei-
teres aus drei Gründen für die Zukunft übernommen:

1. Die IES-Prognose mit 606 APH-Plätzen im Jahr 2005 liegt
unter dem im Jahr 1996 für das Jahr 2000 prognostizierten
und damals bereits vorgeplanten Bedarf an APH-Plätzen.

2. Der Landkreis Uckermark behauptet einen höheren Bedarf
an APH-Plätzen für das Jahr 2005. Landkreis und MASGF

stimmen darin nicht überein und haben verabredet, die Si-
tuation im Jahr 2000 gesondert analysieren zu lassen, um 
- bei entsprechenden Ergebnissen - die Bedarfsplanung zu
aktualisieren.

3. Bis auf die Einrichtungen „LAFIM in Angermünde” und
„Fährmann in Angermünde” waren alle jetzt für die zukünf-
tige Entwicklung als erforderlich angesehenen bereits in
der Vorfassung des LPP aufgenommen. Diese Entscheidun-
gen sind zu bestätigen. Der Träger „LAFIM in Angermün-
de” wurde bereits in 1996 zur Aufnahme in den LPP vorge-
sehen. Diese Entscheidung ist weiterhin sachgerecht und
deshalb jetzt zu bestätigen. Gleiches gilt für den Träger
„Fährmann in Angermünde” mit Bezug auf das Jahr 1998.

Die Tabelle enthält alle Einrichtungen, die am 31.12.1998 einen
Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen hatten, und alle Ein-
richtungen, die für die zukünftige Entwicklung erforderlich
sind. Es werden jeweils Name, Standort, Träger und Platzstruk-
tur aufgeführt. Die für die zukünftige Entwicklung erforderli-
chen Pflegeeinrichtungen sind grau schattiert; die nicht erfor-
derlichen sind weiß hinterlegt. Die dieser Tabelle auf der nächs-
ten Seite beigefügten Anmerkungen erläutern die Zusammen-
hänge zusätzlich.

Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999 1333



1334 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999 1335



1336 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 22. Dezember 1999



Zu Bestand und Planung der Pflegeplätze im Landkreis Ucker-
mark sind folgende Anmerkungen zu machen:

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 1b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 1a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 2a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 2b ersetzt wird.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 3b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 3a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 4a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 4b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 5a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung nicht erforderlich, weil keine Verbindung mit
einem APH besteht (siehe hierzu 1.2.9.1).

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 7b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 7a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 9 wird nicht in die Pla-
nung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmeldung
zur Regionalkonferenz eingereicht hatte.

Es handelt sich bei der Pflegeeinrichtung mit der Nummer 10b
um dieselbe Einrichtung wie mit der Nummer 10a nach deren
struktureller Umwandlung entsprechend der Landespflegepla-
nung.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 11a ist für die zukünfti-
ge Entwicklung deshalb nicht erforderlich, weil sie durch die
Einrichtung mit der Nummer 11b ersetzt wird.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 12 wird wegen ihrer zu
geringen Größe nicht in die Planung mit aufgenommen, weil
dieser Träger keine Anmeldung zur Regionalkonferenz einge-
reicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 13 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmel-
dung zur Regionalkonferenz eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 14 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmel-
dung zur Regionalkonferenz eingereicht hatte.

Die Pflegeeinrichtung mit der Nummer 15 wird nicht in die
Planung mit aufgenommen, weil dieser Träger keine Anmel-
dung zur Regionalkonferenz eingereicht hatte.
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3. Abwägungsentscheidungen

In einigen Fällen konnte im Rahmen der Regionalkonferenzen
mit den Beteiligten kein Einvernehmen bezüglich der jeweili-
gen Planung hergestellt werden. Das MASGF hat deshalb Ent-
scheidungen getroffen.

Bei dieser Entscheidung waren sämtliche unter 1.2 genannten
Planungsgrundsätze zu berücksichtigen. Insbesondere bei der
Abwägung zwischen konkurrierenden Anmeldungen sind zu-
sätzlich zu den im Gesetz ausdrücklich genannten Kriterien fol-
gende Gesichtspunkte von Bedeutung:

- Ein Teil der Einrichtungen, die  zu den Regionalkonferen-
zen 1999 angemeldet wurden, ist bereits in die Vorfassung
des Landespflegeplanes aufgenommen. In diesen Fällen ist
die Aufnahme in den Landespflegeplan zu bestätigen - es
sei denn, die bisherige Entscheidung stellt sich unter Abwä-
gung aller Planungsgesichtspunkte als rechtswidrig dar
oder die Verhältnisse haben sich derart geändert, dass die
Gründe für die damalige Entscheidung nicht mehr zutref-
fen. 

- Einige der angemeldeten Einrichtungen sind zwar nicht in
den Landespflegeplan aufgenommen, sie sind jedoch in den
Regionalkonferenzen 1995/1996 als bedarfsgerecht be-
stätigt worden. Diese Bestätigung spricht in der Regel für
die Aufnahme in den Bedarfsteil des Landespflegeplanes -
es sei denn, die anderen Planungskriterien erfordern auf
Grund der heutigen Verhältnisse eine andere Entscheidung.

- Einige der für die Aufnahme in den Bedarfsteil des Landes-
pflegeplanes angemeldeten Einrichtungen sind in den Re-
gionalkonferenzen 1992 als bedarfsgerecht bestätigt wor-
den. Da die Planzahlen 1995/1996 reduziert wurden, ist in
einigen Fällen verabredet worden, dass ein zusätzlicher spä-
terer Bedarf an diesem Standort bevorzugt auf Realisie-
rungsmöglichkeit zu prüfen ist. Wenn nicht andere planeri-
sche Gesichtspunkte nach den inzwischen eingetretenen
Verhältnissen eine andere Entscheidung erfordern, begrün-
den diese Verabredungen eine Priorität vor gleichwertigen
Anmeldungen von Konkurrenten.     

Die drei genannten Gesichtspunkte erhalten dann ein besonde-
res Gewicht, wenn die betroffenen Träger im Vertrauen auf die
planerischen Verabredungen erhebliche Vermögensdispositio-
nen getroffen haben, die ohne  erhebliche Nachteile nicht  wie-
der rückgängig zu machen sind.

- zu 2.5 Landkreis Dahme-Spreewald

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Dahme-Spreewald
konnte auf der Basis des eingehend erörterten Planungsvor-
schlags nicht mit allen Beteiligten Einvernehmen erzielt wer-
den, weil noch drei Positionen im Einzugsbereich III offen ge-
blieben sind.

Für den Träger Seniorenheim Wildau GmbH sind bereits 
267 Altenpflegeheimplätze an den Standorten Deutsch Wuster-
hausen und Wildau in den Landespflegeplan aufgenommen.
Hinzu kommt ein Bestandsheim in Königs Wusterhausen, das

im Ergebnis der Regionalkonferenz 1995/96 die Zusage erhielt,
dass ein zusätzlicher  Bedarf in Königs Wusterhausen bevor-
zugt auf Realisierung in diesem Standort geprüft werde.

Angesichts des Bedarfs in Königs Wusterhausen ist hier ein
weiterer Standort planerisch sinnvoll, dessen Größe unter Be-
achtung der Einrichtungen desselben Trägers in Wildau und
Deutsch Wusterhausen zu begrenzen war. Unter Abwägung mit
dem Bestandsargument ist eine Größe von 50 Pflegeplätzen
sachgerecht. Es wurde verabredet, dass zukünftige Bedarfe in
Königs Wusterhausen bevorzugt an diesem Standort zu prüfen
sind. Da es sich bei diesem Träger um einen wirtschaftlich
kommunalen Träger handelt, ist dies mit der Bedingung ver-
bunden, dass der Träger einen Standort abgibt, um dem
Nachranggebot Rechnung zu tragen. 

Der Antrag der Senioren-Wohnpark GmbH für den Standort
Schönefeld war unter planerischen Gesichtspunkten bis zur
nächsten Planungsperiode zurückzustellen. Der Bedarf in Schö-
nefeld rechtfertigt noch kein Altenpflegeheim. Die derzeitigen
Bedarfe in Schönefeld, Schulzendorf und Zeuthen lassen sich
durch das Heim in Wildau decken.  

Unter dem Aspekt der wohnortnahen Versorgung bieten sich im
restlichen Einzugsbereich III die Standorte Wernsdorf und Bes-
tensee an. Die in Wernsdorf bereits mit 48 Altenpflegeheim-
plätzen betriebene Einrichtung „Seniorenpflegeheim Schwa-
nenburg“ wird die Behauptung, mit dieser Größe wirtschaftlich
existieren zu können, durch entsprechende Unterlagen nach-
weisen. Vor diesem Hintergrund war es geboten, für diesen
Standort eine Größenordnung von 48 Altenpflegeheimplätzen
vorzusehen.

Im südlichen Teil des Einzugsbereiches III empfiehlt es sich,
am Standort Bestensee, für den bislang kein Altenpflegeheim
vorgesehen ist, ein solches neu zu schaffen. Dafür ist eine auch
unter betriebswirtschaftlichen Aspekten angemessene Größe
von 60 Altenpflegeheimplätzen zweckmäßig.

Diese Planungsüberlegungen entsprechen der regionalen Ver-
teilung der kleinräumig prognostizierten Bedarfswerte für das
Jahr 2005 im Einzugsbereich III. Ausweislich der Tabelle 8 der
Plangrundlagen des MASGF kann die Einrichtung in Werns-
dorf mit 48 Plätzen den prognostizierten Bedarf von 49 Alten-
pflegeheimplätzen für den Bereich „Unteres Dahmeland“ des
Einzugsbereiches III abdecken. Das für den Standort Bestensee
vorgesehene neue APH mit 60 Plätzen steht im Wesentlichen
für den prognostizierten Bedarf der Ämter/amtsfreien Gemein-
den Bestensee, Friedersdorf und Schenkenländchen mit einem
Bedarf von insgesamt 74 Altenpflegeheimplätzen zur Verfü-
gung. Die drei Einrichtungen an den Standorten Wildau, Kö-
nigs Wusterhausen und Deutsch Wusterhausen mit zusammen
317 Altenpflegeheimplätzen decken den restlichen prognosti-
zierten Bedarf.

Für ein Altenpflegeheim am Standort Bestensee konkurrierten
am Ende der Regionalkonferenz für den Landkreis Dahme-
Spreewald sechs Bewerber:  SeniorenWohnpark Erkner (SWP),
Volkssolidarität Bürgerhilfe (VS), die Johanniter (JUH),  Dia-
konissenhaus Teltow (DHT), Berliner Stadtmission (BSM) und
DRK Kreisverband Dahme-Spreewald (DRK). 
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Unter den Abwägungsgesichtspunkten „Projektidee”, „Stand-
ort”, „Platzzahl”, „Zielgruppe” und „Bedarfsgerechtigkeit”
wurden alle Bewerber den vom MASGF vorgegebenen Ge-
sichtspunkten gerecht und diesbezüglich gleich bewertet. Hin-
sichtlich der verbleibenden Beurteilungsgesichtspunkte erga-
ben sich Unterschiede, die durch eine Gewichtung der Faktoren
zusätzlich strukturiert wurden. Mit dem Gewichtungsfaktor 2
wurden die Beurteilungskriterien „Altenpflegeheim dieses Trä-
gers am Standort vorhanden”, „eine Versorgungskette entsteht”,
„fachliche Qualifikation des Trägers”, „Wirtschaftlichkeit” und
„Leistungsfähigkeit” bewertet. Der Aspekt der Trägervielfalt
wurde mit dem Gewichtungsfaktor 2,5 in das Kalkül einbezogen.

Der Beurteilungsgesichtspunkt „Altenpflegeheim dieses Trä-
gers am Standort vorhanden” führte zu dem Ergebnis, dass
BSM diesbezüglich besser als alle anderen Bewerber ist. Der
Gesichtspunkt „eine Versorgungskette entsteht” ließ die Bewer-
bung  der VS und der BSM gleich gut vor allen anderen rangie-
ren. Die Frage nach der fachlichen Qualifikation des Trägers
führte zu dem Ergebnis, dass die Bewerber DHT und BSM
gleich gut vor allen anderen Bewerbern zu sehen waren. Hin-
sichtlich der Wirtschaftlichkeit ergab die vergleichende Analy-
se, dass die JUH und die BSM in gleicher Weise vor allen an-
deren Bewerbern platziert werden mussten. Nach dem Aspekt
„Leistungsfähigkeit” waren wieder das DHT und die BSM in
gleicher Weise besser als die anderen Bewerber. Unter dem Be-
urteilungsgesichtspunkt „Trägervielfalt” rangierten die Träger
VS und DRK in gleicher Weise vor allen anderen.

Eine Zusammenfassung der einzelnen Beurteilungsgesichts-
punkte ergab, dass der Bewerber Berliner Stadtmission mit
deutlichem Abstand vor der an 2. Stelle platzierten Volkssolida-
rität die Planungsgesichtspunkte des MASGF am Standort Bes-
tensee am besten erfüllt. Die Entscheidung des MASGF fällt
deshalb zu Gunsten dieses Trägers.

- zu 2.6 Landkreis Elbe-Elster

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Elbe-Elster konnte
auf der Basis des eingehend erörterten Planungsvorschlags
nicht mit allen Beteiligten Einvernehmen erzielt werden, weil
noch eine Position im Einzugsbereich III offen geblieben ist.

Für den Einzugsbereich III wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 166 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. Der
Träger Seniorenzentrum Albert Schweitzer gGmbH ist bereits
in der Regionalkonferenz 1995/96 mit 90 Altenpflegeheimplät-
zen am Standort Herzberg/Elster zur Aufnahme in den Landes-
pflegeplan vorgesehen worden. Die damalige Planung ist des-
halb jetzt beizubehalten. Aufgrund der Funktion von Herz-
berg/Elster als Mittelzentrum hat auch dieses Altenpflegeheim
eine über die Stadtgrenzen von Herzberg/Elster hinausgehende
Versorgungsfunktion. Es deckt somit Teilbedarfe der an Herz-
berg angrenzenden Ämter Schönewalde, Schlieben und Falken-
berg/Uebigau ab. Der verbleibende Bedarf, der bis zum Jahr
2005 maximal noch zu decken ist, verteilt sich auf diese Ämter
wie folgt: Schönewalde/Schlieben 35 bis 40 Pflegeplätze und
Falkenberg/Uebigau ebenfalls etwa 35 bis 40 Pflegeplätze.

Da eine Kapazität von 35 bis 40 Plätzen sowohl unter dem Ge-
sichtspunkt der Leistungsfähigkeit als auch der Wirtschaftlich-

keit eines solitär betriebenen Altenpflegeheimes problematisch
ist, dennoch eine wohnortnahe und damit bedarfsgerechte Ver-
sorgung sichergestellt werden soll, ist es sinnvoll, diesen Bedarf
durch eine Verbundlösung kleinräumig abzudecken. Dies ist
angesichts der Tatsache, dass bislang im Landkreis Elbe-Elster
der größte Teil des Bedarfs an Altenpflegeheimplätzen durch
verhältnismäßig große Altenpflegeheime an den Standorten
Doberlug-Kirchhain, Elsterwerda, Finsterwalde und Herz-
berg/Elster abgedeckt wird,  bedarfsgerecht.

Da sowohl die AWO als auch das Paul-Gerhardt-Werk eine sol-
che Verbundlösung an den Standorten Falkenberg/Uebigau und
Schlieben im Einzugsbereich III mit bedarfsgerechten Stand-
ortgrößen bilden, kann die Anmeldung der Senioren-Wohnpark
GmbH/Marseille AG mit 80 Altenpflegeheimplätzen für den
Standort Falkenberg/Uebigau bei der Landesplanung nicht
berücksichtigt werden.

- zu 2.7 Landkreis Märkisch-Oderland

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Märkisch-Oder-
land konnte auf der Basis des eingehend erörterten Planungs-
vorschlags nicht mit allen Beteiligten Einvernehmen erzielt
werden, weil noch eine Position offen geblieben ist. 

Bereits in den Landespflegeplan aufgenommen  ist die Unter-
nehmensgruppe Gutzeit im Einzugsbereich IV mit einer Teilka-
pazität von 16 Plätzen des  Altenpflegeheimes  Fredersdorf-Vo-
gelsdorf. Dieser Träger möchte darüber hinaus am gleichen
Standort eine 122 Pflegeplätze umfassende stationäre Spezial-
pflegeeinrichtung für demente Senioren schaffen. Dies ist aus
fachlichen Gründen nicht bedarfsgerecht, weil die Betreuung
dementer Personen eine Aufgabe aller Altenpflegeheime ist
(vgl. 1.2.6). Hinzu kommt, dass ein weiteres Heim in der Größe
von 122 Plätzen am Standort Fredersdorf unter Berücksichti-
gung der anderen bereits in den Landespflegeplan aufgenom-
menen und zusätzlich angemeldeten Standorte nicht bedarfsge-
recht ist.

- zu  2.8 Landkreis Oberhavel

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Oberhavel konnte
in fünf Positionen ein Einvernehmen nicht erzielt werden.

Der Träger MEDIKUS gGmbH am Standort Oranienburg woll-
te mit Plätzen der Tagespflege, der Kurzzeitpflege und der voll-
stationären Pflege für alte Menschen in der Landesplanung
berücksichtigt werden. Diesen Vorstellungen konnte nicht ent-
sprochen werden, weil insbesondere die erforderliche Darstel-
lung der Wirtschaftlichkeit dieser Vorhaben vom Träger nicht
vorgelegt wurde und im Übrigen der Bedarf für diese Vorhaben
nicht erkennbar ist. Die vorgesehenen Größenordnungen lassen
zudem nicht erkennen, dass dem Kriterium „Leistungsfähig-
keit” entsprochen würde. 

Die Vorhaben des Trägers „Team Lebenshilfe” können in der
Landesplanung nicht berücksichtigt werden, weil die geforder-
te Darstellung der Wirtschaftlichkeit der Vorhaben vom Träger
nicht hinreichend beigebracht wurde.

Neben dem bereits in den Landespflegeplan aufgenommenen
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APH der Caritas ist im Rahmen der Landesplanung am Stand-
ort Velten ein weiteres Altenpflegeheim durch den Träger „Jo-
hannesstift Spandau” nicht bedarfsgerecht. Demgegenüber ist
die von diesem Träger ersatzweise angestrebte Realisierung ei-
nes Altenpflegeheims am Standort Birkenwerder im Einzugsbe-
reich V vernünftig. Es entspricht den Planungskriterien Be-
darfsgerechtigkeit, Regionalität, Ortsnähe, Leistungsfähigkeit,
Wirtschaftlichkeit und Trägervielfalt und rechtfertigt von daher,
dass dieser Träger am Standort Birkenwerder in der vorgesehe-
nen Größenordnung mit einem Altenpflegeheim in die Landes-
planung aufgenommen wird. Die Aspekte Leistungsdifferenzie-
rung sowie Nachrang kommunaler Träger sind mit dieser Pla-
nungsvorstellung ebenfalls vereinbar. 

Die Vorstellung des Landrates des Landkreises Oberhavel von
einer Berücksichtigung zusätzlicher Quantitäten im Einzugsbe-
reich IV (Stadt Velten und Stadt Hennigsdorf) trifft zusammen
mit der Forderung des Trägers „Senioren-Wohnpark/Marseille-
Kliniken AG” am Standort Hennigsdorf. Nach kommunalen
Hinweisen wird die Siedlungsentwicklung und die Bevölke-
rungsdichte entlang einer Entwicklungsachse, die gebildet wird
aus der S-Bahn-Trasse zwischen Berlin und Hennigsdorf, nen-
nenswert größer sein, als vom IES prognostiziert. Eine vorsich-
tige Berücksichtigung dieser Erkenntnisse führte dazu, in der
Landesplanung für Altenpflegeheime am Standort Hennigsdorf
nicht nur 100, sondern 125 vollstationäre Plätze in der Träger-
schaft „Senioren-Wohnpark/Marseille-Kliniken AG” vorzuse-
hen.

- zu 2.10  Landkreis Oder-Spree

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Oder-Spree konnte
auf der Basis des eingehend erörterten Planungsvorschlags
nicht mit allen Beteiligten Einvernehmen erzielt werden, weil
noch drei Positionen offen geblieben sind.

Für den Landkreis Oder-Spree ergibt sich nach dem unter
1.2.9.1 dargestellten Richtwert von 0,3 % der über 75-Jährigen
bis zum Jahr 2005 auf der Basis der Bevölkerungsprognose ein
Bedarf von insgesamt 40 Kurzzeitpflegeplätzen.

In der Regionalkonferenz 1995/96 wurden insgesamt 43 Kurz-
zeitpflegeplätze verplant, die für den zukünftigen Bedarf an
Kurzzeitpflegeplätzen im Landkreis Oder-Spree ausreichen.

Auch im Einzugsbereich I ist der Bedarf an Kurzzeitpflegeplät-
zen durch die in den stationären Pflegeeinrichtungen vorgehal-
tenen Plätze gedeckt. Für die von der privaten Pflegeeinrich-
tung Simone Leske GmbH beantragten zwölf weiteren und
Kurzzeitpflegeplätze besteht daher kein Bedarf mehr. Eine so-
litäre Kurzzeitpflegeeinrichtung ist außerdem unter den Ge-
sichtspunkten der Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit
problematisch (siehe 1.2.9.1).  

Für den Einzugsbereich II wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 174 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert.  Die
Träger „Eigenbetrieb des Amtes Storkow” und Arbeiterwohl-
fahrt sind bereits mit insgesamt 90 Altenpflegeheimplätzen an
den Standorten  Storkow und Wendisch Rietz in den Landes-
pflegeplan aufgenommen worden. Auch der Träger „Sozialwerk
des Landkreises Oder-Spree” am Standort Beeskow ist mit 

50 Altenpflegeheimplätzen, wie schon in der Regionalkonfe-
renz 1995/96 zur Aufnahme in den LPP vorgesehen, weiterhin
bedarfsgerecht. Die verbleibenden, bis zum Jahr 2005 zur Be-
darfsdeckung erforderlichen 34 Plätze machen unter Berück-
sichtigung der inhaltlichen Plangrundsätze, insbesondere der
Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit, kein zusätzliches Al-
tenpflegeheim an einem weiteren Standort in diesem Einzugs-
bereich erforderlich. Es ist vielmehr geboten, die Kapazitäten
der beiden Einrichtungen in Beeskow, bislang 50 Altenpflege-
heimplätze, und in Storkow, bislang 30 Altenpflegeheimplätze,
entsprechend den Anträgen auf wirtschaftlich tragfähige Größen
von 60 bzw. 50 Plätzen aufzustocken. Der Antrag der SWP
GmbH für den Standort Bad Saarow-Pieskow kann deshalb zum
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht berücksichtigt werden.

Für den Einzugsbereich IV wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 192 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. Die
Träger SWP GmbH, Pflegeanstalt Georgstift GmbH, Senioren-
wohn- und -pflege gGmbH und die Stephanus-Stiftung sind mit
insgesamt 151 Altenpflegeheimplätzen an den Standorten Erk-
ner, Schöneiche b. Berlin und Grünheide (Mark) in den Lan-
despflegeplan aufgenommen und haben Baumaßnahmen durch-
geführt. Die Standorte sind bedarfsgerecht. Die bis zum Jahr
2005 zur Bedarfsdeckung erforderlichen 41 Plätze machen un-
ter Berücksichtigung der inhaltlichen Plangrundsätze, insbe-
sondere der Ortsnähe, Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlich-
keit, kein zusätzliches Altenpflegeheim an einem der drei ge-
nannten oder einem weiteren Standort in diesem Einzugsbe-
reich für die zukünftige Entwicklung erforderlich.

Planerisch ist vielmehr geboten, beim APH der Stephanus-Stif-
tung in Grünheide (Mark) zusätzlich 17 Pflegeplätze (insge-
samt 57) und beim APH der SWP GmbH in Erkner 20 Pflege-
plätze (insgesamt 80) als für die zukünftige Entwicklung erfor-
derlich auszuweisen. Die Ausweisung weiterer Plätze des Al-
tenpflegeheims in Erkner ist dagegen unter Berücksichtigung
des Gesamtbedarfs im Einzugsbereich und der berechtigten  In-
teressen anderer Heimbetreiber nicht zu vertreten.

- zu 2.11  Landkreis Ostprignitz-Ruppin

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Ostprignitz-Rup-
pin konnte auf der Basis des eingehend erörterten Planungsvor-
schlags nicht mit allen Beteiligten Einvernehmen erzielt wer-
den, weil noch vier Positionen offen geblieben sind.

Für den Einzugsbereich I wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 203 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. In
den Landespflegeplan sind bereits 166 Altenpflegeheimplätze
für das Heim des Landkreises OPR in Neuruppin (Betriebsträ-
ger SWP GmbH) und für das Heim des LAfIM in Kloster Lin-
dow aufgenommen worden. Beide Träger haben Baumaßnah-
men durchgeführt. Der Antrag des ASB Neuruppin, seine Be-
standseinrichtung in den Bedarfsteil des Landespflegeplans
aufzunehmen, war zu berücksichtigen, weil Neuruppin ein ge-
eigneter Standort ist und das Heim nach seiner Belegung der re-
gionalen Versorgung dient. Die Aufnahme des Heims Kloster
Lindow in den Landespflegeplan war zu bestätigen, weil ein
Heim dieser Größenordnung unter Berücksichtigung der regio-
nalen Siedlungsschwerpunkte in Kloster Lindow bedarfsge-
recht ist. Unter Berücksichtigung der Bereitschaft des Land-
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kreises, die Platzzahl in Neuruppin zurückzunehmen, und des
ASB, sich zunächst mit der Aufnahme von 30 Plätzen in den
Bedarfsplan des Landespflegeplanes zufrieden zu geben, konn-
te die an und für sich gegenüber den beiden Einrichtungen in
Neuruppin und Kloster Lindow planerisch nachrangige Ein-
richtung in Radensleben mit 50 Plätzen in den Bedarfsteil des
Landespflegeplans aufgenommen werden. Hierfür sprach, dass
das Heim in Radensleben bereits errichtet ist, in den Regional-
konferenzen 1992 mit 48 Plätzen akzeptiert wurde und zur Ge-
meinde Neuruppin gehört.

Für den Einzugsbereich IV wird bis zum Jahre 2005 ein Bedarf
von maximal 115 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. In
den Landespflegeplan bereits aufgenommen sind 99 Altenpfle-
geheimplätze der SWP GmbH am Standort Kyritz und der Pro
Seniorenpflege e. V. am Standort Wusterhausen.    

Die verbleibenden, bis zum Jahr 2005 erforderlichen 16 Plätze
machen unter Berücksichtigung der inhaltlichen Plangrundsät-
ze, insbesondere der Ortsnähe, Leistungsfähigkeit und Wirt-
schaftlichkeit, kein zusätzliches Altenpflegeheim an einem der
beiden genannten oder einem weiteren Standort in diesem Ein-
zugsbereich erforderlich.

Es ist vielmehr geboten, die Zahl der in den Bedarfsteil des
Landes bereits aufzunehmenden Plätze der SWP GmbH am
Standort Kyritz von 44 auf 50 zu erhöhen. Daher kann die An-
meldung der SWP GmbH für den Standort Neustadt (Dosse)
nicht berücksichtigt werden. Das Gleiche gilt für die Anmel-
dung der KMG am selben Standort.

- zu  2.12  Landkreis Potsdam-Mittelmark

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Potsdam-Mittel-
mark konnte auf der Basis des eingehend erörterten Planungs-
vorschlags nicht mit allen Beteiligten Einvernehmen erzielt
werden, weil noch fünf Positionen offen geblieben sind.

Für den Einzugsbereich I wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 170 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert.  In
den Landespflegeplan bereits aufgenommen sind 60 Altenpfle-
geheimplätze am Standort Belzig für den Träger Luise-Henriet-
ten-Stift. Baumaßnahmen sind bereits durchgeführt. Da Belzig
der Siedlungsschwerpunkt des Einzugsbereiches ist, ist ein
zweites Heim mit 60 Plätzen planerisch sinnvoll. Unter Berück-
sichtigung des Bedarfs im Umkreis  von Treuenbrietzen und des
Umstandes, dass bereits 43 Plätze in den Regionalkonferenzen
1992 planerisch verabredet wurden, ist auch Treuenbrietzen in
den Bedarfsteil des Landespflegeplans aufzunehmen. Unter
Berücksichtigung der Größe des bereits errichteten Heimes ist
die Ausweisung von 60 Pflegeplätzen sachgerecht. Die Auswei-
sung höherer Platzzahlen ist im Hinblick darauf, dass der Ge-
samtbedarf für das Jahr 2005 um 10 Plätze  überschritten wird,
nicht zu rechtfertigen.

Für den Einzugsbereich III wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 106 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. Der
Träger Luise-Henrietten-Stift hat im Rahmen der Landespla-
nung davon bereits 90 Altenpflegeheimplätze am Standort Leh-
nin errichtet. Die verbleibenden, bis zum Jahr 2005 maximal er-
forderlichen 16 Plätze machen unter Berücksichtigung der in-

haltlichen Planungsgrundsätze, insbesondere der Leistungs-
fähigkeit und Wirtschaftlichkeit (siehe hierzu 1.2.4 und 1.2.5),
kein zusätzliches Altenpflegeheim in diesem Einzugsbereich
erforderlich. Der Antrag der SWP GmbH für den Standort Groß
Kreutz kann deshalb nicht  berücksichtigt werden.

Da weder dieser Einzugsbereich im Speziellen noch der Land-
kreis Potsdam-Mittelmark im Allgemeinen nach übereinstim-
mender Aussage des Landkreises wie der Stadt Potsdam in der
stationären Altenpflege Versorgungsfunktionen für die Landes-
hauptstadt haben, ist es nicht zweckmäßig Altenpflegeheimplät-
ze für die Stadt Potsdam im Landkreis Potsdam-Mittelmark
vorzuhalten. Ein Altenpflegeheim am Standort Golm, dessen
Bewohner sich primär aus Bürgern der Stadt Potsdam rekrutie-
ren sollen, ist - wie in der Regionalkonferenz übereinstimmend
festgestellt - planerisch nicht erforderlich.

Für den Einzugsbereich V wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 141 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. In
den Landespflegeplan aufgenommen sind bereits die Träger Se-
niorenwohn- und -betreuungsgesellschaft mbH (WBG) an den
Standorten Beelitz, 26 Plätze, und Caputh, 25 Plätze im Ver-
bund mit Beelitz, und die Caritas am Standort Wilhelmshorst,
60 Plätze (insgesamt 111 Altenpflegeheimplätze). Die verblei-
benden, bis zum Jahr 2005 zur Bedarfsdeckung maximal erfor-
derlichen 30 Plätze  machen unter Berücksichtigung der inhalt-
lichen Plangrundsätze, insbesondere der Leistungsfähigkeit und
Wirtschaftlichkeit (siehe hierzu 1.2.4 und 1.2.5), kein zusätzli-
ches Altenpflegeheim in diesem Einzugsbereich erforderlich.
WBG hat für den Standort Michendorf einen Antrag einge-
reicht, der vorsieht, das hier geplante, 26 bzw. 25 Plätze umfas-
sende Altenpflegeheim in den Verbund mit den Standorten Bee-
litz und Caputh zu integrieren. Dieser Antrag ist im Gegensatz
zu der von der SWP GmbH vorgesehenen Planung eines Hei-
mes mit 80 Plätzen am Standort Michendorf bedarfsgerecht.
Der Antrag der SWP GmbH für den Standort Michendorf kann
deshalb nicht berücksichtigt werden.

- zu  2.15  Landkreis Teltow-Fläming

In der Regionalkonferenz für den Landkreis Teltow-Fläming
konnte auf der Basis des eingehend erörterten Planungsvor-
schlags nicht mit allen Beteiligten Einvernehmen erzielt wer-
den, weil noch drei  Positionen offen geblieben sind.

Für den Einzugsbereich IV wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 125 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. In
den Landespflegeplan aufgenommen ist ein APH des LAfIM
am Standort Zossen mit 60 Altenpflegeheimplätzen. Bei der
Auswahlentscheidung über die maximal 65 weiteren Plätze, die
bis zum Jahre 2005 erforderlich sind, war dem DRK für den
Standort Saalow der Vorzug vor der Senioren Pflegeheim
GmbH Drewitz für den Standort Wünsdorf zu geben. Entschei-
dend war hier, dass nach den Verkehrsachsen eher Zossen und
Wünsdorf auf der einen Seite und Saalow, Klausdorf und Mel-
lensee auf der anderen Seite einen planerisch relevanten Sied-
lungszusammenhang bilden. Außerdem war der Standort Saa-
low bereits in den Regionalkonferenzen 1992 als planerisch 
erforderlich berücksichtigt worden und 1995/1996 mit der 
Anmerkung zurückgestellt worden, dass das DRK-Projekt 
bei einem sich ergebenden höheren Bedarf an diesem Stand-
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ort bevorzugt auf Realisierungsmöglichkeiten zu überprüfen
ist.

Für den Einzugsbereich V wird bis zum Jahr 2005 ein Bedarf
von maximal 183 Altenpflegeheimplätzen prognostiziert. In
den Landespflegeplan aufgenommen sind die Träger DRK, am
Standort Mahlow mit 50 Altenpflegeheimplätzen, und der ASB,
am Standort Ludwigsfelde mit 74 Altenpflegeheimplätzen (ins-
gesamt 124 Altenpflegeheimplätze). Die verbleibenden, bis
zum Jahr 2005 zur Bedarfsdeckung erforderlichen 59 Plätze
sind unter dem Aspekt der ortsnahen Versorgung im südlichen
Teil dieses Einzugsbereiches  zu realisieren. Von den beiden
konkurrierenden Anmeldungen für den Standort Trebbin war
der Arbeiterwohlfahrt der Vorzug zu geben, weil nach dem Er-
gebnis der Regionalkonferenz 1995/96 das von der AWO
zurückgestellte Projekt bei einem sich ergebenden höheren Be-
darf an diesem Standort bevorzugt auf Realisierungsmöglich-
keiten zu überprüfen ist. Die von der Senioren-Wohnpark
GmbH/Marseille AG für den gleichen Standort beantragten 80
Altenpflegeheimplätze können demzufolge keine Berücksichti-
gung finden.

Leistungsdifferenzierung für Blinde

Die Behandlung dieses Themas im Landespflegeausschuss hat
ergeben, dass ein Spezialbedarf für blinde Menschen, die alt
und stationär pflegebedürftig im Sinne des SGB XI sind, vor-
handen ist. Es ist jedoch bis jetzt nicht möglich gewesen, diesen
Bedarf zahlenmäßig nachzuweisen. Insbesondere bleibt bis
jetzt unklar, wieweit ein „normales” Altenpflegeheim  hinrei-
chende Leistungen  erbringen kann und ab wann eine Spezial-
einrichtung nachweislich erforderlich ist. 

Vor dem Hintergrund des Diskussionsstandes im Landespflege-
ausschuss haben sich zur Berücksichtigung in der Pflegepla-
nung des Landes  vier Bewerber gemeldet:

1. Behindertenwerk Spremberg mit 48 APH-Plätzen + 4 Plät-
zen der Kurzzeitpflege

2. Hoffbauerstiftung in Potsdam mit 42 APH-Plätzen 

3. Arbeiterwohlfahrt in Werder (Havel) mit 20 APH-Plätzen
und

4. Sozialwerk Potsdam mit 36 APH-Plätzen und weiteren 10
Plätzen für Tages- und Kurzzeitpflege.

Von diesen vier Antragstellern sind zwei bereits auf diesem
Spezialgebiet tätig:

1. Das Behindertenwerk in Spremberg bietet im Rahmen sei-
ner Einrichtung für behinderte Menschen  auch Alten und
stationär Pflegebedürftigen ein entsprechendes Angebot.

2. Die Hoffbauerstiftung in Potsdam hat bei Fertigstellung ih-
res Altenpflegeheims die Bewohner eines speziellen Blin-
denpflegeheims in Potsdam,  das aus baulichen Gründen
den Betrieb einstellen musste, übernommen und betreut
diesen Personenkreis bis zum heutigen Tage.

In dieser Situation war es einerseits hinreichend und anderer-
seits vertretbar, hier und jetzt in der Landesplanung ein Spezial-
angebot für blinde, alte Menschen, die stationär pflegebedürftig
im Sinne des SGB XI sind, bei den Trägern Behindertenwerk
Spremberg und Hoffbauerstiftung mit je 25 APH-Plätzen zu
schaffen. Damit ist zugleich entschieden, dass die darüber hin-
ausgehenden Platzvorstellungen dieser beiden Träger  nicht po-
sitiv entschieden werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es
nicht vertretbar, über die für das Behindertenwerk Spremberg
und die Hoffbauerstiftung vorgesehenen je 25 APH-Plätze hin-
auszugehen und  die Anträge der Arbeiterwohlfahrt in Werder
(Havel) und des Sozialwerks Potsdam aufzugreifen.
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4. Verzeichnis der Abkürzungen

APH = Altenpflegeheim

BMJFFS = Bundesministerium für Jugend, Frauen, Familie
und Soziales

BSHG = Bundessozialhilfegesetz

i. S. = im Sinne

IES = Institut für Entwicklungsplanung und Struktur-
forschung an der Universität Hannover

IVP = Investitionsprogramm Pflege des Landes Bran-
denburg

KDA = Kuratorium Deutsche Altershilfe

LAB = Landes-Altenpflegeheim-Bauprogramm des
Landes Brandenburg

LDS = Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik

LPA = Landespflegeausschuss

LPP = Landespflegeplan

MASGF = Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit
und Frauen

MDK = Medizinischer Dienst der Krankenkassen

MSWV = Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und
Verkehr

PflegeG = Landespflegegesetz

PflegeVG = Pflegeversicherungsgesetz

u. a. = unter anderem
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